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Kurzfassung 

Deutschland hat sich, wie viele andere Staaten, bereits im Jahr 1992 in Rio de Janeiro 
dem Leitbild einer nachhaltigen Entwicklung verpflichtet.  

Für die Entwicklung eines nachhaltigen Energiesystems setzt die Tragfähigkeit des Natur-
haushalts die Leitplanken. Nur innerhalb dieses Rahmens können wir andere Nachhaltig-
keitsanforderungen, wie Versorgungssicherheit und Wirtschaftlichkeit, optimieren. 

Die Studie „Klimaschutz und Versorgungssicherheit“ des Umweltbundesamtes (UBA) zeigt, 
wie eine nachhaltige Stromversorgung möglich ist. Klimaschutz, Versorgungssicherheit 
und Wirtschaftlichkeit sind vereinbar – auch mit Atomausstieg und ohne in den nächsten 
Jahren weitere konventionelle Kraftwerke ohne Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) zu bauen. 

 

Klimaschutzziele  

Der Klimawandel ist bereits Wirklichkeit. Die Bekämpfung der Klimaveränderungen und 
ihrer dramatischen Folgen ist eine der zentralen Herausforderungen dieses Jahrhunderts. 
Drastische Minderungen der Emissionen an Treibhausgasen und Maßnahmen zur Anpas-
sung an die nicht mehr abwendbaren Folgen des Klimawandels sind politische Hand-
lungsmaximen.  

Um gravierende Folgen des Klimawandels zu vermeiden, muss die Erderwärmung dauer-
haft auf maximal 2 Grad Celsius (˚C) gegenüber dem vorindustriellen Niveau begrenzt 
werden. Dafür müssen die Treibhausgasemissionen bis zum Jahr 2050 weltweit auf die 
Hälfte der Emissionen des Jahres 1990 sinken. Das bedeutet für die Industriestaaten, also 
auch für Deutschland, dass sie bis Mitte dieses Jahrhunderts ihre Treibhausgasemissionen 
um 80 Prozent (%) bis 95 % gegenüber 1990 mindern müssen. 

Die energiebedingten CO2-Emissionen tragen in Deutschland zu über 95 % der gesamten 
CO2-Emissionen und zu rund 80 % aller Treibhausgasemissionen bei. Allein die Stromer-
zeugung, die in Deutschland zurzeit noch überwiegend auf fossilen Brennstoffen basiert, 
hat einen Anteil von rund 40 % an den gesamten deutschen CO2-Emissionen. Daher hat 
die Stromerzeugung eine Schlüsselrolle für die Reduzierung klimaschädlicher Emissionen. 
Klimaschutz ist jedoch nur eine Anforderung an eine nachhaltige Entwicklung.  

 

Der Weg zu einer nachhaltigen Stromversorgung  

Um die langfristigen Klimaschutzziele im Rahmen einer nachhaltigen Entwicklung erfül-
len zu können, muss ein grundlegender Wandel in der Stromversorgung stattfinden. 
Zentrale Elemente dafür sind der weitere Ausbau der erneuerbaren Energien, die Sen-
kung der Stromnachfrage durch Effizienzsteigerungen, der Ausbau der KWK und der 
Ausstieg aus der Atomenergienutzung. 

Erneuerbare Energien müssen langfristig den überwiegenden Teil der Stromerzeugung 
übernehmen. Die Potentiale hierfür sind sowohl in Deutschland als auch weltweit vor-
handen.  
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In einem ersten Schritt müssen wir bis 2020:  

• den Anteil der erneuerbaren Energien an der Stromerzeugung auf über 30 % und 
danach weiter steigern, 

• die Stromnachfrage durch Effizienzsteigerungen um 11 % gegenüber dem Jahr 
2005 senken und  

• den Anteil der KWK an der Stromerzeugung auf 25 % erhöhen.  

Da eine direkte Speicherung von Wechselstrom großtechnisch nicht möglich ist, muss 
jederzeit ein Leistungsausgleich zwischen Erzeugung (Einspeiseleistung) und Verbrauch 
(Last) erfolgen. Durch die schwankende Einspeisung und die Prognoseabweichungen bei 
Windenergie und Photovoltaik – die neben der Geothermie die größten Potentiale in 
Deutschland haben – ergeben sich hierfür große Herausforderungen. 

Um große Mengen erneuerbarer Energien in die Stromversorgung zu integrieren, müssen 
und können wir neue technische Möglichkeiten nutzen. Die Frage lautet daher nicht, wie 
viel Strom aus erneuerbaren Energien das heutige Elektrizitätssystem verträgt, sondern: 
Wie muss unser zukünftiges Elektrizitätssystem aussehen, um Strom aus erneuerbaren 
Energien möglichst effektiv und kosteneffizient integrieren zu können?  

Dazu sind die erneuerbaren Energien und auch die Nachfrageseite zukünftig stärker am 
Leistungsausgleich und bei der Bereitstellung von Regelleistung zu beteiligen, beispiels-
weise in virtuellen Kraftwerken. Zum Ausgleich von Einspeiseschwankungen aus erneu-
erbaren Energien bietet auch der großräumige europäische Leistungsausgleich erhebliche 
Potentiale. Als Ergänzung zu dem weiterhin schnell wachsenden Anteil erneuerbarer 
Energien ist zudem – für eine Übergangszeit – ein hochflexibler und emissionsarmer fos-
siler Kraftwerkspark erforderlich.  

 

Das Phantom „Stromlücke“  

Aktuell geht es jedoch in der öffentlichen Diskussion weniger um die Entwicklung einer 
nachhaltigen Stromversorgung, als viel mehr um die Frage der Versorgungssicherheit 
und des zukünftigen Bedarfs an Kraftwerksneubauten.  

Die dabei häufig genutzten Begriffe „Stromlücke“ und „Defizit“ an verfügbarer Kraft-
werksleistung suggerieren die Gefahr großräumiger Stromausfälle (Blackouts). Dem ist 
aber nicht so: Großräumige Stromausfälle können nur eintreten, wenn sehr seltene Er-
eignisse die vorgeschriebenen Sicherheitsreserven für den Netzbetrieb übersteigen oder 
wenn gegen die Anforderungen an einen sicheren Netzbetrieb – zum Beispiel durch 
menschliches Versagen – verstoßen wird.  

Bei den mit den Begriffen „Stromlücke“ und „Defizit“ an verfügbarer Kraftwerksleistung 
beschriebenen Situationen handelt es sich um Kapazitätsknappheiten. Diese führen in 
funktionierenden Märkten möglicherweise zu Preisspitzen, jedoch nicht zu großräumigen 
Stromausfällen. Anhand der aktuellen Entwicklung im Energiemarkt ist nicht erkennbar, 
dass der Strommarkt momentan nicht funktioniert oder zukünftig nicht funktionieren 
wird.  

Nimmt man jedoch einen nicht funktionierenden Markt an, so sollten nicht die Sympto-
me behandelt werden, wie dies mit Investitionsförderungen für den Neubau von Kraft-
werken oder der Verlängerung der Laufzeiten von Atomkraftwerken (AKW) derzeit 
diskutiert wird, um mögliche Kapazitätsdefizite auszugleichen. Vielmehr sollten die mög-
lichen Ursachen für den nicht funktionierenden Markt beseitigt werden, indem etwa das 
Marktdesign angepasst wird, um dauerhaft sichere Lösungen zu erhalten.  
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Zum Neubau von Kraftwerken gibt es grundsätzlich verschiedene Alternativen, die 
zugleich die Flexibilität am Strommarkt erhöhen. Hierzu gehören zum Beispiel: 

• eine stärkere zeitliche Flexibilisierung der Nachfrage zur Steigerung der kurzfristi-
gen Preiselastizität,  

• die Senkung der gesamten Nachfrage durch Effizienzsteigerungen 

• die Bereitstellung von Regelleistung durch regelbare Lasten,  

• Laufzeitverlängerungen bei fossilen Bestandskraftwerken und  

• in gewissem Umfang Stromimporte zum kurzfristigen Leistungsausgleich.  

Diese Möglichkeiten haben insgesamt erhebliche technische Potentiale, und sie sind aus 
volkswirtschaftlicher Sicht in der Regel von Vorteil. 

 

Keine neuen konventionellen Kraftwerke ohne KWK bis 2020 erforderlich 

Bis zum Jahr 2020 besteht – auch mit dem Atomausstieg – kein Neubaubedarf an konven-
tionellen Kraftwerken ohne KWK über die derzeit in Bau befindlichen Anlagen hinaus. 
Dies gilt selbst dann, falls die Ziele für den Ausbau der erneuerbaren Energien und der 
KWK sowie für die Senkung der Stromnachfrage insgesamt deutlich verfehlt würden. Vor 
allem besteht bis zum Jahr 2020 kein Neubaubedarf an zusätzlichen konventionellen 
Grundlastkraftwerken ohne KWK.  

Nur falls der Stromverbrauch ohne eine deutliche Zunahme der kurzfristigen Preiselastizi-
tät der Nachfrage erheblich stiege und die zuvor genannten Alternativen zum Kraft-
werksneubau nur teilweise genutzt würden und falls zugleich die Ziele für den Ausbau 
der erneuerbaren Energien und der KWK deutlich verfehlt würden, so bestünde ein zu-
sätzlicher Bedarf für konventionelle Neubaukraftwerke. Dieser Bedarf ergäbe sich vor al-
lem für Mittellast-, Spitzenlast- und Reservekraftwerken, jedoch weniger für 
Grundlastkraftwerke. Sollte sich künftig andeuten, dass die Ziele deutlich verfehlt würden, 
sollten jedoch vorrangig die bestehenden Instrumente, wie zum Beispiel das Erneuerbare-
Energien-Gesetz (EEG) oder das KWK-Gesetz, angepasst oder ergänzt werden.  

Sollte – zusätzlich zu den bereits in Bau befindlichen Kraftwerken – ein erheblicher Teil 
der momentan bestehenden und vielfach weit fortgeschrittenen Kraftwerksneubaupla-
nungen realisiert werden, besteht – statt eines weiteren Neubaubedarfs – vielmehr die 
Gefahr volkswirtschaftlich ineffizienter Überkapazitäten, vor allem im Bereich der Grund-
last. Die Diskussion über Laufzeitverlängerungen der Atomkraftwerke verschärft das Risi-
ko massiver Überkapazitäten im Grundlastbereich zusätzlich. Die teilweise zu 
beobachtende Investitionszurückhaltung bei Kraftwerksneubauten zeigt daher, dass eini-
ge Investoren dies erkannt haben und der Markt insofern funktioniert.  

 

Zurzeit kein Handlungsdruck  

Vielfach wird über die Notwendigkeit einer sehr baldigen Entscheidung über den Neubau 
konventioneller Kraftwerke ohne KWK oder auch über Laufzeitverlängerungen für Atom-
kraftwerke diskutiert. Der in diesen Debatten suggerierte Handlungsdruck ist jedoch nicht 
gerechtfertigt, da die Versorgungssicherheit bis 2020 gewährleistet werden kann – wie 
oben dargestellt – auch mit Atomausstieg und ohne in den nächsten Jahren weitere kon-
ventionelle Kraftwerke ohne KWK zu bauen.  
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Für Reaktionen auf einen möglichen Kraftwerksbedarf für die Zeit nach 2020 sind bis 
etwa zum Jahr 2015 keine Entscheidungen erforderlich, da die durchschnittliche Realisie-
rungsdauer neuer fossile Kraftwerke rund drei bis sieben Jahre beträgt.  

In den nächsten Jahren besteht deshalb kein Handlungsbedarf, weder für einen Neubau 
konventioneller Kraftwerke ohne KWK noch für Laufzeitverlängerungen der dann noch 
betriebenen Atomkraftwerke.  

Laufzeitverlängerungen für Atomkraftwerke stellen auch für die Zeit nach 2020 keine 
nutzbare Option dar, da die Atomenergie die Anforderungen an eine nachhaltige Ent-
wicklung gravierend verletzt. Die Atomenergienutzung sollte daher schnellstmöglich be-
endet werden.  

Entscheidungen über den Neubau konventioneller Kraftwerke ohne KWK können in eini-
gen Jahren auf der Grundlage des dann zu erwartenden Kraftwerksbedarfs und vor allem 
des dann verfügbaren neuen Stands der Technik getroffen werden.  

 

Wie sieht es nach 2020 aus?  

Langfristig – vor allem für die Zeit nach 2020 – stellen der Ausbau der erneuerbaren 
Energien und die Steigerung der Energieeffizienz neue Anforderungen an den konventi-
onellen Kraftwerkspark: Obwohl zum Beispiel die fluktuierend einspeisende Windenergie 
selbst keine Grundlastkapazität darstellt und ihr Leistungskredit sehr niedrig ist, verrin-
gert sie die residuale Grundlast deutlich, dass heißt den Teil der Grundlast, der von kon-
ventionellen Kraftwerken zu decken ist. Der Ausbau der erneuerbaren Energien 
insgesamt wird den Bedarf an konventionellen Grundlastkraftwerken – also Kraftwerke 
mit hohen Ausnutzungsdauern, wie Atom- und neue Kohlekraftwerke – zukünftig deut-
lich senken.  

Langfristig brauchen wir zwar auch neue fossile Kraftwerke. Es besteht jedoch vor allem 
ein zusätzlicher Bedarf an Spitzenlast- und Reservekraftwerken und gegebenenfalls ein 
Bedarf an neuen Mittellastkraftwerken für den Ersatz von Bestandsanlagen. Ein erhebli-
cher Neubaubedarf an konventionellen Grundlastkraftwerken für die Zeit nach 2020 ist – 
auch mit Atomausstieg – sehr unwahrscheinlich, vor allem falls die Ziele der Bundesre-
gierung für den Ausbau der erneuerbaren Energien und der KWK weitgehend erreicht 
werden.  

Die in der öffentlichen Debatte um die Versorgungssicherheit geforderten Laufzeitverlän-
gerungen für Atomkraftwerke oder die Förderung neuer – für die Grundlast bestimmter – 
konventioneller Kraftwerke sind also nicht nur überflüssig, sondern sie gehen auch in die 
falsche Richtung. 

 

Nachhaltiges Energiesystem: mehr als Klimaschutz und Versorgungssicherheit 

Nachhaltigkeit ist mehr als Klimaschutz. Zu den Anforderungen an ein nachhaltiges 
Energieversorgungssystem gehören auch Umwelt- und Gesundheitsverträglichkeit, Risiko-
armut und Fehlertoleranz, Ressourcenschonung sowie umfassende Wirtschaftlichkeit un-
ter Berücksichtigung externer Kosten.  

Zu den nicht nachhaltigen Stromerzeugungstechniken gehört die Atomenergienutzung. 
Sie sollte schnellstmöglich beendet werden.  

Auch die Kohleverstromung ist aus Gründen des Klima-, Landschaft- und Ressourcen-
schutzes keine nachhaltige Technik.  
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Ebenso ist die Abscheidung und Speicherung des Kohlendioxids (CO2), das so genannte 
carbon capture and storage (CCS), auf Basis fossiler Energieträger bei näherer Betrach-
tung nicht nachhaltig. Inwieweit CCS an fossilen Kraftwerken in Deutschland einen Bei-
trag für den Klimaschutz leisten kann, ist fraglich. Vor allem ist noch zu untersuchen, 
welche Kapazitäten sicherer Speicher tatsächlich zur Verfügung stehen und welche kon-
kurrierenden Verwendungsoptionen für diese Speicher bestehen.  

Global kann CCS, da die geologischen Speicher nur begrenzt vorhanden sind, eine Über-
gangstechnik für die Umstellung zu einem - überwiegend auf erneuerbaren Energien 
basierenden - nachhaltigen Energiesystem sein. Allerdings ist das Funktionieren der CCS-
Technik noch nicht sichergestellt und mit ihrer großtechnischen Verfügbarkeit ist frühes-
tens ab 2020 zu rechnen.  

Für die Erfüllung der langfristigen Klimaschutzziele sind nicht nur drastische Emissions-
minderungen bei der Stromerzeugung erforderlich, sondern auch in der Industrie. Die 
begrenzten, potentiell vorhandenen CO2-Speicher sollten daher vorrangig für die Senkung 
der prozessbedingten Emissionen, zum Beispiel aus der Stahl- und Zementherstellung, 
und – falls zukünftig erforderlich – für eine Dekarbonisierung der Atomsphäre zur Verfü-
gung stehen. Im Sinne des Vorsorgeprinzips ist dies geboten, solange noch keine belast-
baren Informationen über die Kapazitäten der CO2-Speicher bestehen. 

Auch die Stromerzeugung auf Erdgas-Basis ist im strengen Sinne nicht nachhaltig. Sie 
sollte deshalb auch nur für eine Übergangszeit bis zu einem hauptsächlich auf erneuerba-
ren Energien basierenden System zum Einsatz kommen. Sie führt jedoch zu deutlich nied-
rigeren CO2-Emissionen als die Stromerzeugung auf Basis von Kohle. 

Langfristig bestehen ausreichend große Potentiale für eine nachhaltige Stromversorgung 
auf Basis erneuerbarer Energien und Energieeffizienz. 

 

Helfen neue fossile Kraftwerke dem Klimaschutz? 

In der öffentlichen Debatte gibt es das Argument, dass moderne Kohlekraftwerke gut für 
den Klimaschutz seien, weil ein neues Kohlekraftwerk pro Kilowattstunde Strom weniger 
CO2 ausstößt als ein altes. Um zu beurteilen, welchen Beitrag eine solche CO2-Ersparnis 
beim erforderlichen Umbau des Kraftwerksparks leisten kann, ist jedoch ein Blick auf das 
Gesamtsystem notwendig: 

Um die CO2-Emissionen der Stromerzeugung zu begrenzen und langfristig zu senken, ist 
der Emissionshandel in der Europäischen Union (EU) – in Kombination mit dem Ausbau 
der erneuerbaren Energien und der Steigerung der Energieeffizienz – das zentrale In-
strument. Die Obergrenze der CO2-Emissionen im Emissionshandel, das so genannte Cap, 
ist bis zum Jahr 2020 festgelegt. Es muss auch nach 2020 stark sinken, um die langfristi-
gen – für 2050 anvisierten – Klimaschutzziele erreichen zu können.  

Eine Betrachtung der langfristigen europäischen Klimaschutzziele und der spezifischen 
CO2-Emissionen der Kraftwerke zeigt erstens: Die durchschnittlichen spezifischen CO2-
Emissionen dürfen im Jahr 2050 nur noch weniger als ein Drittel der heutigen Werte 
betragen, müssen also unter 150 g/kWhe sinken. Zweitens: Obwohl neue Kohlekraftwerke 
deutlich höhere Wirkungsgrade und deshalb geringere CO2-Emissionen pro erzeugter 
Kilowattstunde erreichen als alte Kohlekraftwerke, reichen diese Effizienzgewinne bei 
weitem nicht für eine CO2-Minderung in der Größenordnung aus, wie sie der Klimaschutz 
erfordert. Drittens: Unter den fossilen Alternativen ohne CCS führt nur der Ersatz alter 
Kohlekraftwerke durch neue hocheffiziente Erdgas-gefeuerte Gas- und Dampfturbinen-
kraftwerke mittelfristig zu ausreichenden CO2-Minderungen.  
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Eine starke Kohlenutzung mit heutiger Kraftwerkstechnik würde zudem langfristig – das 
heißt weit nach 2020 und bei zukünftig stetig sinkendem Cap – den CO2-Zertifikatepreis 
in die Höhe treiben. 

Da die Amortisationszeit neuer fossiler Kraftwerke rund 20 Jahre und deren technische 
Lebensdauer über 40 Jahre beträgt, bestünde mit einem massiven Neubau an Kohlekraft-
werken das Risiko der Festlegung auf einen emissionsintensiven fossilen Kraftwerkspark 
und das Risiko von Fehlinvestitionen für die Kraftwerksbetreiber.  

Der Weiterbetrieb bestehender fossiler Kraftwerke bis 2020 ist europaweit nicht mit hö-
heren Emissionen verbunden, da die Gesamtmenge an CO2-Emissionen in diesem Zeit-
raum durch den Emissionshandel begrenzt ist.  

Da wir zukünftig deutlich weniger konventionelle Grundlastkraftwerke brauchen werden 
als bisher, ist es für langfristig günstige CO2-Preise daher insgesamt von Vorteil, einige 
fossile Bestandskraftwerke für gewisse Zeit weiterhin zu betreiben, falls diese Kapazitäten 
notwendig sind, statt neue emissionsintensive Grundlastkraftwerke zu bauen.  

 

Wirtschaftlichkeit der Stromversorgung 

Für das Kriterium der umfassenden Wirtschaftlichkeit in der Stromversorgung sind die 
vollständigen externen Kosten der Energienutzung zu berücksichtigen, wie das der Emis-
sionshandel für die externen Kosten der CO2-Emissionen bereits teilweise leistet.  

Unter Berücksichtigung der externen Umweltkosten liegen die volkswirtschaftlichen Ge-
samtkosten der Stromerzeugung aus verschiedenen erneuerbaren Energien – wie zum 
Beispiel der Windenergie mit rund 8,0 ct/kWh – bereits heute unter denen der fossilen 
Stromerzeugung. Zudem wird sich das Kostenverhältnis zukünftig weiter zu Gunsten der 
erneuerbaren Energien verbessern.  

Der Umbau des Kraftwerksparks im Sinne der Nachhaltigkeit ist mit umfangreichen, je-
doch volkswirtschaftlich vorteilhaften Investitionen verbunden. Daher sollten wir jetzt die 
Chance nutzen, das Energiesystem entsprechend den zukünftigen Anforderungen zu ges-
talten.  

 

Markthemmnisse beseitigen und Stromnetze ausbauen 

Wo der Markt bisher nicht optimal funktioniert, sollten Hemmnisse beseitigt werden. 
Dies gilt vor allem für den Gasmarkt, wo die Liberalisierung noch weniger weit fortge-
schritten ist, jedoch auch für den Strommarkt. Der europaweite wie regionale Ausbau der 
Stromnetze muss vorangetrieben werden, um einen gesamteuropäischen Strommarkt zu 
schaffen, um erneuerbare Energien auch zukünftig integrieren und die europaweiten 
Potentiale erneuerbarer Energien optimal nutzen zu können. 
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Handlungsempfehlungen 

Zusammenfassend ergeben sich aus den langfristigen Zielen für einen nachhaltigen 
Kraftwerkspark die folgenden Handlungsempfehlungen an die Politik: 

• Ausbau der erneuerbaren Energien und der KWK weiter vorantreiben, 

• Stromnachfrage durch Effizienzsteigerungen senken, 

• Erfolg der Instrumente für erneuerbare Energien, KWK und Effizienz kontrollieren, 

• Atomausstieg wie gesetzlich festgelegt fortsetzen, 

• Emissionshandels-Cap langfristig ambitioniert senken,  

• Laufzeit fossiler Bestandskraftwerken nicht beschränken,  

• Neubau von Kraftwerken ohne KWK nicht fördern, 

• Liberalisierung des Erdgasmarktes fortsetzen, 

• Transportwege und Bezugsquellen für Erdgas diversifizieren, 

• Erdgas durch Effizienzmaßnahmen, vor allem im Wärmesektor, einsparen,  

• Ausbau des Stromnetzes vorantreiben.  

Die Kriterien der Nachhaltigkeit und insbesondere der Klimaschutz erfordern einen 
grundlegenden Umbau der Stromversorgung. Dieser Umbau braucht Zeit und ist mit gro-
ßen Investitionen verbunden, die sich jedoch volkswirtschaftlich lohnen.  

Entscheidungen, die wir heute über die weitere Entwicklung des Kraftwerksparks treffen, 
wirken mindestens bis zur Mitte des Jahrhunderts. Daher sollten wir bereits heute die 
richtigen Weichen für eine nachhaltige Entwicklung stellen.  
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1 Einleitung – Nachhaltige Energieversorgung 

Der Klimawandel ist bereits Wirklichkeit. Die Bekämpfung der Klimaänderungen und 
ihrer dramatischen Folgen ist eine der zentralen Herausforderungen dieses Jahrhunderts. 
Drastische Minderungen der Emissionen an Treibhausgasen und Maßnahmen zur Anpas-
sung an die nicht mehr abwendbaren Folgen des Klimawandels sind politische Hand-
lungsmaxime. Die energiebedingten CO2-Emissionen tragen in Deutschland zu über 
95 Prozent (%) der gesamten CO2-Emissionen und zu rund 80 % aller Treibhausgasemissi-
onen bei1. Die Energieversorgung - dazu gehören Strom, Wärme und Verkehr - ist damit 
in Deutschland der Hauptverursacher klimaschädigender Emissionen. Allein die Stromer-
zeugung, die in Deutschland zurzeit noch zu knapp 60 % auf fossilen Brennstoffen basiert, 
hat einen Anteil von rund 40 % an den gesamten deutschen CO2-Emissionen.  

Die aktuelle Zusammensetzung und die zukünftige Entwicklung des Kraftwerksparks ha-
ben damit eine maßgebliche Bedeutung für die Reduzierung klimaschädigender Emissio-
nen. Zugleich ist der Kraftwerkspark Gegenstand einer kontroversen aktuellen Debatte, 
die nicht nur den Klimaschutz, sondern auch die Versorgungssicherheit betrifft. Dabei 
vermischen sich teilweise politische Forderungen mit technischen und ökonomischen 
Betrachtungen zu einem verzerrten Bild der realen Situation. Dieses Papier soll zu einer 
Versachlichung beitragen. Das Umweltbundesamt (UBA) stellt darin dar, wie sich der 
Kraftwerkspark zukünftig entwickeln sollte, um den Anforderungen einer nachhaltigen 
Entwicklung Rechnung zu tragen. Der Schwerpunkt des Papiers liegt dabei auf den we-
sentlichen Nachhaltigkeitsanforderungen Klimaschutz, Versorgungssicherheit und umfas-
sende Wirtschaftlichkeit. Diese sind im Einklang mit weiteren Anforderungen zu erfüllen, 
um eine nachhaltige Entwicklung zu gewährleisten.  

Dem Leitbild einer nachhaltigen Entwicklung hat sich Deutschland - gemeinsam mit vie-
len anderen Staaten - im Zuge der Konferenz der Vereinten Nationen über Umwelt und 
Entwicklung bereits im Jahr 1992 in Rio de Janeiro verpflichtet. Die Bundesrepublik setzt 
diese Verpflichtung mit der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie um, die unter anderem 
auch Vorgaben für eine nachhaltige Energieversorgung und damit auch für die Entwick-
lung der Stromversorgung enthält.  

Eine nachhaltige Entwicklung befriedigt die Bedürfnisse der heutigen Generation, ohne 
zu riskieren, dass künftige Generationen ihre eigenen Bedürfnisse nicht befriedigen kön-
nen2. Das Konzept der nachhaltigen Entwicklung umfasst die Dimensionen der ökologi-
schen, ökonomischen und der sozialen Nachhaltigkeit. 

Die im Energiewirtschaftsgesetz daran angelehnten Anforderungen an die Elektrizitäts-
versorgung - sicher, wirtschaftlich und umweltfreundlich - werden häufig gleichrangig 
dargestellt. Ohne den Erhalt der natürlichen Lebensgrundlagen ist jedoch ein dauerhaftes 
Überleben der Menschheit unter angemessenen Bedingungen nicht möglich. Einem 
Energiesystem, das die natürlichen Ressourcen übernutzt, fehlt die Grundlage für eine 
weitere soziale und wirtschaftliche Entwicklung3, und es widerspricht dem Grundsatz ge-
nerationenübergreifender Gerechtigkeit. Die ökologische Tragfähigkeit ist daher als letzte, 
unüberwindliche Schranke für alle menschlichen Aktivitäten zu akzeptieren. 4  

                                                                                                                                           
1 UBA [2008 a] 
2 Hauff [1987] 
3 Ohne eine Begrenzung des Klimawandels ist zum Beispiel eine volkswirtschaftlich günstige Entwicklung in 

den kommenden Jahrzehnten nicht möglich, siehe auch Stern [2006].   
4 UBA [2002] 
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Es kann also nur darum gehen, wie die heutige Menschheit den ihr verbliebenen Spiel-
raum am besten nutzen kann.  

Aus der Tragfähigkeit des Naturhaushalts ergeben sich die Leitplanken für die Ent-
wicklung eines nachhaltigen Energiesystems. Nur innerhalb dieses Rahmens können 
wir andere Nachhaltigkeitsanforderungen wie Versorgungssicherheit und Wirt-
schaftlichkeit optimieren.  

Das UBA hat aus den bereits genannten drei Nachhaltigkeitsdimensionen die spezifischen 
Anforderungen an ein nachhaltiges Energieversorgungssystem abgeleitet:5 

• Umwelt-, Klima- und Gesundheitsverträglichkeit,  

• soziale Verträglichkeit, 

• Risikoarmut und Fehlertoleranz, 

• konsequente Ressourcenschonung, 

• bedarfsgerechte Nutzungsmöglichkeit und dauerhafte Versorgungssicherheit, 

• umfassende Wirtschaftlichkeit unter Berücksichtigung externer Kosten6, 

• Zugangs- und Verteilungsgerechtigkeit,  

• Internationale Kooperationen7. 

Daher sind die Kriterien Klimaverträglichkeit sowie dauerhafte Versorgungssicherheit 
und Wirtschaftlichkeit, die dieses Papier als Schwerpunkte betrachtet, zwar wichtig, sie 
sind aber im Einklang mit allen weiteren Kriterien zu erfüllen, um eine nachhaltige 
Energieversorgung - und damit auch Stromversorgung - zu gewährleisten. 

Kapitel 2 beschreibt Klimaschutzziele und die Potentiale in der Stromversorgung diese zu 
erreichen. Kapitel 3 und  4 nennen wesentliche Aspekte zur Beurteilung der Versorgungs-
sicherheit und bewerten die Entwicklung der Versorgungssicherheit in der deutschen 
Stromversorgung für den Zeitraum bis 2020 auf Basis dieser Ausführungen und der Ana-
lyse verschiedener Studien. Kapitel 5 gibt einen Ausblick auf eine nachhaltige Stromver-
sorgung der Zukunft und zeigt, welche Weichen bereits heute auf dem Weg dorthin zu 
stellen sind. Kapitel 6 beleuchtet Wirtschaftlichkeit und Preise in der Stromversorgung.  

Gemeinsam mit diesem Papier veröffentlichen wir die Studie „Versorgungssicherheit in 
der Elektrizitätsversorgung“8, die die Firma BET9 für das UBA erstellte. Diese Studie be-
handelt neben allgemeinen Aspekten der Versorgungssicherheit vor allem die Ergebnisse, 
Vorgehensweise, Annahmen und Schlussfolgerungen der von der Deutschen Energie-
Agentur (dena) erstellten „Kurzanalyse der Kraftwerks- und Netzplanung in Deutschland 
bis 2020“10. Diese Kurzanalyse wird in der öffentlichen Debatte häufig als Beleg für eine 
vermeintliche Gefährdung der Versorgungssicherheit angeführt. Die BET-Studie bietet 
weitere vertiefende Informationen, deren Darstellung im Rahmen des vorliegenden Pa-
piers zu weit führen würde. 

                                                                                                                                           
5 UBA [2002] 
6 Neben Arbeits-, Kapital- und Ressourcenkosten müssen auch externe ökologische und soziale Kosten einbe-

zogen werden. 
7 Internationale Kooperationen, um Konfliktpotentiale durch regionalen Mangel an Ressourcen zu vermeiden. 
8 BET [2008] 
9 Die Firma BET (Büro für Energiewirtschaft und technische Planung GmbH) ist ein Beratungsunternehmen 

der Energie- und Wasserwirtschaft. 
10 Dena [2008] 
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2 Klimaschutz  

Dieses Kapitel stellt die mittel- und langfristigen weltweiten, europäischen und deutschen 
Klimaschutzziele dar, beschreibt Potentiale zur Minderung von Treibhausgasen in der 
Stromversorgung und stellt die wesentlichen politischen Maßnahmen zu ihrer Erschlie-
ßung vor.  

 

2.1 Ziele des Klimaschutzes 

Der Klimawandel findet bereits statt. Steigende Durchschnittstemperaturen, eine Ände-
rung der Niederschlagsmuster, ein Anstieg des Meerspiegels, eine Häufung extremer 
Wetterereignisse und die damit verbundenen Konsequenzen wie zunehmende Hochwas-
sergefahren, Ertragsgefährdung in der Landwirtschaft oder negative gesundheitliche 
Wirkungen bergen erhebliche weltweite Gefahren für Menschen und Volkswirtschaften, 
gefährden die Stabilität der Ökosysteme und damit allgemein eine nachhaltige Entwick-
lung. Diese Gefahren können zukünftig noch deutlich zunehmen, falls wir nicht umsteu-
ern.  

Um gravierende Folgen zu vermeiden, muss die Erderwärmung auf maximal 2 Grad Cel-
sius (˚C) gegenüber dem vorindustriellen Niveau begrenzt werden. Diese politisch festge-
legte Zielvorgabe der EU basiert auf den wissenschaftlichen Ergebnissen des 
Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC), des so genannten Weltklimarates11. 
Bei einem darüber hinausgehenden Temperaturanstieg können die Kosten für die Anpas-
sung sowie die möglichen Schäden dramatisch ansteigen.  

Um das Zwei-Grad-Ziel mit einer Wahrscheinlichkeit von mehr als 66 % zu erreichen, ist 
eine Stabilisierung der Konzentration der Treibhausgase in der Atmosphäre bei maximal 
400 parts per million (ppm) CO2-Äquivalente notwendig.12 Die EU strebt eine Stabilisie-
rung bei 450 ppm CO2-Äquivalenten an, mit der eine 50-prozentige Wahrscheinlichkeit 
verbunden ist, das Zwei-Grad-Ziel zu erreichen.13  

Dafür müssen die Treibhausgasemissionen bis zum Jahr 2050 weltweit auf die Hälfte der 
Emissionen des Jahres 1990 sinken. Das bedeutet für die Industriestaaten, also auch für 
Deutschland, dass sie bis Mitte dieses Jahrhunderts ihre Treibhausgasemissionen um 
80 %14 15 bis 95 %16 gegenüber 1990 mindern müssen.17 Zögern bedeutet also wachsende 

                                                                                                                                           
11 IPCC [2007 a] 
12 EU Climate Change Expert Group [2008] 
13 ebd. 
14 UBA [2005] 
15 Enquete-Kommission [2002] S. 36: „Ökologische Ziele (87): Die weltweite Reduzierung der energiebedingten 

Treibhausgase ist Kern einer auf Nachhaltigkeit angelegten Energie- und Verkehrspolitik. Ziel muss die 
Stabilisierung des Weltklimas sein. Notwendig ist demnach, den weltweiten CO2-Ausstoß bis 2050 gegen-
über dem heutigen Niveau um etwa 50 % zu senken. Die Kommission sieht es als notwendig an, dass die 
Treibhausgasemissionen in den Industrieländern, also auch in Deutschland, bis zum Jahr 2020 um 40, bis 
2030 um 50 und bis 2050 um 80 Prozent gegenüber 1990 reduziert werden müssen. So würde den mehr 
als 80 Prozent der Weltbevölkerung in den Entwicklungsländern eine nachhaltige Entwicklungsperspektive 
ermöglicht.“ 

 ebd. S.345: „Alle Interventionsszenarien sollten weiterhin auf das von der Enquete-Kommission „Schutz der 
Erdatmosphäre“ des 13. Deutschen Bundestages vorgegebene Ziel hinarbeiten, die Treibhausgasemissionen 
Deutschlands im Jahre 2050 gegenüber 1990 um 80 % zu reduzieren.“  

16 IPCC [2007 b], Chapter 13, S. 776, Box 13.7 
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Klimaschäden und steigende Kosten, sowohl für spätere Klimaschutzbemühungen als 
auch für Maßnahmen zur Anpassung an die nicht mehr abwendbaren Folgen des Klima-
wandels. 

Die Beschlüsse zu einer gemeinsamen Klima- und Energiepolitik der EU sehen vor, den 
Ausstoß an Treibhausgasen um 20 % bis zum Jahr 2020 zu reduzieren. Bieten die anderen 
Vertragsstaaten hinreichende Minderungsverpflichtungen an, will die EU ihren Treib-
hausgasausstoß um 30 % senken. Das so genannte Klima- und Energiepaket der EU, das 
mehrere Richtlinien zur Umsetzung des Minderungsziels umfasst, hat der Europäische Rat 
am 11. und 12. Dezember 2008 verabschiedet18. Zudem hat die EU vorgeschlagen, dass 
die Mitgliedstaaten gemeinsam mit anderen Industriestaaten ihre Treibhausgasemissio-
nen bis zum Jahr 2050 um 80 bis 95 %  gegenüber 1990 reduzieren19. 

Mit den Maßnahmen, die die Bundesregierung im August 2007 in Meseberg beschlossen 
hat, verfolgt sie das Ziel, die nationalen Treibhausgasemissionen bis zum Jahr 2020 um 
40 % zu senken. Mit diesen Beschlüssen wurden die Eckpunkte des Integrierten Energie- 
und Klimaprogramms (IEKP)20 festgelegt, mit den primären Zielen, die Energieeffizienzpo-
tentiale der verschiedenen Sektoren besser zu nutzen und die erneuerbaren Energien 
weiter konsequent auszubauen.  

 

2.2 Klimaschutzpotentiale in der Stromversorgung  

Verschiedene Veröffentlichungen zeigen, welche Potentiale zur Minderung von Treib-
hausgasen in Deutschland vorhanden sind. Für die energiebedingten CO2-Emissionen ent-
spricht das 40-Prozent-Ziel der Bundesregierung einer jährlichen Emission von maximal 
571 Millionen (Mio.) Tonnen (t) CO2 im Jahr 2020. Das UBA identifizierte acht Maßnahmen 
für Strom, Wärme und Verkehr, um dieses Ziel bis zum Jahr 2020 zu erreichen. Darauf 
aufbauend stellte das UBA in der Studie „Atomausstieg und Versorgungssicherheit“ im 
Einzelnen dar21, wie sich das 40-Prozent-Ziel im Stromsektor umsetzen lässt. Auch die Stu-
die „Energieszenarien für den Energiegipfel 2007“ von EWI/Prognos22 zeigt, dass das Ziel 
einer 40-prozentigen CO2-Minderung für Deutschland erreichbar ist.  

Wie Deutschland seine Treibhausgasemissionen bis 2050 mit dem Atomausstieg und oh-
ne den Einsatz von CCS23 um rund 80 % gegenüber 1990 senken kann, stellt das Leitsze-
nario 2008 des Bundesumweltministeriums (BMU) 24 dar. Eine vom Deutschen Zentrum 
für Luft- und Raumfahrt (DLR) im Auftrag von Greenpeace/EREC erstellte Studie25 zeigt ein 
Szenario, in dem auch weltweit die globale Senkung der CO2-Emissionen bis 2050 um 
50 % gegenüber 1990 ohne Atomenergie und CCS erreicht wird.  

                                                                                                                                           
17 Ein angemessener Minderungsbeitrag ist auch von weniger entwickelten Ländern einzufordern. Unter Be-

rücksichtigung des Prinzips der gemeinsamen aber differenzierten Verantwortung und Kapazitäten sind 
dabei die spezifischen Umstände der weniger entwickelten Länder, besonders ihre notwendige wirtschaft-
liche Entwicklung, zu berücksichtigen. 

18 Das so genannte Klima- und Energiepaket der EU ist am 5. Juni 2009 im Europäischen Amtsblatt erschienen. 
19 KOM [2009]:  
20 IEKP [2007] 
21 UBA [2008 c]  
22 EWI/Prognos [2007]; EWI: Energiewirtschaftliches Institut an der Universität zu Köln 
23 CCS: Carbon Capture and Storage, CO2-Abtrennung und Speicherung 
24 BMU [2008]  
25 Greenpeace/EREC [2008] 
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Energieeinsparung, effiziente Energieumwandlung und die erneuerbaren Energien sind 
die drei Säulen, auf denen die energiebedingten Emissionsminderungen beruhen. Die 
wichtigsten Potentiale für Deutschland stellen wir im Folgenden kurz dar und diskutieren 
auch die mögliche Rolle von CCS und die Probleme bei der Atomenergienutzung. 

 

2.2.1 Ausbau der erneuerbaren Energien 

Die verstärkte Nutzung der erneuerbaren Energien ist ein zentraler Punkt für eine nach-
haltige Energieversorgung. Damit werden endliche fossile Ressourcen geschont, die Im-
portabhängigkeit vermindert sowie die CO2-Emissionen gesenkt26. Weltweit liegt das 
technisch nutzbare Potential erneuerbarer Energien selbst bei strengen Restriktionen in 
der Größenordnung des Sechsfachen des derzeitigen weltweiten Verbrauchs an Endener-
gie. Erneuerbare Energien können also auch einen noch steigenden weltweiten Energie-
bedarf grundsätzlich vollständig und auf Dauer decken.27 Auch in Deutschland sind 
ausreichend große Potentiale vorhanden, um den Ausbau der erneuerbaren Energien 
weit voranzutreiben28.  

Das Leitszenario 2008 des BMU29 stellt dar, wie Deutschland seine Treibhausgasemissionen 
bis 2050 um rund 80 % gegenüber 1990 senken kann. In diesem Szenario steigt der Bei-
trag erneuerbarer Energien zur Stromversorgung kontinuierlich an, während die fossilen 
Energieträger und die Atomenergie ihre Bedeutung verlieren. Im Jahr 2050 haben die 
erneuerbaren Energien einen Anteil von knapp 81 % an der Bruttostromversorgung, wo-
bei ein Teil des erneuerbaren Stroms zum Beispiel aus solarthermischen Kraftwerken im 
Mittelmeerraum importiert werden soll. 

Die Potentiale für erneuerbaren Strom in Deutschland sind allerdings deutlich größer30. 
Die Abbildung 2-1 zeigt die Zusammensetzung der Bruttostromerzeugung nach Energie-
trägern für 2005, für das Jahr 2050 nach BMU-Leitszenario sowie die Potentiale für die 
Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien in Deutschland. Vor allem Photovoltaik und 
Geothermie bieten noch erhebliche weitere Ausbaupotentiale gegenüber der im Leitsze-
nario für 2050 dargestellten Entwicklung. Diese langfristig nutzbaren inländischen Poten-
tiale umfassen mit 565 Terrawattstunden (TWh) circa 92 % des Bruttostromverbrauchs des 
Jahres 2005. Erneuerbare Energien können somit die derzeitige jährliche Stromprodukti-
on aus Kohle- und Atomkraftwerken vollständig ersetzen.  

Zentrales Instrument für die Umsetzung der verstärkten Nutzung erneuerbarer Energien 
zur Strombereitstellung ist das EEG, das innerhalb des IEKP novelliert wurde.  

 

 

                                                                                                                                           
26 Vor allem bei Biomasse ist jedoch darauf zu achten, dass neben dem Klimaschutz auch die anderen Anfor-

derungen an ein nachhaltiges Energieversorgungssystem, zum Beispiel bei den Emissionen der klassischen 
Luftschadstoffe, erfüllt werden.  

27 BMU [2006]  
28 BMU [2009 b] 
29 BMU [2008] 
30 BMU [2009 b] 
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Abbildung 2-1: Zusammensetzung der Bruttostromerzeugung für 2005, für 2050 nach BMU-
Leitszenario und langfristig nutzbare Potentiale für die erneuerbare Stromerzeugung in 
Deutschland  

 

2.2.2 Erhöhung der Energieeffizienz auf der Nachfrageseite 

In Deutschland besteht das Ziel, den Stromverbrauch bis zum Jahr 2020 um 11 % gegen-
über 2005 zu senken. Dass dies machbar ist, zeigt ein Blick auf die vorhandenen Strom-
sparpotentiale, die deutlich größer sind.  

Eine Studie des Wuppertal-Instituts im Auftrag der E.ON AG31 beschreibt Energieeffizienz-
potentiale, die in den nächsten zehn Jahren erschließbar sind. Für Strom beziffert die Stu-
die die Sparpotentiale mit insgesamt 110 TWh, die aus Endkundensicht wirtschaftlich 
sind – das entspricht 18 % des Bruttostromverbrauchs32 im Jahr 2005. Dies betrifft vermie-
denen Stromverbrauch vor allem in Industrie und Gewerbe durch den Einsatz effizienter 
Pumpen und verbesserter Beleuchtung, Kühlung, Lüftung und Klimatisierung. In den 
Haushalten sind die größten, volkswirtschaftlich gewinnbringenden Stromsparpotentiale: 
die Verringerung der Stand-by-Verluste an Audio-, Video- oder TV-Geräten sowie eine Effi-
zienzsteigerung bei Kühlgeräten, Beleuchtung und Heizungspumpen. Aus Endkunden-
sicht lohnend ist auch der Austausch strombetriebener Nachtspeicherheizungen, die 

                                                                                                                                           
31 WI [2006] 
32 Der Bruttostromverbrauch beinhaltet neben dem Endenergieverbrauch auch den Eigenstromverbrauch der 

Kraftwerke und die Netzverluste. Die Einsparung einer bestimmten Menge elektrischer Endenergie ver-
meidet zusätzlich die Energiemenge, die in Kraftwerken und Netzen zu ihrer Erzeugung und Bereitstellung 
notwendig gewesen wäre. Mit einem Einsparpotential an Endenergie ist daher ein noch größeres Einspar-
potential am Bruttostromverbrauch verbunden als hier angegeben.  
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allein in den privaten Haushalten zusammen mehr als 3 %33 des deutschen Bruttostrom-
verbrauchs ausmachen.  

Ebenso beschreibt eine Studie von McKinsey - im Auftrag des Bundesverbandes der Deut-
schen Industrie (BDI) - Energieeffizienzpotentiale, die bis zum Jahr 2020 erschließbar sind, 
und die zu einer Reduzierung des Stromverbrauchs um 117 TWh pro Jahr führen34. 

Das wichtigste politische Instrument zur Förderung des Stromsparens ist die auf EU-Ebene 
verankerte, so genannte Öko-Design-Richtlinie („Richtlinie zur Schaffung eines Rahmens 
für die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung energiebetrie-
bener Produkte“), die verbindliche Effizienzstandards für bestimmte Gerätegruppen vor-
gibt.  

 

2.2.3 Erhöhung der Energieeffizienz auf der Angebotsseite  

Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) 

Auf der Angebotsseite kann die KWK wegen der besonders hohen Brennstoffausnutzung 
einen wesentlichen Beitrag zur besseren Energieeffizienz leisten.  

Bei der KWK werden Strom und Wärme - in einigen Fällen auch mechanische Energie 
oder Kälte - gleichzeitig produziert35. Das KWK-Potential ergibt sich prinzipiell aus den 
verfügbaren und wirtschaftlichen Wärmesenken. Je nach Stromkennzahl36 der zur Wär-
medeckung eingesetzten KWK-Anlagen ergibt sich aus dem Wärmenutzungspotential ein 
Stromerzeugungspotential.  

Zur Erhöhung der Stromerzeugung aus KWK-Kraftwerken gibt es zwei Möglichkeiten: 
zum einen die weitere Erschließung verfügbarer und wirtschaftlicher Wärmesenken und 
zum anderen Maßnahmen zur Erhöhung des Gesamtnutzungsgrads bei gleicher Wärme-
auskopplung, die mit einer Erhöhung der Stromkennzahl gegenüber bestehenden Anla-
gen einhergeht. 

Die Enquete-Kommission „Nachhaltige Energieversorgung“37 schätzt das mittel- und lang-
fristige technische Potential für die KWK-Stromerzeugung in Deutschland auf 220 bis 
380 TWh. Dies entspricht 36 bis 62 % des Bruttostromverbrauchs des Jahres 2005. Eikmei-
er38 beziffert das Strompotential mit 351 TWh (57 % des Bruttostromverbrauchs 2005), das 
sich aus einem Wärmepotential von 328 TWh (rund 32 % des Nutzwärmeverbrauchs 
2004) ableitet, sofern moderne KWK-Anlagen mit einer Stromkennzahl von circa 1 zum 
Einsatz kommen. 

Schon die Modernisierung aller bestehenden KWK-Anlagen und die damit verbundene 
Erhöhung der Stromkennzahl kann die KWK-Stromproduktion erheblich steigern. Wäh-
rend die Enquete-Kommission neben der Modernisierung die Potentiale primär in der 
Industrie, dezentralen Nahwärmenetzen oder der Objektversorgung sieht, nennt Eikmeier 

                                                                                                                                           
33 siehe WI [2005]; dort sind für Haushalte 19,6 TWh und für den Bereich Gewerbe-Handel-Dienstleistungen 

(GHD) 2,6 TWh aus Nachtspeicher-Heizungen angegeben. Elektrische Direktheizungen sind nicht einbe-
rechnet. 

34 McKinsey [2007] 
35 Neben der Kraft-Wärme-Kopplung bietet auch die Kraft-Wärme-Kälte-Kopplung erhebliche Effizienzpoten-

tiale. 
36 Die Stromkennzahl ist der Quotient aus der Stromproduktion und der gleichzeitig produzierten Wärme-

menge. 
37 Enquete-Kommission [2002] 
38 Eikmeier et al. [2005] 
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als wichtigstes Teilpotential die Fernwärme-KWK, die circa zwei Drittel des gesamten Po-
tentials ausmacht. 

Die unterschiedliche Bewertung ergibt sich aus der Verwendung verschiedener Modelle 
und einer unsicheren Datenbasis, die Schätzungen notwendig macht. Nach den zitierten 
Studien steht jedoch übereinstimmend ein ausreichendes Potential zur Verfügung, um 
das Ziel der Bundesregierung zu erreichen, den KWK-Anteil an der Stromerzeugung von 
momentan 12 % auf 25 % im Jahr 2020 zu erhöhen.  

Das hierzu wichtigste Instrument ist - neben der Berücksichtigung größerer Anlagen im 
Emissionshandel - das Kraft-Wärme-Kopplungs-Gesetz (KWKG), das innerhalb des IEKP 
novelliert wurde. Kleinere Anlagen bis 50 kWe werden ab Januar dieses Jahres mit einem 
Klimaschutz-Impulsprogramm mit einem gestaffelten Investitionszuschuss gefördert. 
Mehrere tausend Anträge sind bislang für dieses sehr erfolgreiche Programm eingegan-
gen. 

 

Steigerung des elektrischen Wirkungsgrads fossiler Kraftwerke  

Die spezifischen CO2-Emissionen - also die pro Kilowattstunde Strom entstehenden CO2-
Emissionen - sind bei der ungekoppelten Stromerzeugung allein abhängig von den Eigen-
schaften des Brennstoffs und vom elektrischen Wirkungsgrad des Kraftwerks. In der Ver-
gangenheit ließen sich beträchtliche Wirkungsgradsteigerungen bei fossilen Kraftwerken 
erreichen. Durch die thermodynamischen und werkstofftechnischen Grenzen sind jedoch 
die Potentiale für zukünftige Effizienzsteigerungen bei der Stromerzeugung begrenzt.  

Die Abbildung 2-2 zeigt im oberen Teil die Entwicklung der elektrischen Wirkungsgrade 
von Braunkohle-, Steinkohle- und Erdgaskraftwerken: jeweils für alte Kraftwerke (Stand 
vor 1970), für Kraftwerke nach dem heutigen Stand der Technik und den Erwartungswert 
für Neubaukraftwerke für die Zeit nach 2015 (Zukunft). In welchem Maße langfristig wei-
tere Verbesserungen erzielt werden können, ist aus heutiger Sicht nicht sicher zu beurtei-
len. Der untere Teil der Abbildung zeigt die aus den Wirkungsgraden resultierenden 
spezifischen CO2-Emissionen für Braunkohle-, Steinkohle- und Erdgaskraftwerke. 

Die spezifischen CO2-Emissionen von Braunkohlekraftwerken liegen auch bei der zukünf-
tig zu erwartenden Technik mit über 800 Gramm pro Kilowattstunde (g/kWh) höher als 
die der meisten anderen Kraftwerkstypen. Die spezifischen CO2-Emissionen von neuen 
Steinkohlekraftwerken betragen zwischen 735 g/kWh (Stand der Technik) und 680 g/kWh 
(Zukunft).  

Erdgas-Kraftwerke emittieren pro erzeugte Kilowattstunde Strom erheblich weniger CO2 
als die modernsten Kohlekraftwerke - dies gilt selbst für die älteren, so genannten Kombi-
Kraftwerke mit einem deutlich niedrigeren Wirkungsgrad. Erdgas-GuD-Anlagen39 haben 
mit derzeit circa 350 g/kWh - und zukünftig 335 g/kWh - die geringsten spezifischen 
Emissionen. Die Abbildung zeigt, dass die größten Effizienz- und Klimaschutzpotentiale 
mit dem Ersatz alter Kohlekraftwerke durch neue Erdgaskraftwerke erschließbar sind. 

Wirkungsgradsteigerungen allein, die mit dem Ersatz alter Kohlekraftwerke durch neue 
Kohlekraftwerke gleicher Leistung erzielbar sind, reichen nicht aus, um die langfristigen 
europäischen Klimaschutzziele zu erfüllen. Dies zeigen die Ausführungen in Abschnitt 
5.1.1 „Langfristige Klimaschutzziele“. 

 

                                                                                                                                           
39 GuD: Gas- und Dampfturbinenkraftwerk 
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Elektrischer Wirkungsgrad und spezifische CO2-Emissionen 
verschiedener Kraftwerkstechniken

 
Abbildung 2-2: Elektrischer Wirkungsgrad und spezifische CO2-Emissionen verschiedener 
Kraftwerkstechniken40  

 

Die Abbildung zeigt auch, dass der Wirkungsgrad eines Kraftwerkes kein geeigneter In-
dikator für den Klimaschutz ist. Es ist für den Klimaschutz nicht entscheidend, ob neue 
Kraftwerke „hocheffizient“ (im Sinne von Energie-Effizienz) sind, sondern dass sie niedrige 
spezifische CO2-Emissionen aufweisen (CO2-Effizienz). Durch Effizienzsteigerungen sind 
zukünftig nur noch geringe Senkungen der spezifischen CO2-Emissionen möglich, da sich 
diese reziprok zu den Wirkungsgradsteigerungen verhalten. Eine Halbierung der spezifi-
schen CO2-Emissionen würde daher eine Verdopplung des Wirkungsgrades erfordern, was 
aus thermodynamischen Gründen nicht mehr möglich ist.  

 

2.2.4 Carbon Capture and Storage (CCS) 

Das UBA hat ein ausführliches Positionspapier zu CCS - der technischen Abscheidung und 
anschließende Speicherung von CO2 im Untergrund (englisch: Carbon Capture and Stora-
ge) - veröffentlicht.41 Zentrale Aussagen dieses Papiers sind: CCS auf Basis fossiler Energie-
träger ist nicht nachhaltig. Inwieweit CCS einen Beitrag für den Klimaschutz leisten kann, 
ist aus Sicht des UBA aus mehreren Gründen fraglich. Da neben den fossilen Rohstoffen 

                                                                                                                                           
40 elektrischer Netto-Wirkungsgrad bei Nennleistung 
41 UBA [2009 c] 
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auch die geologischen Speicher nur begrenzt vorhanden sind42, kommt CCS nur für einen 
Übergangszeitraum – zum Beispiel für Staaten mit großen Kohlevorkommen oder Staaten, 
deren Energiebedarf stark steigt – in Betracht. Zudem ist das Funktionieren der CCS-
Technik noch nicht sichergestellt und mit ihrer großtechnischen Verfügbarkeit frühestens 
ab 2020 zu rechnen. CCS steht in Deutschland daher nicht für Kraftwerksneubauten in 
den nächsten Jahren zur Verfügung.  

CCS vermindert nicht die Produktion des CO2, sondern erzeugt tatsächlich - wegen des 
Energieaufwands für die Abscheidung, den Transport und die Einlagerung - sogar deut-
lich mehr CO2 je produzierter nutzbarer Einheit, zum Beispiel pro Kilowattstunde Strom. 
Der zusätzliche Brennstoffaufwand verbraucht die begrenzten fossilen Ressourcen schnel-
ler. Durch diesen zusätzlichen Energieaufwand und die unvollständige Abscheidung sind 
fossile Kraftwerke mit CCS nicht CO2-frei, sondern nur CO2-reduziert, sie emittieren also 
weiterhin einen Teil des produzierten Treibhausgases. Je nach Brennstoff und verwende-
ter CCS-Technik werden derartige Kraftwerke selbst unter optimistischen Annahmen - bei 
zukünftig zu erwartenden Kraftwerkswirkungsgraden und Betriebskenngrößen sowie der 
zeitgleichen Verfügbarkeit von CCS-Komponente und Kraftwerk - noch spezifische CO2-
Emissionen von rund 40 bis 60 g/kWh bei Erdgas, 80 bis 130 g/kWh bei Steinkohle und 
rund 100 bis 150 g/kWh bei Braunkohle haben.43  

Über die gesamte Prozesskette hat CCS weitere Umweltwirkungen, beispielsweise den 
Natur- und Landschaftsverbrauch für den zusätzlich erforderlichen Bergbau und mögliche 
Wechselwirkungen mit anderen Substanzen im Boden und Grundwasser, was etwa zu 
einer Versauerung des Grundwassers sowie zu einer Beeinträchtigung von Ökosystemen 
führen kann. CCS kann zudem - abhängig von der gewählten Abscheidetechnik -  einen 
zusätzlichen Reinigungsmittel- und Wasserverbrauch zur Folge haben.  

CCS hat auch einen Einfluss auf die Flexibilität der Kraftwerke. Große Braunkohlekraft-
werke, die besonders viel CO2 emittieren, dienen zumeist der Stromproduktion in der 
Grundlast. Das An- und Abfahren dieser Kraftwerke ist - auch ohne CO2-Abscheidung - ein 
komplexer Prozess, der je nach Anlagenzustand bis zu mehreren Stunden dauern kann. 
Da die CO2-Abscheidung ein zusätzlicher und sehr komplexer Prozess ist, wird die Flexibi-
lität der Braunkohlekraftwerke durch die CO2-Abscheidung tendenziell weiter abnehmen. 
Grundsätzlich gilt dies auch für die wesentlich flexibler zu fahrenden Steinkohle- und 
Gaskraftwerke, sobald diese mit einer CO2-Abscheidung ausgestattet würden. Zukünftig 
sind jedoch vor allem hochflexible Kraftwerke für den Erhalt der Versorgungssicherheit 
erforderlich (siehe Abschnitt 5.1 „Anforderungen an den Kraftwerkspark“). 

Von zentraler Bedeutung ist jedoch die Frage, welche Kapazitäten sicherer Speicher für 
CCS zur Verfügung stehen. Die konkrete geologische Erkundung ist noch lange nicht weit 
genug fortgeschritten, um verlässliche Aussagen über die Kapazität und Sicherheit der 
Speicher für abgeschiedenes CO2 und somit über die nutzbare „Reichweite“ von CCS als 
mögliche Klimaschutztechnik geben zu können. Es besteht noch erheblicher Forschungs- 
und Entwicklungsbedarf an allen Gliedern der CCS-Kette. Daher können erst in etwa zehn 

                                                                                                                                           
42 Nutzungskonkurrenz zu nachhaltigen Techniken der Energienutzung wie z.B. Geothermie reduzieren die 

für die CO2-Speicherung verfügbaren Potentiale zusätzlich. 
43 Da bisher keine CCS-Kraftwerke mit vollständiger Prozesskette existieren, werden folgende Annahmen zu 

den Betriebskenngrößen verwendet: Wirkungsgrade ohne CCS ca. 60% für Erdgas-GuD-Kraftwerke sowie 
50% für Braun- und Steinkohlekraftwerke, erhöhter Brennstoffbedarf: 25%, CO2-Abscheiderate: 85 bis 90%, 
Leckagerate des Speichers vernachlässigbar klein, zeitgleiche Verfügbarkeit von CCS-Komponente und 
Kraftwerk. Steht beispielsweise die CO2-Abscheidung während 10% der Betriebszeit des Kraftwerks nicht 
zur Verfügung, erhöhen sich die spezifischen CO2-Emissionen für Braunkohle unter sonst gleichen An-
nahmen auf ca. 170 bis 220 g/kWh, oder das Kraftwerk kann während dieser Zeit nicht genutzt werden.  
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bis 15 Jahren verlässlichere Aussagen dazu getroffen werden, in welchem Umfang CCS 
tatsächlich einen Beitrag zum Klimaschutz leisten kann.44  

Das UBA plädiert deshalb dafür, die großtechnische CO2-Abscheidung erst auf Grundlage 
möglichst weitgehender Nachweise zu geeigneten Speichern voranzutreiben. Erst vor 
diesem Hintergrund lässt sich beurteilen, wie viel CO2-Emissionen die CCS-Technik tat-
sächlich mindern kann. Diese Beurteilung hilft, Fehlinvestitionen in Abscheidetechnik 
und Transportinfrastruktur zu vermeiden.  

Die Klimaschutzziele sind aufgrund der Potentiale der erneuerbaren Energien und Ener-
gieeffizienz auch ohne CCS in der Stromerzeugung erreichbar. Eine Entwicklung des 
Kraftwerksparks hingegen, die die Klimaschutzziele nur durch Einsatz von CCS erreichen 
könnte, würde aus heutiger Sicht ein Risiko für die Erreichung dieser Ziele darstellen.  

Selbst falls die CCS-Technik für die Zeit nach 2020 großtechnisch verfügbar sein sollte, ist 
zu berücksichtigen, dass für die Erfüllung der langfristigen Klimaschutzziele nicht nur 
Emissionsminderungen bei der Stromerzeugung erforderlich sind, sondern auch in der 
Industrie. Besonders schwierig ist dies bei prozessbedingten Emissionen, zum Beispiel aus 
der Stahl- und Zementherstellung. Die begrenzten, potentiell vorhandenen CO2-Speicher 
sollten daher vorrangig für die Senkung der prozessbedingten Emissionen, und falls zu-
künftig erforderlich, für eine Dekarbonisierung  der Atomsphäre zur Verfügung stehen. 
Im Sinne des Vorsorgeprinzips ist dies geboten, solange noch keine belastbaren Informa-
tionen über die Kapazitäten der CO2-Speicher bestehen. 

 

2.2.5 Risikotechnologie Atomenergie 

Die Atomenergie gehört ebenfalls nicht zu den nachhaltigen Formen der Stromerzeu-
gung. Sie ist ein prominentes Beispiel dafür, dass neben dem Klimaschutz auch andere 
Nachhaltigkeitskriterien in der Energieversorgung entscheidend sind, vor allem das Krite-
rium Risikoarmut und Fehlertoleranz, aber auch das der Umwelt- und Gesundheitsver-
träglichkeit. Die Atomenergienutzung sollte daher schnellstmöglich beendet werden. Der 
Beschluss zum Atomausstieg in Deutschland45 ist deshalb eine wichtige Randbedingung 
auf dem Weg zu einem nachhaltigen Energiesystem.46 

Die wesentlichen Argumente gegen die Nutzung der Atomenergie, bei denen es letztlich 
immer um die Gefährdung von Mensch und Umwelt geht, lassen sich - entlang der 
Brennstoffkette - folgendermaßen zusammenfassen:  

Der Uranabbau verursacht Schäden für Mensch und Umwelt. Kontaminiertes Wasser, das 
aus den Uranbergwerken herausgepumpt wird, hat eine erhöhte Uran- und Radiumbelas-
tung in umgebenden Gewässern und im Sediment zur Folge. Die Freisetzung radioaktiven 
Staubs und Radongases gefährdet Menschen, die in den Uranminen arbeiten oder in der 
Umgebung wohnen. Je nach Abbautechnik gefährden Laugungsflüssigkeiten wie Schwe-
felsäure zusätzlich die Umwelt.47 

                                                                                                                                           
44 McKinsey [2008] 
45 BGBl. [2002] 
46 Für die Analyse der durch Radioaktivität verursachten Risiken der Atomkraft, aus der sich letztlich die Ar-

gumente gegen ihre Nutzung herleiten, ist das Bundesamt für Strahlenschutz zuständig. Die sich daraus 
ergebenden Konsequenzen sind eine wichtige Randbedingung für die Arbeit des UBA zu nachhaltiger 
Energieversorgung.  

47 Kreusch et al. [2006] 
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Das Risiko beim Betrieb der Atomkraftwerke betrifft einerseits die Gefahr von Unfällen - 
das bisher schlimmste Beispiel ist hier die Reaktorkatastrophe von Tschernobyl. Anderer-
seits hat auch die Diskussion, welche Gefährdung von einer Atomanlage im Normalbe-
trieb ausgeht, durch die im Dezember 2007 vorgestellte Kinderkrebsstudie48 im Auftrag 
des Bundesamts für Strahlenschutz (BfS) neue Nahrung erhalten.  

Der radioaktive Abfall strahlt über Jahrmillionen49 und muss deshalb sicher über lange 
Zeiträume von der Biosphäre ferngehalten und endgelagert werden. Bislang ist ungeklärt, 
wie und wo dies am besten geschieht. 

Der Einsatz der Atomenergie zur Stromerzeugung birgt immer auch das Risiko der Nut-
zung radioaktiver Stoffe als Waffe. Dazu gehören nicht nur die „klassische“ Atombombe 
und die Gefahr der Proliferation50, sondern auch die Gefahr von Terroranschlägen auf 
Atomkraftwerke mit katastrophalen Folgen in der Umgebung durch die Freisetzung gro-
ßer Mengen Radioaktivität. Diese Diskussion hat sich seit den Terroranschlägen vom 11. 
September 2001 noch verstärkt. 

Die am häufigsten auftretende waffentechnische Anwendung ist jedoch der Einsatz von 
Munition, die abgereichertes Uran („depleted uranium“, DU) enthält, das bei der Herstel-
lung der Brennelemente für Atomkraftwerke entsteht. Die weiträumige Verteilung feins-
ter giftiger, radioaktiver Stäube infolge des Waffeneinsatzes und deren Eingang in die 
Nahrungskette führen zu Strahlenschäden, die sowohl Krebserkrankungen als auch die 
Schädigung des Erbgutes und dadurch Missbildungen in der nächsten Generation zur 
Folge haben können.51  

Im Zusammenhang mit den genannten negativen Konsequenzen für Mensch und Umwelt 
stellt sich die Frage, wie die Folgen der Atomenergienutzung monetär zu bewerten 
sind, und wer die damit entstehenden Kosten trägt. In dem Maße, in dem sie nicht der 
Atomkraftwerksbetreiber, sondern die Gesellschaft trägt, entstehen Wettbewerbsverzer-
rungen gegenüber anderen Formen der Energieerzeugung.  

Wettbewerbsverzerrungen entstehen außerdem aufgrund expliziter und impliziter Sub-
ventionen für die Atomenergie - ohne sie wäre die Atomstromerzeugung einzelwirt-
schaftlich nicht rentabel.52 Seit Beginn der Förderung im Jahr 1956 bis heute flossen 
insgesamt gut 40 Milliarden (Mrd.) Euro (€) von Bund und Ländern in Form expliziter Sub-
ventionen in die nukleare Forschung, während die Forschung an erneuerbaren Energien 
und Energieeffizienz zusammen seit 1974 mit 6 Mrd. € gefördert wurde. Im Jahr 2006 
standen knapp 400 Mio. € aus dem Bundeshaushalt für die nukleare Energieforschung 
und die Beseitigung kerntechnischer Anlagen zur Verfügung. Die Atomkraft profitiert 
zudem in erheblichem Umfang von impliziten Subventionen. Besonders die derzeitigen 
Regelungen zur Haftung bei Unfällen in Atomkraftwerken sowie zu den Rückstellungen, 

                                                                                                                                           
48 Ausführliche Informationen sowohl zu der Studie als auch zu der weiteren Beurteilung der Studie durch ein 

Expertengremium finden sich auf der Homepage des Bundesamts für Strahlenschutz 
(http://www.bfs.de/bfs). 

49 Kreusch et al. [2006]. Der AK END (Arbeitskreis Auswahlverfahren Endlagerstandort des BMU) geht davon 
aus, dass es möglich ist, eine Isolationsdauer in der Größenordnung von circa 1 Million Jahren für einen 
Standort nachzuweisen, die zum Schutz der Biosphäre notwendige Isolationsdauer ist jedoch gegebenen-
falls größer. Die Halbwertszeit verschiedener langlebiger Radionuklide, die im Abfall von Atomkraftwerken 
enthalten sind, variiert stark (z. B. Uran 235: 704 Mio. Jahre; Plutonium 239: 24.110 Jahre).  

50 Proliferation beschreibt die verbotene Weitergabe waffentauglicher radioaktiver Substanzen. 
51 Prof. Dr. Albrecht Schott, Physiologie, FU Berlin (a.D.) hat zu dieser Thematik geforscht. Seine Untersuchun-

gen an britischen Veteranen aus dem zweiten Golfkrieg führten 2004 zur Anerkennung der Klage eines 
geschädigten Veteranen vor einem Gericht in Edinburgh (Schott [2004]).  

52 für eine ausführlichere Darstellung siehe UBA [2008 b] 
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die die Betreiber für die spätere Stilllegung und Entsorgung der Anlagen bilden, stellen 
Vorteile mit subventionsähnlicher Wirkung in Milliardenhöhe dar.53 

Die Politik sollte die Subventionen zugunsten der Atomkraft abbauen und gleichzeitig die 
externen Kosten der Atomenergie internalisieren, damit die Verursacher und nicht die 
Gesellschaft diese tragen.  

Da die Atomenergie kein Element einer nachhaltigen Stromversorgung darstellt, der 
Atomausstieg in Deutschland beschlossen ist und die langfristigen Klimaschutzerforder-
nisse auch ohne Atomenergie erfüllbar sind, wird sie in diesem Papier nicht weiter be-
trachtet. 

 

2.3 Der Emissionshandel – ein wichtiges Klimaschutzinstrument  

Der europäische Emissionshandel ist das wichtigste Instrument für die Einhaltung der 
europäischen Klimaschutzziele, das die fossilen Kraftwerke betrifft. Mit seiner Einführung 
unterliegen die CO2-Emissionen des Kraftwerksparks nicht mehr allein nationaler Gesetz-
gebung.  

 

Funktionsweise des EU-Emissionshandels 

Die im Emissionshandelssystem festgelegte Obergrenze der Emissionen, das so genannte 
Cap, begrenzt die CO2-Emissionen der emissionshandelspflichtigen fossilen Kraftwerke 
und großer Industrieanlagen europaweit. Anlagenbetreiber benötigen Zertifikate für die 
CO2-Emissionen ihrer Anlagen und können diese auch untereinander handeln. Die euro-
paweit kostengünstigsten CO2-Minderungspotentiale werden dadurch zuerst erschlossen. 
Eine durch Senkung des Caps vorgegebene europaweite CO2-Minderung im Emissions-
handelssektor führt so zu möglichst niedrigen Vermeidungskosten.  

Das Cap stellt aber nicht nur die Obergrenze der CO2-Emissionen dar, sondern praktisch 
auch die Untergrenze: Die Anlagenbetreiber im Emissionshandelssektor werden die ge-
samte erlaubte CO2-Menge emittieren. CO2-Einsparungen in einer emissionshandelspflich-
tigen Anlage haben deshalb keinen Einfluss auf die Gesamtmenge der CO2-Emissionen des 
Emissionshandelssektors, sondern nur auf den Zertifikatspreis54.    

Für die Einhaltung der europäischen Klimaschutzziele ist die kontinuierliche, ambitio-
nierte Senkung des Caps im europäischen Emissionshandel entscheidend. Die EU-
Kommission hat im Dezember 2008 mit der neuen Emissionshandelsrichtlinie beschlossen, 
das Cap von 2013 bis zum Jahr 2020 linear zu senken55. Der dafür bestimmte jährliche 

                                                                                                                                           
53 Auf Basis einer vereinfachten Modellrechnung schätzt das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) 

den Vorteil, der mit der derzeitigen Rückstellungspraxis verbunden ist, auf jährlich mindestens 175 Mio. € 
(DIW [2007]). Schätzungen der Begünstigung durch die begrenzte Versicherungspflicht reichen bezogen 
auf die Stromproduktion von 5 bis 185 Cent/kWh (Thomas et al. [2007]). Für die Stromproduktion der 
Atomkraftwerke im Jahr 2008 (148,8 TWh) ergibt sich damit eine jährliche Begünstigung zwischen 7 und 
274 Mrd. €.  

 
54 Die Gesamtemissionen im Emissionshandelssektor bis zum Jahr 2020 steigen daher auch nicht bei einem 

Weiterbetrieb bestehender fossiler Kraftwerke und würden ebenso bei einer möglichen Laufzeitverlänge-
rung der Atomkraftwerke in diesem Zeitraum nicht sinken. 

55 Die lineare Senkung ergibt sich aus der jährlichen Reduzierung um einen festen Betrag. Dieser beträgt 
1,74 % der durchschnittlichen jährlichen Gesamtmenge der Zertifikate, die über die nationalen Zutei-
lungspläne der Mitgliedstaaten für den Zeitraum 2008 bis 2012 zugeteilt wurden (siehe KOM [2008], Arti-
kel 9). 



 23

Minderungsfaktor gilt auch für die Zeit nach 2020 weiter56, so dass eine weitere kontinu-
ierliche Senkung des Caps anvisiert ist.  

Die Emissionshandelsrichtlinie soll dazu beitragen, dass die EU ihre Treibhausgasemissio-
nen aus allen Sektoren bis 2020 um 20 % gegenüber 1990 senkt. Je nach internationaler 
Beschlusslage will die EU sich auch zu einer 30-Prozent-Minderung bis 2020 verpflichten 
und dabei das Emissionshandels-Cap weiter senken, als bisher in der Richtlinie beschlos-
sen. Die Anforderungen des Klimaschutzes an den Kraftwerkspark sind damit bis zum 
Jahr 2020 über den EU-Emissionshandel geregelt und geben den Rahmen für dessen wei-
tere Entwicklung vor. 

Trotzdem fehlen bisher noch verbindliche Klimaschutzziele für die Zeit nach 2020 sowie 
verbindliche Vorgaben für die langfristige Entwicklung des Cap. Da heutige Investitions-
entscheidungen für neue Kraftwerke – aufgrund ihrer Bauzeit sowie der langen Abschrei-
bungs- und Amortisationsdauern von rund 20 Jahren – den Zeitraum von etwa 2015 bis 
2035 umfassen, haben Cap und Investitionsentscheidungen einen unterschiedlichen Wir-
kungsbereich. Der Emissionshandel setzt daher möglicherweise noch keine ausreichend 
klaren Signale für die Zeit nach 2020.  

 

EU-Emissionshandel und nationale Klimaschutzziele 

Deutschland hat international eine gewisse Vorbildfunktion für den Klimaschutz, denn es 
ist bisher das einzige große Industrieland mit einer sehr kohlelastigen Stromerzeugung, 
das sich zugleich sehr ambitionierte Klimaschutzziele gesetzt hat. Eine glaubwürdige 
Vereinbarkeit von Klimaschutz und erfolgreicher wirtschaftlicher Entwicklung wird in 
Zukunft eine bedeutende Rolle dabei spielen, ob sich vor allem Länder mit hohem Kohle-
anteil im Energiesystem und hohen CO2-Emissionen auf ambitionierte Klimaschutzan-
strengungen einlassen werden.  

Wenn Deutschland sein Ziel, die CO2-Emissionen bis zum Jahr 2020 um 40 % territorial zu 
senken weit verfehlt und die internationalen Verpflichtungen nur einhalten kann, indem 
Anlagenbetreiber nennenswert Emissionshandels-Zertifikate aus dem europäischen Aus-
land zukaufen, dann kann dies die Realisierbarkeit langfristig wirksamer internationaler 
Klimaschutzverpflichtungen schwächen. Diese sind jedoch für die Einhaltung des Zwei-
Grad-Ziels unbedingt erforderlich.  

                                                                                                                                           
56 Über eine mögliche Anpassung des Minderungsfaktors soll bis spätestens 2025 entschieden werden (siehe 

ebenda). 
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3 Versorgungssicherheit  

Ein weiteres Kriterium eines nachhaltigen Energiesystems (siehe 1 “Einleitung – Nachhal-
tige Energieversorgung“) ist die Versorgungssicherheit. Um diese in der Stromversorgung 
zu gewährleisten, müssen die folgenden Kriterien erfüllt sein:  

• Verfügbarkeit der Energieträger,  

• sicherer Netzbetrieb, 

• Deckung der Stromnachfrage. 

 

3.1 Verfügbarkeit der Energieträger  

Der Anteil der erneuerbaren Energien an der Stromerzeugung wird in Zukunft deutlich 
zunehmen und zu einem deutlich sinkenden Verbrauch an konventionellen Energieträ-
gern führen. Der Ausbau der erneuerbaren Energien wirkt somit der zunehmenden Im-
portabhängigkeit der konventionellen Energieträger entgegen. Ebenso verringert ein 
effizienter Umgang mit Energie die Importabhängigkeit.  

Fossile Energieträger sind begrenzt, ihre Nutzung ist daher nicht nachhaltig. Solange die 
Stromversorgung jedoch noch auf fossile Energieträger angewiesen ist, müssen diese 
Energieträger ausreichend verfügbar sein, um die Versorgungssicherheit zu gewährleis-
ten.  

Um die Verfügbarkeit der Energieträger zu gewährleisten, sollte das Versorgungsrisiko 
bei den einzelnen Energieträgern auf ein vertretbares Maß begrenzt werden. Dies kann 
durch Verringerung der Importabhängigkeit sowie durch die Diversifizierung der Liefer-
länder und Transportstrukturen erreicht werden.  
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Abbildung 3-1: Energieträgereinsatz zur Bruttostromerzeugung in Deutschland im Jahr 2008  
* Müll (erneuerbar/nicht-erneuerbare) + sonst. Biomasse; (eigene Darstellung nach AG EB [2009]) 

 

Abbildung 3-1 stellt den Anteil der Energieträger an der deutschen Bruttostromstromer-
zeugung im Jahr 2008 dar. Für die deutsche wie auch für die europäische Stromerzeu-
gung haben von den konventionellen Energieträgern vor allem Braunkohle, Uran, 
Steinkohle und Erdgas eine große Bedeutung. Erdöl spielt bei der Stromerzeugung eine 



 25

unbedeutende Rolle. Windenergie trug im Jahr 2008 mit 6,3 % zur Bruttostromerzeugung 
bei, Wasserkraft mit 4,2 %. Der Anteil der erneuerbaren Energien insgesamt stieg in den 
letzten Jahren stetig und lag im Jahr 2008 bei 14,8 % bezogen auf den Bruttostrom-
verbrauch. 

Tabelle 3-1 gibt einen Überblick über Importquote, Lieferrisiko und Reichweite verschie-
dener Energieträger sowie ihren Anteil am Primärenergieverbrauch und der Stromerzeu-
gung in Deutschland. Im Jahr 2020 wird Deutschland bei den Energieträgern Erdgas, 
Erdöl und Steinkohle voraussichtlich vollständig auf Importe angewiesen sein. Für Stein-
kohle ist die Verfügbarkeit auch längerfristig als gesichert einzuschätzen, denn sie ist 
weltweit relativ gut verteilt und findet sich in ausreichendem Umfang in politisch stabi-
len Regionen der Erde. Die Frage nach Uranimporten stellt sich für Deutschland durch 
den beschlossenen Atomausstieg langfristig nicht mehr. Die Stromerzeugung aus Braun-
kohle basiert nahezu ausschließlich auf inländischer Förderung. Für Braunkohle ist die 
Verfügbarkeit wegen der vorhandenen Reserven auch längerfristig als unproblematisch 
einzuschätzen.  

 

Tabelle 3-1: Importquote, Lieferrisiko, statische Reichweite, Anteil am Primärenergie-
verbrauch [PEV] und an der Stromerzeugung der Energieträger in Deutschland57  

Energieträger Importquote 
(2007) 
 [%] 

Lieferrisiko Statische Reich-
weite in Jahren 

(weltweit) 

Anteil am 
PEV (2008) 

[%] 

Anteil an Brutto-
stromerzeugung 

(2008) [%] 

Braunkohle - 1,0 gering 200 11,1 23,5 

Steinkohle 67,2 gering 125 13,1 20,1 

Uran 100,0 gering 25-16658 11,6 23,3 

Erdgas 83,1 relevant 60 22,1 13,0 

Mineralöl 94,3 gering 4159 34,7 1,6 

Erneuerbare k.A.60 kein/gering unendlich 7,4 15,161 

 

Im Gegensatz dazu ist die (langfristige) Verfügbarkeit von Erdgas, im Hinblick auf die 
Versorgungssicherheit der Stromerzeugung etwas kritischer. Ursachen hierfür sind die 
geringen nationalen und europäischen Reserven, die hohe Importquote und die Konzent-
ration der globalen Reserven auf wenige, zum Teil politisch wenig zuverlässige Staaten. 
Zudem ist der Transport von Erdgas nur in Pipelines oder per Schiff in verflüssigter Form 

                                                                                                                                           
57 Daten nach BMWi [2009]; für Uran: Wiss. Dienste [2006]; Prozentuale Anteile aus AG EB [2009 a], AG EB 

[2009 b] 
58 Ein Schätzen der Reichweite bekannter Vorräte ist schwierig, da Uran im Gegensatz zu fossilen Energieträ-

gern keinen eindeutig definierbaren Heizwert besitzt. Die extrahierbare Energie pro Gewichtseinheit ist 
stark vom Brennstoffkreislauf, dem benutzten Reaktortyp und der Kernbeladungsstrategie abhängig. Die 
Energy Watch Group geht von einer Reichweite von 30 bis 70 Jahren aus, in Abhängigkeit von den Extrak-
tionskosten. (Energy Watch Group [2006]) 

59 Nach Analysen der Energy Watch Group wurde das weltweite Ölfördermaximum im Jahr 2006 erreicht. Die 
Ölförderung wird nach diesem „Peak“ einen steilen Rückgang erleben. (Energy Watch Group [2008]) 

60 Im Gegensatz zu den meisten erneuerbaren Energieträgern wie Wind- und Wasserkraft, Photovoltaik und 
Solarthermie müssen bestimmte Anteile biogener Brennstoffe – zum Beispiel Palmöl und Bioethanol - im-
portiert werden. Die genaue Importquote ist hier jedoch unbekannt. 

61 für Erneuerbare: Anteil am Bruttostromverbrauch, nicht der -erzeugung, nach AG EEStat [2009] 



 26

(„Liquified Natural Gas“, LNG) möglich und erfordert daher eine entsprechende Infra-
struktur. Bemerkenswert ist hierbei, dass Japan sein Erdgas vollständig als Flüssig-Erdgas 
importiert. In den nächsten Jahren wird der weltweite LNG-Handel voraussichtlich sehr 
stark zunehmen.62  

Vorübergehende Liefereinschränkungen bei Erdgasimporten stellen in Deutschland zur-
zeit keine Gefährdung dar, da die Kapazität der deutschen Erdgasspeicher mit rund 
20 Mrd. Kubikmetern (m3) rund 20 % des jährlichen deutschen Verbrauchs beträgt. Falls 
in Zukunft der Erdgasanteil zur Stromerzeugung in Deutschland steigt, kann sich dies 
jedoch ändern.  

Um das Versorgungsrisiko bei Erdgas zukünftig auf ein vertretbares Maß zu begrenzen, 
müssen verschiedene Maßnahmen getroffen werden, wie eine Diversifizierung der Trans-
portwege und Bezugsquellen sowie ein Ausbau der Erdgasspeicher. Gleichzeitig ließe sich 
der Erdgasverbrauch mit Effizienzsteigerungen - wie verbesserter Gebäudedämmung oder 
dem Ersatz älterer, ineffizienter Erdgaskraftwerke63 - senken. Das gesparte Erdgas stünde 
dann zusätzlich zur Stromerzeugung in hocheffizienten Kraftwerken zur Verfügung. So 
kann der Erdgasanteil an der Stromversorgung steigen, ohne dass das Versorgungsri-
siko zunimmt.  

 

3.2 Sicherer Netzbetrieb  

Eine weitere notwendige Voraussetzung für die sichere Versorgung mit Elektrizität ist ein 
sicherer Netzbetrieb. Um diesen zu gewährleisten und somit großräumige Stromausfälle 
zu vermeiden, bestehen verschiedene Regelwerke und Sicherheitskriterien. Wesentlich 
sind hier vor allem das „Operation Handbook“ der UCTE64 und der nationale „Transmissi-
on Code“ des VDN (heute BDEW)65. Verantwortlich für den sicheren und zuverlässigen 
Netzbetrieb sind die jeweiligen Übertragungs- und Verteilungsnetzbetreiber. 

Zentrale Aspekte für den sicheren Netzbetrieb sind die Erfüllung des (n-1)-Kriteriums (sie-
he unten) und die Bereitstellung von Regelleistung zur Frequenzhaltung. Die Frequenz-
haltung gehört zu den Systemdienstleistungen66, für die allein die 
Übertragungsnetzbetreiber verantwortlich sind.  

 

                                                                                                                                           
62 CONSENTEC/EWI/IAEW [2008]  
63 Zum Sparen von Erdgas ist vorwiegend der Ersatz von Anlagen mit hohen Ausnutzungsdauern – zum Bei-

spiel KWK-Anlagen - sinnvoll. Alte Erdgas-Kraftwerke, die nur zur Spitzenlastdeckung dienen, sollten wei-
terhin zur Verfügung stehen. 

64 UCTE [2004]; UCTE: union for the co-ordination of transmission of electricity; Union für die Koordinierung 
des Transports von Elektrizität 

65 VDN [2007]; VDN: Verband der Netzbetreiber; BDEW: Bundesverband der Energie und Wasserwirtschaft 
66 „Als Systemdienstleistungen (Frequenzhaltung, Spannungshaltung, Versorgungswiederaufbau sowie System-

/Betriebsführung) werden in der Elektrizitätsversorgung diejenigen für die Funktionstüchtigkeit des Systems 
unbedingt erforderlichen Leistungen bezeichnet.“ VDN [2007] 
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Netzreserve und Netzbetrieb 

Ein ausreichend dimensioniertes (Übertragungs-)Netz ist eine notwendige Voraussetzung, 
um den Strom von den Erzeugern zu den Verbrauchern zu transportieren.  

Um großräumige Stromausfälle weitgehend zu vermeiden, soll die Bemessung der Netz-
reserve generell67 anhand des (n-1)-Kriteriums erfolgen: „Ein Netz erfüllt die Anforderun-
gen dieses Kriteriums, wenn es den störungsbedingten Ausfall einer Komponente 
(Netzbetriebsmittel, Erzeugungseinheit) ohne unzulässige Einschränkungen seiner eige-
nen Übertragungs- oder Verteilungsfunktion übersteht. Dabei dürfen die festgelegten 
technischen Grenzen des Netzes und seiner Betriebsmittel nicht verletzt werden, damit es 
zu keiner Störungsausweitung kommt.“68  

Mit der Ausbauplanung sollen Netzbetreiber sicherstellen, dass das Netz auch für zukünf-
tige Übertragungsaufgaben ausreichend dimensioniert ist. Die Übertragungsnetzbetreiber 
sind dafür verantwortlich, die zum Ausbau ihrer Netze notwendigen Genehmigungsver-
fahren einzuleiten sowie die baulichen Maßnahmen nach erteilter Genehmigung zu ver-
anlassen. 

Bei einer ungenügenden Netzreserve können Engpässe auftreten. „Ein Engpass besteht, 
wenn das (n-1)-Kriterium nicht eingehalten wird oder der Netzbetreiber die begründete 
Erwartung hat, dass bei Akzeptanz aller bereits bekannten oder prognostizierten Fahr-
plananmeldungen ohne durch ihn veranlasste Sondermaßnahmen das (n-1)-Kriterium 
nicht eingehalten werden kann.“69 

Engpässe im Übertragungsnetz erfordern ein so genanntes Engpassmanagement, mit 
dem die Einhaltung des (n-1)-Kriteriums auch sichergestellt wird, jedoch der Engpass 
nicht ursächlich behoben wird. Netzengpassmanagement umfasst die „Summe aller Maß-
nahmen des Netzbetreibers zur Vermeidung bzw. Behebung eines Engpasses (z. B. Aukti-
onen, Redispatch, Countertrading, Market Splitting)“70 und wird derzeit beispielsweise an 
vielen nationalen Grenzkuppelstellen in der EU eingesetzt. Netzengpässe, die mit einem 
Engpassmanagement beseitigt werden können, führen somit zwar nicht zu einer Gefahr 
von großräumigen Stromausfällen, jedoch zu Einschränkungen im Strommarkt mit mög-
lichen volkswirtschaftlichen Nachteilen. 

Um unzulässige Netzbelastungen durch die fluktuierende und nicht exakt prognostizier-
bare Einspeisung erneuerbarer Energien zu vermeiden, steht den Netzbetreibern zusätz-
lich das Erzeugungsmanagement, also das zeitweise Reduzieren der Einspeisung 
erneuerbarer Energien, zur Verfügung. 

 

Netzausbau für den Ausbau erneuerbarer Energien 

Eine stärker auf erneuerbaren Energien und dezentraler Erzeugung basierende Stromer-
zeugung stellt veränderte Anforderungen an den Netzbetrieb und erfordert langfristig 
erhebliche Anpassungen des Stromnetzes auf allen Ebenen.71  

                                                                                                                                           
67 Das (n-1)-Kriterium gilt sowohl für die Systembetriebsplanung und der Systemführung als auch für den lang-

fristigen Netzausbau. 
68 VDN [2007] 
69 VDN [2007] 
70 VDN [2007]  
71 Zwar ist prinzipiell der technisch sichere Netzbetrieb auch mit einer deutlich höheren installierten Leistung 

aus erneuerbaren Energien und ohne den dafür erforderlichen Netzausbau nicht gefährdet, jedoch nur un-
ter Anwendung des Erzeugungs- und Engpassmanagements, was zu volkswirtschaftlichen und im Falle ei-

…  
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Die dena-Netzstudie I hat dies für den Zeitraum bis 2015 mit einem Anteil der erneuerba-
ren Energien von circa 20 % an der Stromerzeugung detailliert untersucht. Aus den Er-
gebnissen geht hervor, dass für den weiteren Ausbau der erneuerbaren Energien eine 
erhebliche Verstärkung verschiedener Netzbetriebsmittel72, vor allem der Ausbau des 
Übertragungsnetzes, sowie die Bereitstellung zusätzlicher Regel- und Reserveleistung er-
forderlich ist.73 Der Zeitraum bis 2025 ist Gegenstand der aktuell laufenden dena-
Netzstudie II.  

 

Frequenzhaltung und Regelleistung  

Die Frequenzhaltung hat als Systemdienstleistung eine besondere Rolle für die Versor-
gungssicherheit. Sie ist zudem eine wichtige Schnittstelle zwischen dem Strommarkt und 
dem sicheren Netzbetrieb (siehe auch Abschnitt 3.4 „Deckung der Stromnachfrage“).  

Strom ist eine nicht lagerbare Ware, da eine direkte Speicherung von Wechselstrom74 
großtechnisch nicht möglich ist. Daher muss für einen sicheren Netzbetrieb jederzeit ein 
Ausgleich zwischen Erzeugung (Einspeiseleistung) und Verbrauch (Last) erfolgen.  

Für diese Aufgabe, auch Frequenzhaltung genannt, sind die Übertragungsnetzbetreiber 
verantwortlich. Sie setzen dafür Regelleistung in Form von Primärregelleistung, Sekun-
därregelleistung und Minutenreserveleistung (Tertiärregelleistung) ein.75  

Die Frequenzstabilität ist gewährleistet, wenn die Systembilanz ausgeglichen ist, also un-
ter Berücksichtigung des Austauschs mit anderen Regelzonen zu jedem Zeitpunkt ein 
Leistungsgleichgewicht zwischen Erzeugung und Verbrauch besteht.  

Um großräumige Stromausfälle durch Ungleichgewichte zwischen Erzeugung und 
Verbrauch zu vermeiden, sind die Übertragungsnetzbetreiber daher verpflichtet, perma-
nent eine ausreichend dimensionierte Regelleistung vorzuhalten. Zudem müssen die 
Bilanzkreise für die ’day-ahead’ Fahrplananmeldung76 bei den Übertragungsnetzbetrei-
bern eine ausgeglichene Viertelstunden-Leistungsbilanz aufweisen.77 Ungleichgewichte 
zwischen Erzeugung und Verbrauch entstehen deshalb allein durch Abweichungen zwi-
schen den eingeplanten (SOLL) und tatsächlichen (IST) Leistungen von Erzeugung und 

                                                                                                                                           

nes Erzeugungsmanagements von erneuerbaren Energien zudem zu ökologischen Effizienzeinbußen füh-
ren würde. Da Engpässe im Übertragungsnetz infolge der Einspeisung erneuerbarer Energien nur bei ei-
nem großen Angebot an Leistung aus diesen Anlagen auftreten können, wäre durch diese Maßnahmen 
insgesamt kein Mangel an verfügbarer Kraftwerkskapazität zu erwarten. Der Netzausbau ist jedoch erfor-
derlich, um das Energieangebot aus den dargebotsabhängigen und somit nicht speicherbaren erneuerba-
ren Energien möglichst vollständig nutzen zu können.  

72 zum Beispiel Leitungen, Transformatoren und Schaltanlagen 
73 Zu den Details sei hier auf die dena-Netzstudie I verwiesen (Dena [2005]). 
74 Eine Speicherung von Wechselstrom ist nur indirekt, zum Beispiel in Form von potentieller Energie (Pump-

speicherkraftwerk) oder chemischer Energie (Batterie), möglich.  
75 Zum Teil setzen die Übertragungsnetzbetreiber auch eine spezielle Windreserveleistung (ähnlich der Stun-

denreserveleistung) zum Ausgleich der Prognoseabweichungen des EEG-Bilanzkreises ein. Diese Windre-
serve verringert dabei den Bedarf an vorzuhaltender Regelleistung.  

76 Auf dem ’day-ahead’ Markt wird Strom gehandelt, der am nächsten Tag zur Lieferung kommt. 
77 Bilanzkreise sind generell für eine ausgeglichene Bilanz zwischen Beschaffung (Erzeugung, Importe) und 

Abgabe (Verbraucher, Exporte) in jeder Viertelstunde verantwortlich. Die Sicherstellung des Leistungs-
gleichgewichtes in Folge von Bilanzkreisabweichungen erfolgt durch den Einsatz von Regelleistung und 
obliegt dem Übertragungsnetzbetreiber für seine Regelzone. (siehe VDN [2007])  
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Verbrauch, also durch kurzfristige Ausfälle von Erzeugungsanlagen78 sowie durch Progno-
seabweichungen der erneuerbaren Energien und der Last.  

 

3.3 Stromausfälle  

Ursachen und Vermeidung  

Großräumige Stromausfälle - so genannte Großstörungen oder Blackouts - können im All-
gemeinen entstehen, wenn nach kurzfristigen Ausfällen79 von Netzbetriebsmitteln oder 
Erzeugungsanlagen eine Störungsausweitung auftritt oder wenn ein Mangel an Regelleis-
tung zum Ungleichgewicht zwischen Erzeugung und Verbrauch führt. Ebenso kann 
menschliches Versagen bei der Netzbetriebsführung zu Großstörungen führen. 

Mit Erfüllung des (n-1)-Kriteriums ist gewährleistet, dass der Ausfall von nur einer Kom-
ponente - entweder Netzbetriebsmittel oder Erzeugungseinheit - sicher beherrscht wird 
und keine Störungsausweitung stattfindet. Zur Vermeidung großräumiger Stromausfälle 
durch Ungleichgewichte zwischen Erzeugung und Verbrauch sollen die Übertragungs-
netzbetreiber jederzeit eine ausreichend dimensionierte Regelleistung vorhalten (siehe 
oben).  

 

Restrisiko  

Die Regeln und Sicherheitskriterien für einen sicheren Netzbetrieb dienen dazu, die Aus-
breitung unvermeidlich auftretender Störungen zu großräumigen Versorgungsunterbre-
chungen zu vermeiden. Eine hundertprozentige Sicherheit oder ein hundertprozentiger 
Schutz vor Stromausfällen ist jedoch in der Praxis nicht oder zumindest nicht mit vertret-
barem Aufwand zu gewährleisten.80 

Daher ist auch bei Einhaltung der Anforderungen an den sicheren Netzbetrieb eine sehr 
geringe Wahrscheinlichkeit, mit der großräumige Stromausfälle eintreten können, zuläs-
sig.  

Diese großräumigen Stromausfälle können einerseits entstehen, wenn Ereignisse die Re-
serven des (n-1)-Kriteriums übersteigen. Andererseits können die Ungleichgewichte zwi-
schen Einspeisung und Entnahme die Regelleistungsreserven übersteigen, da bei der 
Dimensionierung der vorzuhaltenden Regelleistung ein bestimmtes Defizitniveau zulässig 
ist.81 Deutschlandweit beträgt das Defizitniveau derzeit weniger als 15 Minuten pro Jahr.  

 

                                                                                                                                           
78 Ausfälle von Erzeugungsanlagen können durch Störungen in den Erzeugungsanlagen oder durch Ausfälle 

von Netzbetriebsmitteln – wie beim weiträumigen Ausfall von Windenergieanlagen durch „Spannungs-
trichter“ - entstehen.  

79 Unter dem Begriff "Ausfall" wird der zufällige störungsbedingte Übergang einer Komponente (Netzbe-
triebsmittel, Erzeugungseinheit) in den Fehlzustand verstanden. (siehe VDN [2007]) 

80 siehe auch Studie zum Monitoringbericht (CONSENTEC/EWI/IAEW [2008]) 
81 In der Praxis werden für die Dimensionierung der Regelleistung Defizitwahrscheinlichkeiten von 0,1 % für 

einzelne Regelzonen genutzt. Wegen der wechselseitigen Unterstützungsmöglichkeiten zwischen den der-
zeit vier deutschen Regelzonen ist die daraus resultierende Gesamtdefizitwahrscheinlichkeit für Gesamt-
deutschland mit weniger als 0,0028 % (entspricht weniger als 15 Minuten pro Jahr) deutlich niedriger. 
(Haubrich/CONSENTEC [2008]) 
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Fazit 

Großräumige Stromausfälle können somit in der Regel - also bei Erfüllung der Anforde-
rungen an einen sicheren Netzbetrieb - nur aufgrund sehr seltener Ereignisse eintreten, 
die die vorgeschriebenen Sicherheitsreserven übersteigen.         

Darüber hinaus treten großräumige Stromausfälle nur auf, wenn gegen die Anforderun-
gen an einen sicheren Netzbetrieb, zum Beispiel durch menschliches Versagen, verstoßen 
wird.  

Großräumige Stromausfälle entstehen jedoch - bei Erfüllung der Sicherheitsanforderun-
gen - nicht durch Knappheiten von Erzeugungskapazitäten am Strommarkt.82  

Falls entgegen dieser Einschätzung die derzeitigen Rahmenbedingungen, vor allem die 
Anforderungen an einen sicheren Netzbetrieb, nicht ausreichen sollten, um die Sicherheit 
und Zuverlässigkeit des Elektrizitätsversorgungssystems auf einem angemessenen Niveau 
zu gewährleisten, so sollten die möglichen Schwachstellen im System beseitigt werden. 
Dies gilt auch für gegebenenfalls bestehende Schwachstellen bei den Anforderungen, die 
auf den Strommarkt wirken, wie die Anforderungen an die Bilanzkreise zum Ausgleich 
der Leistungsbilanzen und zur Vorhaltung von Dauerreserve für länger andauernde 
Kraftwerksausfälle.  

 

3.4 Deckung der Stromnachfrage  

Die Deckung der Stromnachfrage ist das Kriterium für Versorgungssicherheit, das derzeit 
am besonders kontrovers diskutiert wird. Zentrale Bedeutung haben hier die Funktions-
weise und das tatsächliche Funktionieren wettbewerblicher Elektrizitätsmärkte. 

Die aktuelle Diskussion zur Entwicklung des deutschen Kraftwerksparks handelt vielfach 
von einer so genannten „Stromlücke“ und einem „Defizit“ an verfügbarer Kraftwerksleis-
tung. Die Begriffe „Stromlücke“ und „Defizit“ suggerieren die Gefahr von Stromausfällen 
(siehe oben). Bei den Situationen, die mit diesen Begriffen beschrieben werden, handelt 
es sich jedoch um Kapazitätsknappheiten (Leistungsknappheiten), die in funktionierenden 
Märkten gegebenenfalls zu Preisspitzen, jedoch nicht zu großräumigen Stromausfällen 
(Blackouts) führen.  

 

Funktionsweise wettbewerblicher Elektrizitätsmärkte 

Mit der Einführung des EU-Binnenmarktes für Elektrizität wurde ein wettbewerblicher, 
marktorientierter Ordnungsrahmen  für die Elektrizitätsversorgung geschaffen.83 Ziele des 
Wettbewerbs sind eine Steigerung der gesamtwirtschaftlichen Wohlfahrt durch eine effi-
ziente Ressourcenallokation und günstige Strompreise. 

Preise haben auf Märkten eine wichtige Signalfunktion, indem sie Anpassungsprozesse 
bei Angebot und Nachfrage anregen. Dazu müssen Preise bei einer Verknappung der 
Kapazitäten steigen und bei Überkapazitäten fallen.  

                                                                                                                                           
82 Auch die Analyse verschiedener Großstörungen in Europa und den USA zeigt, dass ein Kapazitätsmangel bei 

diesen Ereignissen nicht die Ursache war. (CONSENTEC/EWI/IAEW [2008]) 
83 Jedoch besteht derzeit wegen verschiedener Engpässe an grenzüberschreitenden Übertragungsleitungen 

noch kein einheitliches europäisches Marktgebiet. Hierfür ist ein weiterer Netzausbau zur Beseitigung der 
Engpässe erforderlich. 
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Kurzfristig können die Stromanbieter bei Knappheiten in wettbewerblichen Märkten alle 
betriebsbereiten Erzeugungsanlagen aktivieren und die Nachfrager auf die Preissignale 
durch Verbrauchsanpassungen (Verlagerung oder Reduzierung) reagieren. Weiterhin 
können höhere Importe die Folge sein. Langfristig können ebenfalls Nachfragereaktionen 
durch Effizienzsteigerungen und Angebotsreaktionen durch Neubauten von Kraftwerken 
sowie Lebensdauer verlängernde Maßnahmen bei bestehenden Kraftwerken erfolgen, die 
bei höheren Preisen wirtschaftlich attraktiver werden. 

Grundsätzlich gilt: Auf funktionierenden Märkten findet auf Basis von Preissignalen 
kurz-, mittel- und langfristig ein Ausgleich zwischen Angebot und Nachfrage statt. 
Ein physisches Defizit an verfügbarer Kraftwerksleistung ist insofern nur in einem nicht 
funktionierenden Strommarkt möglich.  

Ein funktionierender Wettbewerbsmarkt war ein wesentliches Ziel der Strommarktlibera-
lisierung. Daher sollten bei der Annahme eines nicht funktionierenden Marktes nicht die 
Symptome behandelt werden - wie mögliche Kapazitätsdefizite durch Investitionsförde-
rungen für den Neubau von Kraftwerken oder die Verlängerung der AKW-Laufzeiten -, 
sondern es sollten die möglichen Ursachen beseitigt und gegebenenfalls das Marktdesign 
angepasst werden.  

Anhand der aktuellen Entwicklung im Energiemarkt ist jedoch nicht erkennbar, dass 
der Strommarkt momentan nicht funktioniert oder zukünftig nicht funktionieren 
wird. Diese Einschätzung bestätigen auch die Studie zum Monitoringbericht des Bundes-
wirtschaftsministeriums (BMWi) zur Versorgungssicherheit in Deutschland 84 und die Un-
tersuchung von BET zur Versorgungssicherheit. Aus Sicht des UBA sind die Mechanismen 
des Marktes und die Anreize, die der Markt über Preissignale setzt, ausreichend, um auch 
langfristig die erforderlichen Anpassungen auf der Angebots- und Nachfrageseite zu rea-
lisieren. Der Strommarkt funktioniert derzeit jedoch aus verschiedenen Gründen noch 
nicht optimal, zum Beispiel wegen Netzengpässen im europäischen Übertragungsnetz, 
Markteintrittsbarrieren im Erdgasmarkt bei Kraftwerksgas und der erheblichen Markt-
macht einzelner Akteure. 

Eine wichtige Rolle für einen optimal funktionierenden Strommarkt hat zukünftig die 
stärkere Einbindung der Nachfrageseite und eine Erhöhung der kurzfristigen Preiselastizi-
tät der Nachfrage. Die beiden wesentlichen Voraussetzungen sind zeitvariable, angebots-
abhängige Verbrauchertarife und der Aufbau einer entsprechenden Mess-, Informations- 
und Kommunikationsinfrastruktur (‚smart metering‘).85 Dies erschließt zusätzliche Sicher-
heitsreserven und verbessert die Kosteneffizienz im System. Bisher können nur relativ 
wenige Verbraucher, vor allem aus der stromintensiven Industrie, direkt auf Strompreis-
schwankungen des Großhandelsmarktes reagieren, indem sie ihren Strombezug optimie-
ren.86 Daher ist die kurzfristige Preiselastizität der Nachfrage derzeit noch gering. 
Kurzfristige Nachfragereaktionen werden in größerem Umfang zudem - wegen des viel-
fach geringen Anteils der Ausgaben für Strom an den Gesamtkosten in Gewerbe und In-
dustrie - erst bei sehr hohen Strompreisen in Knappheitssituationen stattfinden.87  

                                                                                                                                           
84 CONSENTEC/EWI/IAEW [2008] 
85 Die momentanen, technischen sowie regulatorischen Veränderungen im Messwesen schaffen erste Voraus-

setzungen für ein marktnäheres Verhalten der Stromverbraucher . 
86 Für einen Teil der stromintensiven Industrie ist die Teilnahme am Großhandelsmarkt bereits Praxis. Auch 

die industrielle Eigenerzeugung kann kurzfristig am Großhandelsmarkt auf Knappheitssignale reagieren. 
87 Bei genügend hohen Strompreisen ist auch im ’day-ahead’-Markt zu erwarten, dass ein erheblicher Teil der 

industriellen und gewerblichen Verbraucher mit Nachfragereduzierung reagieren werden.  
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Neben dem grundsätzlichen Ausgleich zwischen Angebot und Nachfrage auf funktionie-
renden Märkten gilt in der Praxis: Am Markt kann nur soviel Strom gekauft werden wie 
auch angeboten wird. Zudem müssen die Bilanzkreise eine ausgeglichene Viertelstunden-
Leistungsbilanz für die ’day-ahead’-Fahrplananmeldung bei den Übertragungsnetzbetrei-
bern aufweisen. Dadurch soll sichergestellt werden, dass alle Bilanzkreise ausreichend 
Kraftwerkskapazitäten für die prognostizierte Last einplanen und vorhalten und somit 
kein physisches Defizit entsteht.88  

 

Besonderheit im Strommarkt  

Im Strommarkt besteht die Besonderheit, dass Strom nicht wie andere Waren lagerbar ist. 
Daher müssen immer ausreichend Erzeugungskapazitäten vorhanden sein, um die 
Verbraucher - mit den zuvor am Markt gehandelten und von den Bilanzkreisen angemel-
deten Leistungen,89 zuzüglich der Lastprognoseabweichungen und des Lastrauschens - 
zeitgleich zu versorgen. Um dies sicherzustellen, dient die von den Übertragungsnetz-
betreibern vorzuhaltende Regelleistung (siehe oben). Die Kraftwerksbetreiber sind zudem 
verpflichtet, für länger andauernde Kraftwerksausfälle eine so genannte Dauerreserve 
vorzuhalten. 

                                                                                                                                           
88 Sollten theoretisch - was unter den tatsächlichen Verhältnissen auch zukünftig absolut unwahrscheinlich ist 

- alle Flexibilitäten am Markt (Importe, Reservekraftwerke, Nachfrageflexibilitäten) infolge von Extremsitu-
ationen aufgebraucht sein, daher ein physisches „Defizit“ entstehen und kurzzeitig der Strommarkt nicht 
funktionieren, so wären Bilanzkreise mit einer Unterdeckung in der Leistungsbilanz dazu verpflichtet, den 
Strombezug einzelner Verbraucher einzuschränken und somit die Leistungsbilanz auszugleichen (Rationie-
rung). Auch dies würde jedoch nicht zu großräumigen Stromausfällen führen, sondern zu zusätzlichen An-
reizen für Anpassungsreaktionen am Markt. Da solche Ausnahmezustände nicht plötzlich auftreten würden, 
besteht am Markt eine Reaktionszeit zur Anpassung an sich abzeichnende Engpässe. 

89 Die gehandelten und angemeldeten Leistungen sind mittlere Leistungen für eine Zeitspanne von mindes-
tens einer Viertelstunde und ergeben sich als Quotient aus der in einer Zeitspanne geleisteten Arbeit und 
derselben Zeitspanne. 
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4 Kraftwerkspark und Versorgungssicherheit bis 2020  

In diesem Kapitel betrachten wir die Entwicklung des Kraftwerksparks und der Versor-
gungssicherheit in Deutschland bis zum Jahr 2020. Dazu stellen wir zuerst die grundle-
genden Aspekte zur Beurteilung der Versorgungssicherheit dar. Anschließend erfolgt vor 
diesem Hintergrund eine Diskussion der Ergebnisse der dena-Kurzanalyse90, der Studie 
zum BMWi-Monitoringbericht zur Versorgungssicherheit91 und des UBA-
Hintergrundpapiers „Atomausstieg und Versorgungssicherheit“92. Abschließend beschrei-
ben wir auf Basis dieser Analysen die wahrscheinliche Entwicklung der Versorgungssi-
cherheit bis zum Jahr 2020. 

 

4.1 Aspekte zur Beurteilung der Versorgungssicherheit 

Zur Beurteilung der Entwicklung der Versorgungssicherheit sind eine Reihe grundlegen-
der Aspekte, die im Folgenden dargestellt werden, zu berücksichtigen. Besonders das 
hierzu verwendete Modellsystem und die Methodik müssen die Realitäten im europäi-
schen Strommarkt - die Funktionsweise wettbewerblicher Märkte und den zunehmenden 
innereuropäischen Stromhandel - und alle weiteren relevanten Einflussfaktoren adäquat 
abbilden.  

 

4.1.1 Abbildung wettbewerblicher Strommärkte 

Bei Untersuchungen zur Entwicklung der Versorgungssicherheit sind Marktmechanismen 
mit angebots- und nachfrageseitigen Reaktionen auf Preissignale zu berücksichtigen - 
etwa Stilllegungen und Lebensdauer verlängernde 'Retrofit'-Maßnahmen an Bestand-
kraftwerken, Kraftwerksneubauten sowie Effizienzsteigerungen und Lastverlagerungen 
auf der Nachfrageseite. Untersuchungen, die eine Entwicklung ohne diese Marktreaktio-
nen auf Preissignale annehmen, sind zur Beurteilung der Versorgungssicherheit nur be-
dingt geeignet. 

 

4.1.2 Liberalisierung des Strommarktes und europäischer Stromhandel 

Eine adäquate Betrachtung erfordert die Einbeziehung des europäischen Marktes und 
insbesondere der Nachbarländer. Eine rein nationale Betrachtung führt zu einer Unter-
schätzung der tatsächlichen Versorgungssicherheit.  

Wesentliches Ziel der Strommarkt-Liberalisierung in der EU ist eine effizientere Deckung 
der Nachfrage durch die Schaffung eines wettbewerblichen europäischen Binnenmarktes 
für Elektrizität und die stärkere Einbeziehung der Nachfrageseite. Dies ermöglicht es, 
Überkapazitäten abzubauen und teure erforderliche Reservekapazitäten zu verringern. 
Ein Ansatz, bei dem die Lastdeckung auch zukünftig ausschließlich aus nationalen Kraft-
werken sichergestellt werden soll - wie vom BMWi im Monitoringbericht zur Versor-
gungssicherheit vertreten93 - widerspricht den Zielen der Strommarktliberalisierung.  

                                                                                                                                           
90 Dena [2008] 
91 CONSENTEC/EWI/IAEW [2008] 
92 UBA [2008] 
93 BMWi [2008] 
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Bei Kapazitätsengpässen in einem europäischen Land kann in gewissem Umfang ein Aus-
gleich durch zusätzliche Stromimporte aus den Nachbarländern stattfinden. Möglich ist 
dieser Ausgleich auch zu Spitzenlastzeiten durch unterschiedliche Laststrukturen und 
Stromerzeugungssysteme. So lag beispielsweise die Jahreshöchstlast 2007 im UCTE-Netz94 
mit rund 403 Gigawatt (GW) um 17 GW niedriger als die Summe der nationalen Jahres-
höchstlasten95. Ebenso ist bei Kraftwerksausfällen in einem Land nicht davon auszugehen, 
dass zur selben Zeit alle ausländischen Reservekraftwerke ebenfalls zur Deckung von 
Kraftwerksausfällen erforderlich sind.96  

Der grenzüberschreitende Stromhandel ist bereits zwischen vielen Ländern Realität. 
Deutschland hat zum Beispiel zu den Nachbarländern Frankreich, Schweiz und Österreich 
relativ gut ausgebaute Grenzkuppelstellen. In diesen Ländern gleichen sich die Strom-
preise auf dem Großhandelsmarkt tendenziell an97.  

Derzeit sind die handelbaren Leistungen jedoch noch durch die Kapazitäten der grenz-
überschreitenden Übertragungsnetze beschränkt. Zur Vollendung des europäischen Bin-
nenmarktes für Strom ist der weitere Ausbau der länderübergreifenden 
Übertragungskapazitäten erforderlich.  

 

4.1.3 Entwicklung des Kraftwerksbestandes 

Verschiedene Untersuchungen zur Entwicklung der Versorgungssicherheit gehen für Be-
standskraftwerke von einer bestimmten „typischen“ Zahl an Betriebsjahren aus. Dies 
greift jedoch zu kurz und führt vielfach zu einer Unterschätzung der verfügbaren fossilen 
Kraftwerksleistung und somit auch der Versorgungssicherheit.  

Die Laufzeit der Kraftwerke (in Betriebsjahren) ist aus technischer Sicht keine fest be-
grenzte oder vorherbestimmte Größe, sondern ist erstens abhängig von der tatsächlichen 
Betriebsweise der Anlagen in der Vergangenheit und kann zweitens durch so genannte 
Retrofit-Maßnahmen98 erhöht werden. „In der Realität wird die Stilllegung von Bestands-
kraftwerken nicht ausschließlich aufgrund von technischen Gegebenheiten nach einer 
bestimmten Anzahl von Jahren erfolgen, sondern gerade durch technisch-wirtschaftliche 
Betrachtungen und somit durch Preissignale des Marktes bestimmt werden.“99  

Der Einfluss der tatsächlichen Anlagenbetriebsweise auf die Laufzeit der Kraftwerke zeigt 
sich vor allem bei verschiedenen Öl- und Gaskraftwerken, bei denen die Ausnutzungsdau-
er100 in der Vergangenheit deutlich niedriger war als bei der Auslegung ursprünglich ge-
plant. Bei diesen Kraftwerken, die bisher vorwiegend Spitzen- und Reserveleistung 
bereitgestellt haben, ist daher zu erwarten, dass sie auch ohne umfangreiche Lebensdauer 
verlängernde Maßnahmen deutlich länger betrieben werden können, als ursprünglich 
vorgesehen. Vorraussetzung dafür ist, dass der Betrieb weiterhin am Markt rentabel ist.  

                                                                                                                                           
94 UCTE: union for the co-ordination of transmission of electricity; Europäischer Verband der Übertragungs-

netzbetreiber  
95 UCTE [2009] 
96 siehe auch BET [2008] 
97 Ein Beispiel sind Deutschland und Frankreich, die trotz großer Unterschiede im Kraftwerkspark (in Frank-

reich liefern Atomkraftwerke ca. 80 % des Stroms) ähnliche Großhandelspreise für Strom aufweisen.  
98 z. B. Erneuerung einzelner Anlagenkomponenten (zum Beispiel Turbinen und Leittechnik) 
99 BET [2008] 
100 auch als Auslastung bezeichnet 
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Retrofit-Maßnahmen wurden in den vergangenen Jahren an verschiedenen Braunkohle-, 
Steinkohle und Erdgaskraftwerken durchgeführt und sind auch in Zukunft zu erwarten101 - 
besonders im Falle von Kapazitätsknappheiten.  

Für Retrofit-Maßnahmen gilt: „Ob und in welchem Umfang diese Optionen genutzt wer-
den, hängt von den erzielbaren Erlösen und somit von den Strompreisen auf dem Groß-
handelsmarkt sowie von den entstehenden Kosten für solche Maßnahmen ab.“ (…) „Das 
Ausmaß und somit die Kosten, die mit diesen Maßnahmen verbunden sind, hängen so-
wohl von der Betriebsweise der Anlagen in der Vergangenheit als auch ggf. von Ver-
schärfungen genehmigungsrechtlicher Auflagen ab.“ 102

  

Bei Kraftwerksstilllegungen besteht zudem häufig ein Zusammenhang mit Neubauprojek-
ten. Für verschiedene Standorte sind Kraftwerksstilllegungen nur dann geplant oder zu 
erwarten, falls die Altanlagen durch Neubaukraftwerke ersetzt werden. Dies lässt sich 
zum Beispiel sehr anschaulich für die Braunkohlebestandsanlagen der RWE im Rheinland 
nachvollziehen103. 

 

4.1.4 Kraftwerksneubauten 

Unternehmen werden sich im Allgemeinen für Investitionen in neue Kraftwerke ent-
scheiden, falls sie eine angemessene Rendite erwarten. Ein Zeichen dafür, dass der Markt 
in diesem Sinne funktioniert, sind die realen Kraftwerksneubauprojekte. Dieser Aspekt ist 
deshalb bei der Beurteilung der Versorgungssicherheit abzubilden.  

Neben den derzeit im Bau befindlichen Kraftwerken gibt es derzeit zahlreiche weitere 
Kraftwerksneubauplanungen, die bereits weit fortgeschritten sind. Für einen Teil dieser 
Planungen „haben Unternehmen bereits hohe Millionenbeträge für die Planung, Projekt-
entwicklung, Genehmigungsverfahren sowie teilweise erhebliche Kosten für Reservierun-
gen wesentlicher Großkomponenten (wie Dampfkessel, Turbinen, Spezialstähle, 
Transformatoren usw.) aufgewendet.“ (…) „Eine Aufgabe oder ein Scheitern all dieser Pro-
jekte erscheint äußerst unrealistisch.“ 104 

Derzeit sind fossile Kraftwerke mit einer Leistung von rund 12.000 Megawatt (MW) net-
to105 im Bau. Zusätzlich sind fossile Kraftwerke auf Basis von Stein- und Braunkohle sowie 
Erdgas mit insgesamt mehr als 30.000 MW netto in Planung. Berücksichtigt man die un-
terschiedlichen Realisierungswahrscheinlichkeiten anhand des Planungsstadiums, so ist 
nach BET106 eine Kraftwerkskapazität von rund 8.000 MW zusätzlich zu den in Bau befind-
lichen Kraftwerken zu erwarten. Inwieweit diese Kraftwerke tatsächlich für die Gewähr-
leistung der Versorgungssicherheit notwendig sind, ist allerdings äußerst fraglich (siehe 
Abschnitt 4.5 „Beurteilung der Versorgungssicherheit bis 2020“). 

Zusätzlich zu den bereits bekannten Neubauprojekten werden bei sich abzeichnenden 
Kapazitätsknappheiten mit entsprechenden Marktsignalen weitere Neubauprojekte hin-
zukommen. Dass momentan für die Zeit nach 2015 kaum öffentliche Ankündigungen für 

                                                                                                                                           
101 So sind in einigen Fällen 'Retrofit’-Maßnahmen mit einer Verlängerung der Kraftwerkslaufzeit, 

zum Beispiel bei einigen Braunkohlekraftwerken von RWE im Rheinland, Teil der Unternehmensstrategie 
und der unmittelbaren Planung. 

102 BET [2008] 
103 ausführliche Darstellung hierzu in BET [2008] 
104 ebd. 
105 Die Nettoleistung ergibt sich aus der Bruttoleistung nach Abzug der Eigenbedarfsleistung. 
106 ebd. 
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Kraftwerksneubauten vorliegen107, ist wegen des noch fernen Datums und einer Realisie-
rungsdauer von drei bis sieben Jahren108 bei den meisten Kraftwerkstechniken - von der 
Standortfindung bis zur Inbetriebnahme - verständlich.  

 

4.1.5 Kraftwerkseinsatzplanung 

Neben der als installierte Leistung insgesamt zur Verfügung stehenden Kapazität der 
konventionellen und regenerativen Kraftwerke ist die planmäßig verfügbare Kraftwerks-
leistung im Jahresverlauf zu betrachten.  

Die längerfristige Kraftwerkseinsatzplanung erfolgt in der Praxis unter Berücksichtigung 
der planmäßig erforderlichen Revisionen und des jahreszeitlich schwankenden Verlaufs 
der Nachfrage. Zum Zeitpunkt der erwarteten Jahreshöchstlast werden üblicherweise 
kaum Revisionen durchgeführt, um den Gesamtbedarf an Kraftwerkskapazitäten zu mi-
nimieren.  

Betrachtungen für einen einzelnen Zeitpunkt, wie den der Jahreshöchstlast109, haben da-
her nur eine bedingte Aussagekraft. Um Aussagen über die Versorgungssicherheit wäh-
rend des gesamten Jahres treffen zu können, ist eine integrierte Jahresbetrachtung oder 
wenigstens eine Betrachtung anderer möglicher kritischer Zeitpunkte, wie die saisonalen 
Höchstlasten, durchzuführen. Dabei sind die Revisionszyklen konventioneller Kraftwerke 
zu berücksichtigen. 

 

4.1.6 Entwicklung der Stromnachfrage 

Bei der Beurteilung der zukünftigen Versorgungssicherheit hat die Entwicklung der 
Stromnachfrage einen wichtigen Einfluss. Dabei ist jedoch nicht nur die Höhe der jährli-
chen Stromnachfrage bedeutend, sondern vielmehr die Entwicklung des Lastverlaufes, vor 
allem der Nachfrage zum Zeitpunkt der Jahreshöchstlast. Entscheidend ist hierbei die 
Entwicklung der kurzfristigen Nachfrageelastizitäten.  

 

Entwicklung des jährlichen Stromverbrauchs 

Ziel der Bundesregierung ist es, den deutschen Stromverbrauch bis zum Jahr 2020 um 
11 % gegenüber dem Jahr 2005 zu senken. Dies ist ein ambitioniertes, jedoch technisch 
realisierbares Ziel mit großen Kosteneinsparpotentialen. Dies bestätigen unter anderem 
eine Studie des Wuppertal Instituts im Auftrag von EON aus dem Jahr 2006110 sowie die 
„Energieszenarien für den Energiegipfel 2007“ von EWI und Prognos111 (siehe auch Ab-
schnitt 2.2.2 „Erhöhung der Energieeffizienz auf der Nachfrageseite“). Falls zukünftig er-
kennbar ist, dass dieses Ziel nicht erreicht wird, sollten vorrangig die Instrumente hierzu 
angepasst werden. 

Die längerfristige Entwicklung der Stromnachfrage hängt unter anderem von der Höhe 
zukünftiger Strompreise ab, da diese einen Einfluss auf die Wirtschaftlichkeit von Effi-

                                                                                                                                           
107 siehe auch CONSENTEC/EWI/IAEW [2008] 
108 BET [2008] 
109 beispielsweise bei der dena-Kurzanalyse (Dena [2008]) 
110 WI [2006] 
111 EWI/Prognos [2007] 
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zienzmaßnahmen haben. Höhere Strompreise führen tendenziell zu mehr Investitionen in 
die Energieeffizienz, so dass sich der Stromverbrauch dadurch längerfristig verringert.112  

Einen weiteren Einfluss auf die Entwicklung der Stromnachfrage hat die Entstehung neu-
er Anwendungsgebiete. Dazu zählen neue elektrisch betriebene Geräte in Haushalten 
ebenso wie die Elektromobilität, deren Einfluss davon abhängt, wie schnell die hierbei 
noch bestehenden technischen Probleme gelöst werden können und die Markteinführung 
stattfinden wird (siehe Abschnitt 4.1.8 „Elektromobilität“).  

 

Entwicklung der Nachfrageelastizitäten - Lastmanagement 

Mit der Senkung der Spitzennachfrage nach Strom besteht eine volkswirtschaftlich vor-
teilhafte Alternative zu Kraftwerksinvestitionen. Möglich ist dies einerseits, indem der 
Strombedarf durch Effizienzsteigerungen insgesamt abgesenkt wird oder andererseits, 
indem der Spitzenkapazitätsbedarf durch eine Flexibilisierung und Glättung der Nachfra-
ge gesenkt wird, zum Beispiel indem sich Teile der Nachfrage von teuren Spitzenlastzei-
ten auf preisgünstigere Zeiten verlagern. Die Steigerung der kurzfristigen Preiselastizität 
der Stromnachfrage - durch eine verstärkte Teilnahme großer Verbraucher am ’day-
ahead’-Strommarkt und Lastmanagement - kann zudem extreme Preisspitzen dämpfen.113  

In der Vergangenheit, genauer gesagt zwischen 2000 und 2007, bestand ein direkter Zu-
sammenhang zwischen dem jährlichen Stromverbrauch und der Jahreshöchstlast, wobei 
die Jahreshöchstlast nahezu proportional zum jährlichen Stromverbrauch war. Zugleich 
können bisher nur relativ wenige Verbraucherinnen und Verbraucher, vor allem aus der 
stromintensiven Industrie, direkt auf Strompreisschwankungen des Großhandelsmarktes 
durch Optimierung ihres Strombezuges reagieren. Daher war die Nachfrage bisher weit-
gehend unabhängig von den Strompreisen. 

In anderen Märkten, wie Telekommunikation oder Schienen- und Flugverkehr, ist ein 
gezieltes Verlagern des Verbrauchs von nachfragestarken auf nachfrageschwache Zeiten 
durch Preissignale bereits üblich. Im Strommarkt entstehen erst jetzt die regulatorischen 
und technologischen Vorraussetzungen dafür. „Intelligente“ Stromzähler werden den 
Einsatz zeitvariabler, angebotsabhängiger Tarife und damit Reaktionen der Verbraucher - 
beispielsweise durch Lastverlagerungen - auf knappheitsbedingte Preissignale ermögli-
chen. Dies wird in Zukunft die kurzfristige Preiselastizität der Stromnachfrage erhöhen 
und einen wichtigen Beitrag dazu leisten können, die Nachfrage besser dem Angebot 
anzupassen, indem Verbraucher stärker in preisgünstigeren nachfrageschwachen Zeiten 
Strom nachfragen. 

„Aufgrund der starken Zeitabhängigkeit vieler Stromanwendungen bei Produktions- und 
Dienstleistungsprozessen wird ein Teil der Nachfrage auch in Zukunft voraussichtlich 
weitgehend preisunelastisch und zeitlich nicht verlagerbar sein. Ein anderer Teil der 
Nachfrage wird sich allerdings insbesondere bei kurzfristigen Preisspitzen“ - also wenn 
die Erzeugungskapazitäten besonders knapp sind - „in andere Tageszeiten verlagern (…) 
oder sich in diesen Zeiten verringern lassen.“114 Daher ist zu erwarten, dass die kurzfristi-
ge Preiselastizität der Stromnachfrage bis zum Jahr 2020 deutlich steigt.  

Für die Entwicklung der Jahreshöchstlast ergibt sich: Auch wenn ein Teil möglicher 
Stromeinsparungen - zum Beispiel der Austausch von Nachtspeicherheizungen - nur in 
                                                                                                                                           
112 siehe auch ebd. 
113 siehe auch CONSENTEC/EWI/IAEW [2008]  
114 BET [2008] 
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Schwachlastzeiten wirkt und deshalb keinen Einfluss auf die Jahreshöchstlast hat, so gibt 
es dennoch Stromsparmaßnahmen, die auch die Nachfrage in Spitzenlastzeiten und da-
mit tendenziell die Jahreshöchstlast senken. Zusammen mit der zukünftig steigenden 
Preiselastizität der Nachfrage ist daher zu erwarten, dass die Jahreshöchstlast bei abneh-
mender jährlicher Nachfrage sinkt und bei steigender jährlicher Nachfrage schwächer 
steigt als diese.   

 

4.1.7 Regelbare Lasten 

Eine Spezialform für die Anwendung preisinduzierter Nachfragereaktionen sind regelba-
re Lasten, die für die Bereitstellung von Regel- und Reserveleistung eingesetzt werden 
können. Dabei schalten große Verbraucher gegen Entgeltzahlung für eine bestimmte Zeit 
eine vorher vereinbarte Anlagenleistung ab. Mit dem Einsatz regelbarer Lasten sinkt der 
Bedarf an verfügbarer konventioneller Kraftwerksleistung. Die Vernachlässigung von re-
gelbaren Lasten führt daher zu einer Unterschätzung der Versorgungssicherheit.  

Der Einsatz regelbarer Lasten zur Bereitstellung von Minutenreserveleistung115 ist bereits 
Realität, zum Beispiel bei einigen industriellen Verbrauchern der Aluminium-, Stahl- oder 
Chlorherstellung. So bietet das Unternehmen Evonik seit mehreren Jahren Regelleistung 
in Form von Minutenreserveleistung auf Basis eines „virtuellen" Kraftwerks mit ausge-
wählten Erzeugungsanlagen und regelbaren Lasten an. Im Jahr 2008 konnte Evonik 
durchgehend mehr als 200 MW positive Minutenreserveleistung mit regelbaren Lasten 
bereitstellen. 

Insgesamt sind derzeit industrielle Verbraucherlasten mit einer Leistung von über 
600 MW zur Vorhaltung positiver Minutenreserveleistung präqualifiziert116. Bei entspre-
chenden Marktsignalen ist hier mit einer deutlichen Ausweitung des Angebotes zu rech-
nen117.  

Die technischen Potentiale zur Bereitstellung positiver Minutenreserveleistung durch re-
gelbare Lasten betragen nach Einschätzungen aus Branchenkreisen allein für den Indust-
riebereich über 3.000 MW bei ganzjähriger Verfügbarkeit118. Um die Potentiale 
vollständig zu ermitteln, ist eine umfangreiche anlagenbezogene Untersuchung in den 
wichtigsten Einsatzbereichen erforderlich. 

Auf Basis dieser Potentiale und der bereits in beachtlichem Umfang eingesetzten Anlagen 
ist es auch bei konservativer Betrachtung sehr wahrscheinlich, dass regelbare Lasten im 
Jahr 2020 ganzjährig mit mindestens 1.500 MW zur Bereitstellung positiver Regel- und 
Reserveleistung beitragen können.  

 

 

 

 

                                                                                                                                           
115 siehe auch Abschnitt 3.2 „Sicherer Netzbetrieb“ 
116 Anlagen die präqualifiziert sind, erfüllen die Vorgaben der Übertragungsnetzbetreiber für die Teilnahme 

am Minutenreservemarkt. 
117 Siehe auch BET [2008] 
118 Zu vergleichbaren Ergebnissen kommt eine Untersuchung, die im Jahr 2005 an der TU-Berlin durchgeführt 

wurde (Schubert [2005]). 
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4.1.8 Elektromobilität 

Entwicklungsperspektiven 

Aus Sicht des UBA ist es unwahrscheinlich, dass die Elektromobilität bis zum Jahr 2020 
einen für die Stromnachfrage bedeutenden Umfang einnehmen wird, denn bisher beste-
hen noch verschiedene ungelöste Probleme, die eine breite Markteinführung von Elektro-
fahrzeugen verhindern, zum Beispiel bei der Kapazität und dem Preis der Stromspeicher. 
Neben den bereits auf dem Markt befindlichen Hybridfahrzeugen ist daher zunächst in 
Folge der anlaufenden Förderung eher mit kleinen Elektrofahrzeugen für den Stadtver-
kehr zu rechnen.  

Selbst das Szenario mit einer verstärkten Nutzung der Elektrizität im Individualverkehr in 
der Leitstudie 2008119 stellt für das Jahr 2020 nur einen Teil der Elektromobilität von rund 
2,5 % am Verkehrsaufwand120 des motorisierten Individualverkehrs dar. Daraus ermitteln 
die Autoren eine zusätzliche Stromnachfrage von 3 TWh121 pro Jahr. Somit ist der Einfluss 
der Elektromobilität im Individualverkehr auf die Stromnachfrage bis zum Jahr 2020 mit 
großer Wahrscheinlichkeit sehr gering. Langfristig können Elektrofahrzeuge allerdings 
eine nutzbare Komponente in einem nachhaltigen Stromversorgungssystem darstellen.  

 

Einfluss auf die Versorgungssicherheit  

Elektrofahrzeuge sind zusätzliche Stromverbraucher, die grundsätzlich die Stromnachfra-
ge und bei ungesteuerter Ladung auch die Spitzenlast erhöhen. Die Akkumulatoren der 
Elektrofahrzeuge bieten jedoch auch technische Möglichkeiten zur Lastverlagerung sowie 
zur aktiven Einspeisung bei Kapazitätsengpässen. Durch die begrenzte Speicherfähigkeit 
der Akkumulatoren sind die „Energie-Speicherpotentiale“ im elektrizitätswirtschaftlichen 
Maßstab dabei nur gering. Zugleich sind jedoch die „Leistungs-Speicherpotentiale“ durch 
die relativ hohe kumulierte Anschlussleistung erheblich.122  

Technisch möglich erscheinen auch die Unterstützung der Spannungs- und Frequenzhal-
tung sowie die Aufnahme von Überschüssen aus fluktuierender Stromproduktion (Wind, 
Photovoltaik)123 durch die üblicherweise langen Stillstandszeiten der Fahrzeuge. Die tech-
nischen Voraussetzungen hierfür sind jedoch bisher nur zum Teil erfüllt. Zudem sind 
rechtliche und logistische Rahmenbedingungen sowie die Akzeptanz der Fahrzeughalter 
zu klären. Ebenso definiert die Häufigkeit des Be- und Entladens der Akkumulatoren ihre 
Lebensdauer und stellt daher einen zu beachtenden Kostenfaktor dar. 

                                                                                                                                           
119 BMU [2008] 
120 Der Begriff „Verkehrsaufwand“ bezeichnet das Produkt aus der transportierten Gütermenge (t) oder der 

Personenzahl (P) und der zurückgelegten Wegstrecke (km). In der Verkehrsstatistik ist hierfür auch der 
Begriff „Verkehrsleistung“ gebräuchlich. 

121 3 TWh entsprechen 0,5 % des Bruttostromverbrauchs (612,1 TWh) von 2005. 
122 Selbst die kumulierte Speicherfähigkeit von 1 Mio. Elektrofahrzeugen mit einem 10 kWh-Fahrzeugspeicher 

würde nur 10 Gigawattstunde (GWh) betragen, also circa der Speicherkapazität des Pumpspeicherkraft-
werks Goldisthal entsprechen. Die kumulierte Anschlussleistung dieser Fahrzeuge mit jeweils 3 kW-
Anschlussleistung je Fahrzeug würde zugleich rund 3 GW betragen, also circa der dreifachen Leistung des 
Pumpspeicherkraftwerks Goldisthal entsprechen (siehe auch Pehnt et al. 2007). Diese kumulierte Anschluss-
leistung wird jedoch wegen der Ungleichzeitigkeit der einzelnen Ladungen praktisch nie als Gesamtlast, 
sondern nur anteilig wirksam. Durch entsprechende Preissignale können zudem Anreize gesetzt werden, 
dass die Ladungen vorwiegend zu Nicht-Engpasszeiten stattfindet.  

123 Pehnt et al. [2007] 
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Für den Netzbetrieb der Elektrofahrzeuge bestehen in Abhängigkeit vom Ladezustand der 
Akkumulatoren sowie der Angebots- und Nachfragesituation prinzipiell folgende techni-
sche Möglichkeiten neben der ungesteuerten Ladung: 

• einfacher Ladebetrieb - vorrangig in Nicht-Engpasszeiten (Lastmanagement), 

• Ladebetrieb als regelbare Last zur Bereitstellung einer Leistungsreserve, 

• aktive Einspeisung zur Bereitstellung einer Leistungsreserve. 

Der Netzbetrieb der Elektrofahrzeuge sollte sich insgesamt maßgeblich an der Angebots- 
und Nachfragesituation des Strommarktes orientieren. Die Anreize hierzu sollten die Nut-
zer über - die Knappheitssituation widerspiegelnde - Preissignale auf Basis flexibler Tarife 
erhalten. Dies setzt jedoch auch entsprechende Mess-, Informations- und Kommunikati-
onsmöglichkeiten voraus.  

Ein Großteil des heutigen Fahrzeugbestandes befindet sich die meiste Zeit nicht im Fahr-
betrieb. Mit großer Wahrscheinlichkeit wird dies in ähnlicher Weise auch für Elektrofahr-
zeuge gelten, so dass diese - falls die Infrastruktur verfügbar wäre und die Nutzerinnen 
und Nutzer dies unterstützen - zu einem großen Teil entweder zur Laststeuerung im La-
debetrieb oder zur aktiven Einspeisung als Leistungsreserve zur Verfügung stehen können. 
Zudem ist ein erheblicher Anteil der Elektromobilität im motorisierten Individualverkehr 
nur dann zu erwarten, falls die Reichweite und damit die Speicherfähigkeit der Akkumu-
latoren so groß sind, dass eine Zwischenladung für die meisten alltäglichen Fahrten - vor 
allem bei Pendlerinnen und Pendlern - nicht oder nur als Ausnahme erforderlich ist und 
somit für die Nutzerinnen und Nutzer kein erhöhtes Mobilitätsrisiko besteht. In diesem 
Fall ist es sehr wahrscheinlich, dass die Ladevorgänge überwiegend, vor allem durch 
Preisanreize, zu Schwachlast- oder Nicht-Engpasszeiten stattfinden.  

Obwohl Elektromobilität die Nachfrage nach elektrischer Energie erhöht, kann also mit 
den dargestellten flexiblen Eigenschaften prinzipiell eine Erhöhung der Last - und damit 
auch des Bedarfs an verfügbarer Kraftwerksleistung - in Engpass-Situationen vermieden 
werden124. Dafür steigt die Last in Nicht-Engpasszeiten. Die mit der Elektromobilität nutz-
baren Flexibilitäten können sich insgesamt günstig auf den Netzbetrieb auswirken.  

 

4.1.9 Einfluss der Windenergie auf den Regelleistungsbedarf 

Die Stromerzeugung auf Basis erneuerbarer Energien mit einem fluktuierenden Energie-
angebot führt gegenüber einem rein konventionellen Kraftwerkspark durch die Progno-
seungenauigkeiten zu einem erhöhten Bedarf an Regelleistung, vor allem an 
Minutenreserve. Dies betrifft momentan hauptsächlich die Windenergie, gilt jedoch ver-
gleichbar für die Photovoltaik. 

Der zusätzliche Regelleistungsbedarf für die Windenergie steigt zwar prinzipiell mit de-
ren installierter Leistung (siehe auch „dena-Netzstudie I“125). Durch die ständige Verbesse-
rung der Prognosegenauigkeit und gegebenenfalls einer Verkürzung des 
Prognosezeitraumes sinkt jedoch der zusätzliche Regelleistungsbedarf bei konstanter An-

                                                                                                                                           
124 Dies ist gegeben, falls in Engpass-Situationen nur die unbedingt notwendigen Ladevorgänge durchgeführt 

werden und zugleich dieselbe Leistung durch bereits geladene Elektrofahrzeuge eingespeist wird. Ob zu-
künftig diese Option auch tatsächlich genutzt wird und ob die Preissignale für eine entsprechende Anpas-
sung der Nutzungsgewohnheiten ausreichen, oder welche anderen nachfrage- und angebotsseitigen 
Optionen genutzt werden, lässt sich momentan nicht vorhersagen und hängt vor allem von der zukünfti-
gen Entwicklung des Marktes insgesamt ab.  

125 Dena [2005] 
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lagenleistung deutlich. Dies wirkt einem Anstieg des zusätzlichen Regelleistungsbedarfs 
entgegen. Wie stark der zusätzliche Regelleistungsbedarf zukünftig steigen wird, hängt 
also auch von der Entwicklung dieser Faktoren ab. Beispielsweise ist der gesamte deut-
sche Regelleistungsbedarf in den letzten Jahren - trotz einer Verdopplung der installierten 
Windleistung - vor allem wegen der Verbesserung der Prognosegenauigkeit annähernd 
konstant geblieben. Ebenso hatte die Einführung des unmittelbaren horizontalen Belas-
tungsausgleiches einen günstigen Einfluss hierauf.  

Der zusätzliche Regelleistungsbedarf ist neben der installierten Leistung entscheidend 
von der Höhe der prognostizierten Leistung der fluktuierenden erneuerbaren Energien 
abhängig: Wenn zum Beispiel keine Windleistung prognostiziert wird, kann auch keine 
ausfallen. Deshalb entsteht auch kein positiver Regelleistungsbedarf. Daher ist der zusätz-
liche positive Regelleistungsbedarf bei einer niedrigen prognostizierten Windleistung 
sehr viel niedriger als bei einer sehr hohen prognostizierten Windleistung. Dies zeigen 
auch die Ergebnisse der dena-Netzstudie I.  

Bei einem Stromerzeugungssystem mit hohem Windenergieanteil sollte daher die Höhe 
der vorzuhaltenden Regelleistung in Abhängigkeit von der Höhe der prognostizieren 
Windleistung ermittelt und ausgeschrieben werden.  

Bei der Beurteilung der Versorgungssicherheit wird für die Windenergie im Allgemeinen 
ein Zugewinn an gesicherter Leistung in Höhe weniger Prozente der installierten Leistung 
berücksichtigt. Bei dieser Methodik gilt für die Windenergie und prinzipiell auch für die 
Photovoltaik: Da bei einer prognostizierten Windleistung von wenigen Prozenten der 
installierten Leistung auch nur diese geringe Leistung ausfallen kann, ist zur Absicherung 
dieser gesicherten Leistung kaum zusätzliche positive Regelleistung erforderlich. Bis auf 
einen marginalen Teil ist der zusätzliche Bedarf an Regelleistung daher nicht bei der Er-
mittlung der insgesamt zur Lastdeckung erforderlichen verfügbaren Kraftwerksleistung 
zu berücksichtigen126.  

 

4.2 dena-Kurzanalyse  

Die „Kurzanalyse der Kraftwerks- und Netzplanung in Deutschland bis 2020 (mit Ausblick 
auf 2030)“ der Deutschen Energie-Agentur GmbH (dena) vom März 2008127 spielte in der 
öffentlichen Debatte um die so genannte „Stromlücke“ eine wesentliche Rolle. Sie kommt 
unter anderem zu folgendem Ergebnis:   

„Bei Umsetzung des Energieprogramms der Bundesregierung, also bei einem sinkenden 
Stromverbrauch, wird bereits ab 2012 nicht mehr genügend gesicherte Kraftwerksleistung 
zur Verfügung stehen, um die Jahreshöchstlast zu decken. Bis 2020 wächst die Differenz 
zwischen Jahreshöchstlast und gesicherter Kraftwerksleistung auf rund 11.700 MW.“  

In der öffentlichen Debatte werden unter Bezug auf diese Studie die politischen Forde-
rungen nach Laufzeitverlängerungen für Atomkraftwerke und einer Förderung neuer 
konventioneller Kraftwerke als scheinbare Notwendigkeit dargestellt.  

Bei genauer Prüfung ergibt sich jedoch ein deutlich anderes Bild. Es ist äußerst zweifel-
haft, das zukünftig ein Mangel an verfügbarer Kraftwerksleistung oder eine „Stromlü-
cke“ zu erwarten ist. Vor allem ein zusätzlicher Bedarf an Grundlastkraftwerken ist bei 
näherer Betrachtung der Entwicklung des Kraftwerksparks sehr unwahrscheinlich. Des-

                                                                                                                                           
126 siehe auch BET [2008] 
127 Dena [2008] 
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halb stellen wir hier die wesentlichen Kritikpunkte an der dena-Kurzanalyse dar. Eine 
ausführlichere Darstellung hierzu findet sich in der Veröffentlichung von BET.128 

 

4.2.1 Modellsystem und Methodik 

Modellsystem und Methodik der dena zur Beurteilung der Versorgungssicherheit bilden 
die Realitäten129 und zukünftigen Entwicklungen im europäischen Strommarkt nicht an-
gemessen ab. Die dena berücksichtigt weder Lebensdauer verlängernde Maßnahmen an 
Bestandskraftwerken noch weitere Kraftwerksneubauten130. Sie berücksichtigt zudem we-
der Nachfragereaktionen noch Stromimporte nach Deutschland zum kurzzeitigen Leis-
tungsausgleich, die als Folge knappheitsbedingter Preissignale am Markt realisiert 
werden könnten.  

Gerade die verstärkte Nutzung preisinduzierter Nachfragereduktionen und Stromimpor-
ten zu Spitzenlastzeiten waren wichtige Argumente bei der Schaffung des EU-
Binnenmarktes für Elektrizität.  

Auch zu Spitzenlastzeiten in Deutschland sind Stromimporte in gewissem Umfang mög-
lich, denn die Nachbarländer haben unterschiedliche Laststrukturen und Stromerzeu-
gungssysteme. Der großräumige europäische Leistungsausgleich ist vor allem mit 
zunehmendem Ausbau der fluktuierenden erneuerbaren Energien in Europa sinnvoll131. 
Der gegenseitige kurzzeitige Leistungsausgleich ändert grundsätzlich nichts an einer aus-
geglichenen Import-Export-Bilanz für die jährliche Stromproduktion, wie das näherungs-
weise im Moment für Deutschland der Fall ist.  

Um die Funktionsweise wettbewerblicher Märkte abzubilden, müsste das Modell preisin-
duzierte Reaktionen auf der Angebots- und Nachfrageseite berücksichtigen. Das Vorge-
hen der dena kann man daher als eine Art „Worst case“-Betrachtung für einen nicht 
funktionierenden Markt mit einer kurz- und langfristig unelastischen Nachfrage und 
Deutschland als Inselsystem verstehen. Vor allem durch diese grundsätzlichen Schwächen 
liegen mehrere von der dena verwendete Annahmen vielfach am unteren Rand der 
Bandbreite möglicher Entwicklungen. Diese Annahmen werden im Folgenden dargestellt 
und bewertet. 

 

4.2.2 Angebotsseite 

Die Annahmen der dena - insbesondere bezüglich Kraftwerksstilllegungen und Kraft-
werksneubauten - führen tendenziell zu einer Unterschätzung der verfügbaren konventi-
onellen Kraftwerksleistung und somit zu einer Unterschätzung der Versorgungssicherheit.  

 

                                                                                                                                           
128 BET [2008] 
129 Grundsätzlich ist anzumerken, dass in einem funktionierenden Strommarkt kein Defizit an verfügbarer 

Kraftwerksleistung auftritt.  
130 Neubauten, die über die in Bau befindlichen oder mit hoher Realisierungswahrscheinlichkeit bewerteten 

Kraftwerksplanungen hinausgehen, werden von der dena nicht berücksichtigt. Bis 2020 gehen nach dena-
Annahmen im Jahr 2009 das letzte Gaskraftwerk und im Jahr 2012 das letzte Kohlekraftwerk in Betrieb.  

131 Windstrom, der zu Schwachlastzeiten eingespeist wird, kann zum Beispiel in Pumpspeicherkraftwerken in 
den Alpen oder Skandinavien gespeichert werden und dann importiert werden, wenn er gebraucht wird.  
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Laufzeiten der Bestandskraftwerke  

Die dena-Kurzanalyse nimmt die Stilllegung fossiler Bestandskraftwerke nach einer be-
stimmten „typischen“ Laufzeit unabhängig von Preissignalen und für Atomkraftwerke 
gemäß Atomausstiegsbeschluss an. Auf dieser Basis wird der verbleibende Kraftwerksbe-
stand für die zukünftigen Jahre bestimmt.  

Die Laufzeit fossiler Kraftwerke ist jedoch keine technisch fest vorherbestimmte Größe. 
Stilllegungsentscheidungen erfolgen stets auf Basis technisch-wirtschaftlicher Betrachtun-
gen. „Sterbekurven“ für den Kraftwerkspark lassen sich daher nur mit großen Unsicher-
heiten vorhersagen, da sie die Marktentscheidungen aller Kraftwerksbetreiber (Retrofit, 
Stilllegung) abbilden müssten. Dabei sind erstens mögliche Lebensdauer verlängernde 
Maßnahmen an Bestandsanlagen zu berücksichtigen und zweitens die tatsächliche Be-
triebsweise der Kraftwerke in der Vergangenheit, die einen Einfluss auf die mögliche 
Laufzeit hat. Die üblicherweise angenommenen „typischen“ Betriebsjahre bis zur Stillle-
gung stellen somit eher eine technische Untergrenze dar.  

Dass die von der dena angenommenen Stilllegungen nicht den momentanen Planungen 
der Kraftwerksbetreiber entsprechen, zeigen die Ergebnisse einer Umfrage der Bundes-
netzagentur für den Monitoringbericht 2008 (siehe Abbildung 4-1).  
 

Unterschiedliche Einschätzung geplanter Kraftwerksstilllegungen (2006-2020)
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Abbildung 4-1: Vergleich der Stilllegungen nach der dena-Kurzanalyse mit den geplanten 
Stilllegungen der Kraftwerksbetreiber nach dem Monitoringbericht der Bundesnetzagentur 
zwischen 2006 und 2020132 (eigene Darstellung) 

 
Demnach planen die Betreiber derzeit nur Stilllegungen von Braunkohle-, Steinkohle- und 
Erdgaskraftwerken mit rund 8.300 MW installierter Leistung133, während die dena davon 
ausgeht, dass mehr als 25.000 MW stillgelegt werden. Stilllegungen von Bestandskraft-
werken werden also voraussichtlich - vor allem falls sich Kapazitätsknappheiten abzeich-
nen sollten - in einem wesentlich geringeren Umfang stattfinden, als sie die dena 
annimmt.  

                                                                                                                                           
132 [BNetzA 2008], Dena [2008] 
133 Die Grafik zeigt die Stilllegungen zwischen 2006 und 2020 (8.500 MW). In den Jahren 2006 und 2007 wur-

den 170 MW Steinkohle- und 41 MW Erdgaskraftwerke stillgelegt. (BNetzA [2008]) 
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Entwicklung der installierten Leistung der Braunkohlekraftwerke  

Für Braunkohlebestandskraftwerke nimmt die dena-Kurzanalyse eine Laufzeit von 45 Jah-
ren an und ermittelt damit eine installierte Leistung von rund 11.300 MW (netto) im Jahr 
2020, während heute rund 20.000 MW (netto) in Betrieb sind. Eine solche Entwicklung ist 
jedoch äußerst unrealistisch. Bei der Analyse134 der bestehenden Braunkohlekraftwerke im 
rheinischen, Lausitzer und im mitteldeutschen Revier ergibt sich, dass bis 2020 mit rund 
13.500 MW (netto) noch mindestens Kraftwerke mit einer Leistung von 2.200 MW mehr 
in Betrieb sein werden, als von der dena angenommen. Davon stehen nach einer zur de-
na-Kurzanalyse analogen Vorgehensweise rund 2.000 MW als gesicherte Leistung zur 
Verfügung. 

Unter Berücksichtigung der von RWE geplanten Neubaukraftwerke und der angestrebten 
Kopplung von Stilllegungen an diese Neubauten ist bis 2020 sogar eine nahezu konstante 
Leistung aller deutschen Braunkohlekraftwerke ein wahrscheinliches Szenario. 

Prinzipiell sind auch die von der dena angenommenen Stilllegungen möglich. Dies ist 
jedoch bei den aktuellen Unternehmensplanungen und bei der zu erwartenden Marktsi-
tuation unrealistisch. Denn wegen der niedrigen Brennstoffpreise ist - abgesehen von den 
ältesten Kraftwerken - auch bei relativ hohen CO2- Zertifikatspreisen nicht mit einer Be-
einträchtigung der Wirtschaftlichkeit der Braunkohlekraftwerke zu rechnen. 

Diese Braunkohlekraftwerke haben zwar vergleichsweise hohe spezifische CO2-Emissionen, 
so dass sie für den Klimaschutz prinzipiell schädlich sind. Durch den Emissionshandel 
sind jedoch die zulässigen CO2-Emissionen bis 2020 begrenzt. Eine schnellere Stilllegung 
bestehender Braunkohlekraftwerke, wie sie die dena annimmt, spart in diesem Zeitraum 
gesamteuropäisch keine Emissionen.135  

 

Entwicklung der installierten Leistung der Atomkraftwerke 

Die dena geht in ihrer Kurzanalyse bei Atomkraftwerken von einer verbleibenden Netto-
Leistung von 2.600 MW im Jahr 2020 aus.  

Die Nutzung der Atomenergie, die nicht den Anforderungen an eine nachhaltige Ener-
gienutzung entspricht, sollte schnellstmöglich beendet werden. In der Praxis regelt das 
„Gesetz zur geordneten Beendigung der Kernenergienutzung“136 die Restlaufzeiten der 
verschiedenen Kraftwerke. Mit den darin vereinbarten Reststrommengen - inklusive der 
Strommenge, die von Mühlheim-Kärlich auf andere Atomkraftwerke übertragen werden 
kann - ist jedoch zu erwarten, dass 2020 noch Atomkraftwerke mit zusammen rund 
5.400 MW (netto) in Betrieb sein werden137. Das führt zu einer um 2.800 MW höheren 
Netto-Leistung, als die dena annimmt, und damit zu einer zusätzlichen gesicherten Leis-

                                                                                                                                           
134 BET [2008] 
135 Diese Aussage muss insoweit eingeschränkt werden, als - durch stillgelegte Anlagen - eingesparte Zertifika-

te den Vorgaben der Emissionshandelsrichtlinie zufolge auch für spätere Jahre angespart werden können 
(„Banking“) und insoweit tatsächlich zumindest temporär zu Emissionssenkungen führen würden, da dann 
keine Zertifikate am Markt verkauft werden, die einem anderen Teilnehmer höhere Emissionen ermögli-
chen würden. Dies ist im Prinzip unbegrenzt möglich. Der extensiven Nutzung von Banking steht jedoch 
entgegen, dass es sich bei „gelagerten“ Zertifikaten um „totes Kapital“ handelt und daher nur insoweit pro-
fitabel ist, als die erwartete Steigerung des Zertifikatspreises über dem Marktzins für Kapital liegt. Daher 
kann mit Banking allenfalls für einige wenige Jahre gerechnet werden, und der Emissionseffekt stillgeleg-
ter Braunkohleanlagen für die Emissionen bis 2020 wäre in der Tat voraussichtlich nachrangig. 

136 BGBl. [2002] 
137 In der 2008 veröffentlichten Studie CONSENTEC/EWI/IAEW [2008] wird eine installierte Leistung der Atom-

kraftwerke von rund 7.000 MW angeben. 



 45

tung von circa 2.600 MW. Der Betrieb der Atomkraftwerke ist mit Blick auf die Nachhal-
tigkeitsanforderungen nicht anzustreben und für die Versorgungssicherheit nicht erfor-
derlich. Es ist jedoch nicht zu erwarten, dass die Kraftwerksbetreiber die zur Verfügung 
stehenden Reststrommengen ungenutzt lassen und vorzeitig Atomkraftwerke stilllegen. 

 

Entwicklung der installierten Leistung der Erdgas- und Ölkraftwerke 

Mit der angenommenen Betriebszeit von 40 Jahren geht die dena davon aus, dass bis 
2020 alle Erdgas-Kombikraftwerke und ebenso Ölkraftwerke stillgelegt werden, die vor 
1980 in Betrieb gegangen sind.  

Die Erdgas- und Ölkondensationskraftwerke aus den 1970er Jahren werden derzeit fast 
ausschließlich zur Abdeckung der Spitzenlast und zur Bereitstellung von Regel- und Re-
serveleistung genutzt. Sie wurden wegen Überkapazitäten in den letzten Jahrzehnten und 
ihrer Stellung in der Merit Order138 in der Regel deutlich weniger eingesetzt, als ursprüng-
lich bei ihrer Auslegung geplant. Somit ist zu erwarten, dass bei diesen Anlagen auch 
eine längere Laufzeit - ohne umfangreiche, Lebensdauer verlängernde Maßnahmen - bei 
entsprechenden Preissignalen auf dem Strommarkt möglich ist. 

Aus aktuellen Anfragen des UBA bei den entsprechenden Kraftwerksbetreibern ergibt sich: 
Von den vor 1980 in Betrieb gegangenen Erdgas-Kombi-Kraftwerken ist bei Kraftwerken 
mit einer Nettoleistung von mindestens 4.300 MW keine Stilllegung vor 2020 zu erwarten. 
Bei diesen Anlagen ist der Betrieb bis nach 2020 vorgesehen oder gemäß technischer 
Voraussetzungen und rechtlicher Vorgaben bis nach 2020 möglich. Vor allem im Falle 
sich abzeichnender Kapazitätsknappheiten wäre eine Stilllegung dieser Kraftwerke sehr 
unwahrscheinlich. 

Unter Verwendung einer zur dena-Kurzanalyse analogen Vorgehensweise ergibt sich so-
mit eine zusätzliche gesicherte Leistung von rund 3.700 MW im Jahr 2020.  

 

Verfügbarkeit der Gasturbinenkraftwerke 

Die dena-Kurzanalyse ermittelt aus der Verfügbarkeit der Kraftwerke deren gesicherte 
Leistung. Für die Verfügbarkeit der Gasturbinenkraftwerke geht die dena von einem un-
gewöhnlich niedrigen Wert von 56,1 % aus.  

Nach der VGB-Statistik139 haben Gasturbinen eine etwas höhere (Arbeits-) Verfügbarkeit als 
Erdgas-Kombi-Kraftwerke. Daher wäre in der Systematik der dena zumindest ein ähnli-
cher Faktor für den Beitrag zur gesicherten Leistung wie bei Erdgas-Kombi-Kraftwerken 
anzunehmen, also mindestens 86 % statt - wie es die dena annimmt - nur 42 %140.  

Laut UBA-Datenbank141 wären davon Gasturbinen mit deutlich mehr als 2.000 MW (netto) 
betroffen, die dann über 1.000 MW mehr zur gesicherten Leistung beitragen würden, als 
von der dena angenommen.  

 

                                                                                                                                           
138 Merit Order: Angebotskurve auf einem wettbewerblichen Elektrizitätsmarkt 
139 VGB [2006], VGB: Technische Vereinigung der Großkraftwerksbetreiber 
140 Mögliche Startversager von Gasturbinenkraftwerken spielen bei der Betrachtung der gesicherten Leistung 

als langfristige Verfügbarkeit keine Rolle. Startversager sind lediglich bei der Bestimmung der erforderli-
chen Regelleistung zu berücksichtigen und werden durch diese abgesichert. 

141 UBA [2009 b]  
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Kraftwerksneubauten und Kraftwerksplanungen 

Die dena-Kurzanalyse berücksichtigt ausschließlich Kraftwerksprojekte, die bereits in Bau 
sind (Kategorie A) oder sich zum Zeitpunkt der Erstellung der Analyse kurz vor Beginn 
der Bauphase befanden (Kategorie B). Die Leistung dieser Neubauprojekte beträgt laut 
dena circa 15.300 MW142.  

Laut BET sind mehr Kraftwerke in Planung, als von der dena berücksichtigt. Und die Rea-
lisierungswahrscheinlichkeit vieler Kraftwerksprojekte wird insgesamt wesentlich höher 
bewertet. Eine nicht abschließende Darstellung von BET umfasst Kraftwerksprojekte mit 
einer Nettoleistung von insgesamt 43.700 MW, aufgeteilt in die Kategorien A (in Bau), B1 
(fortgeschrittene Planung), B2 (mittlere Realisierungswahrscheinlichkeit) und C (keine 
abgesicherten Informationen über den aktuellen Stand). Unter der konservativen An-
nahme, dass nur jedes zweite Kraftwerk der Kategorie B1 und nur jedes dritte Kraftwerk 
der Kategorie B2 gebaut würde, ermittelt BET eine wahrscheinliche Neubaukapazität von 
rund 20.600 MW (netto), also über 5.000 MW mehr als von der dena berücksichtigt. 143  

Die Marktanalyse von BET zu Kraftwerksneubauten zeigt sogar, dass bei Realisierung ei-
nes Großteils der geplanten Projekte die Gefahr des Aufbaus volkswirtschaftlich ineffizien-
ter Überkapazitäten, vor allem im Bereich der Grundlast, besteht (siehe auch Abschnitte 
4.2.4 „Energiebilanz und Leistungslücke“ und 5.1 Anforderungen an den Kraftwerkspark“). 

 

4.2.3 Nachfrageseite  

Entwicklung gemäß den Zielen der Bundesregierung 

Die dena stellt drei verschiedene Szenarien für die Entwicklung des Stromverbrauchs dar: 
sinkend, steigend, konstant. Dabei nimmt sie für jedes Szenario eine statisch an den Strom-
verbrauch gekoppelte, aber nicht proportionale Entwicklung der Jahreshöchstlast an. 

Im Szenario „Energieprogramm Bundesregierung“ der dena-Studie sinkt der Strom-
verbrauch gegenüber 2005 um circa 7 % im Jahr 2020 und um circa 10 % im Jahr 2030. 
Das erklärte Ziel der Bundesregierung ist dagegen, die Stromnachfrage bereits bis zum 
Jahr 2020 um 11 % gegenüber 2005 zu senken. Dass die Potentiale hierzu vorhanden sind, 
zeigt Abschnitt 2.2.2 „Erhöhung der Energieeffizienz auf der Nachfrageseite“.  

Im genannten Szenario „Energieprogramm Bundesregierung“ der dena wird zu der dar-
gestellten Entwicklung des Stromverbrauchs eine Senkung der Jahreshöchstlast im Jahr 
2020 um 5 % und im Jahr 2030 um 7 % gegenüber 2005 angenommen. Es ist prinzipiell 
möglich, dass die prozentuale Senkung der Jahreshöchstlast geringer ausfällt, als die des 
Stromverbrauchs, weil zum Beispiel einige Stromsparmaßnahmen, wie der Austausch von 
Nachtstromspeicherheizungen, nur in Schwachlast-Zeiten den Verbrauch senken können 
(siehe Abschnitt 4.1.6 „Entwicklung der Stromnachfrage“).  

Bei diesen Annahmen berücksichtigt die dena jedoch nicht mögliche Nachfragereaktio-
nen durch Preissignale, obwohl die Nachfrage auch momentan weder kurz- noch langfris-
tig vollkommen unelastisch ist und zukünftig eine stärkere Verlagerung der Nachfrage 
von Spitzenlast- in Schwachlast-Zeiten bei Knappheit stattfinden wird.  

                                                                                                                                           
142 In diesen 15.300 MW sind diejenigen neuen Kraftwerke nicht enthalten, die zwischen 2005 und Erstellung 

der dena-Studie in Betrieb gegangen sind und die die dena ebenfalls in der Kategorie A aufzählt.  
143 BET [2008] 
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Die Namensgebung des Szenarios „Energieprogramm Bundesregierung“ ist irreführend, 
weil es nicht dem tatsächlichen 11-Prozent-Ziel der Bundesregierung entspricht. Um die-
ses Ziel näherungsweise abzubilden, müssten die Annahmen der dena für das Jahr 2030 
bereits für das Jahr 2020 (minus 10 % beim Stromverbrauch, minus 7 % bei der Jahres-
höchstlast) verwendet werden. Dies ergäbe eine um 1.500 MW niedrigere Jahreshöchst-
last als von der dena angenommen. Damit würde das von der dena ermittelte Defizit an 
verfügbarer Kraftwerksleistung in diesem Szenario um weitere 1.500 MW schrumpfen.  

 

Regelbare Lasten  

Mit der Nutzung regelbarer Lasten zur Bereitstellung positiver Regel- und Reserveleistung 
lässt sich der Bedarf an verfügbarer Kraftwerksleistung verringern. Diese Möglichkeit be-
rücksichtigt die dena-Kurzanalyse jedoch nicht.  

Bei konservativer Bewertung der nutzbaren Potentiale ergibt sich, dass regelbare Lasten 
im Jahr 2020 ganzjährig mit mindestens 1.500 MW zur Bereitstellung positiver Regel- 
und Reserveleistung beitragen können (siehe Abschnitt 4.1.7 „Regelbare Lasten“).  

 

4.2.4 Energiebilanz und Leistungslücke 

Wie die vorherigen Ausführungen gezeigt haben, ist eine deutlich andere Entwicklung 
des konventionellen Kraftwerksparks und der Nachfragereaktionen wahrscheinlich, als 
die dena in ihren Berechnungen angenommen hat. 

Ein weiterer bedeutender Mangel der dena-Kurzanalyse besteht in der fehlenden Betrach-
tung jährlicher Energiebilanzen, also einer vergleichenden Betrachtung der jährlichen 
Stromerzeugung und der jährlichen Stromnachfrage. So werden Schlussfolgerungen über 
den Bedarf zusätzlicher Grundlastkraftwerke144 auf Basis der Analyse zum Zeitpunkt der 
Jahreshöchstlast abgeleitet, die selbst vor dem Hintergrund der Annahmen der dena 
problematisch erscheinen. Daher führte BET im Auftrag des UBA die in der dena-
Kurzanalyse fehlende Energiebilanz durch. Dabei wurden die Angaben der dena zur Ent-
wicklung der Bruttostromerzeugung konventioneller Bestandskraftwerken, erneuerbarer 
Energien und neuer KWK-Anlagen sowie typischen Ausnutzungsdauern für die von der 
dena angenommenen Neubaukraftwerke145 angesetzt. 

Im Szenario „Energieprogramm der Bundesregierung“ mit sinkender Stromnachfrage 
würde - in einer Jahresbetrachtung bei typischen Betriebsweisen der verschiedenen 
Kraftwerke - ausreichend elektrische Energie in Deutschland zur Verfügung stehen, um 
die Nachfrage zu decken.  

In den Szenarien mit konstanter und steigender Stromnachfrage würde nur eine geringe 
Energiemenge „fehlen“146. Diese „fehlende“ Energiemenge könnte bereits durch eine et-
was erhöhte Ausnutzungsdauer und durch geringfügige Netto-Stromimporte behoben 
werden.  

                                                                                                                                           
144 Dies wird von der dena vor allem in Interviews und Vorträgen vertreten, aber auch mit den Ergebnissen 

der Szenarien „Laufzeitverlängerung der Atomkraftwerke“ suggeriert. 
145 Neue Steinkohlekraftwerke werden üblicherweise mit circa 6.500 bis 7.000 Volllaststunden, also als Grund-

lastkraftwerke geplant. (BET [2008]) 
146 In dem Szenario mit konstanter Stromnachfrage würde ausreichend elektrische Energie zur Verfügung 

stehen, falls zusätzlich zu den dena-Annahmen die oben dargestellten wahrscheinlichen Entwicklungen 
der installierten Leistungen für Erdgas-, Kohle- und Atomkraftwerke bis 2020 mit typischen Ausnutzungs-
dauern berücksichtigt würden. 
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Die von der dena ermittelte so genannte „Stromlücke“ - sofern sie denn existieren würde 
- wäre also auch bei den Annahmen der dena ausschließlich eine „Leistungslücke“, je-
doch keine „Energielücke“. Um diese „Leistungslücke“ zu schließen, wären bei rein tech-
nischer Betrachtung jedoch keine Grundlastkraftwerke, sondern Spitzenlast- oder 
Reservekraftwerke nötig.  

Auch aus betriebs- und volkswirtschaftlicher Sicht ist äußerst fraglich, ob zusätzliche 
Grundlastkraftwerke zum Schließen dieser „Leistungslücke“ eine sinnvolle Lösung bieten 
würden. Mit den Ergebnissen der Energiebilanz und den folgenden Betrachtungen zur 
residualen Last (siehe Abschnitt 5.1.3 „Residuale Last und Wirtschaftlichkeit konventionel-
ler Kraftwerke“ und BET) zeigt sich auch mit den Annahmen der dena vielmehr die Ten-
denz, dass im Jahr 2020 gegebenenfalls Spitzenlastkapazitäten oder Kapazitäten zur 
Bereitstellung von Regel- und Reserveleistung erforderlich wären147.  

 

4.2.5 Bewertung der Ergebnisse  

Die dena ermittelt für das Jahr 2020 ein Defizit an verfügbarer Kraftwerksleistung von 
11.700 MW im Szenario mit sinkender Stromnachfrage und von 15.800 MW im Szenario 
mit konstanter Stromnachfrage. 

Modellsystem und Methodik der dena zur Beurteilung der Versorgungssicherheit ebenso 
wie zentrale Annahmen zum Kraftwerkspark bilden die Realitäten und zukünftigen Ent-
wicklungen im europäischen Strommarkt nicht angemessen ab und sind daher nicht ziel-
führend. Viele zentrale Annahmen der dena liegen am unteren Ende der Bandbreite 
einer möglichen Entwicklung und führen daher tendenziell zu einer Unterschätzung der 
Versorgungssicherheit. Vor allem ist eine deutlich andere Entwicklung des konventionel-
len Kraftwerksparks wahrscheinlich, als die dena angenommen hat. Die daraus insgesamt 
resultierenden Abweichungen und Unsicherheiten sind deutlich größer als das ermittelte 
Defizit an verfügbarer Leistung.  

Die von der dena ermittelten Ergebnisse, vor allem dass zukünftig eine „Stromlücke“ oder 
ein Defizit an verfügbarer Kraftwerksleistung auftreten wird, sind daher zweifelhaft.  

Auch ohne zusätzliche Kraftwerksneubauten ergibt sich mit einer zur dena-Kurzanalyse 
analogen Vorgehensweise kein Defizit an verfügbarer Leistung für das Szenario „Energie-
programm der Bundesregierung“, wenn realistischere Annahmen, vor allem zu den Lauf-
zeiten konventioneller Kraftwerke, der Verfügbarkeit der Gasturbinenkraftwerke und den 
Potentialen regelbarer Lasten berücksichtigt sowie das Ziel der Bundesregierung zur Ent-
wicklung der Stromnachfrage adäquat abgebildet werden. In Summe addieren sich allein 
die oben dargestellten Abweichungen zu 12.300 MW, so dass das von der dena ermittelte 
Defizit von 11.700 MW bereits bei dieser Betrachtung - ohne Berücksichtigung von zusätz-
lichen Kraftwerksneubauten – verschwände (siehe Abbildung 4-2). 

Für das Szenario „konstante Nachfrage“ ergibt sich ebenfalls kein Defizit an verfügbarer 
Leistung, wenn entweder die vorhandenen Nachfrageelastizitäten, geringfügige Strom-
importe oder weitere Lebensdauer verlängernde Retrofit-Maßnahmen bei einigen Be-
standskraftwerken genutzt würden, oder wenn die Kraftwerksneubauplanungen mit über 
5.000 MW installierter Leistung realisiert würden, die BET nach konservativer Abschät-
zung als wahrscheinlich einstuft.  

 

                                                                                                                                           
147 Siehe auch BET [2008] 
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Abbildung 4-2: Vergleich zwischen dem „Defizit“ an gesicherter Leistung nach der dena-
Kurzanalyse und die darin unberücksichtigten Potentiale 

 

Die von der dena im dritten Szenario betrachtete steigende Stromnachnachfrage würde 
angesichts der vorhandenen Stromsparpotentiale eine wenig effiziente und nicht-
nachhaltige Entwicklung darstellen, auf die die Politik mit zusätzlichen Maßnahmen und 
Instrumenten reagieren sollte. Die Effizienzpotentiale hierzu sind vorhanden (siehe Ab-
schnitt 2.2.2 „Erhöhung der Energieeffizienz auf der Nachfrageseite“). 

 

4.2.6 Fazit zur Bewertung der dena-Kurzanalyse 

Wie die bisherigen Ausführungen zeigen, lässt sich mit der dena-Kurzanalyse nicht bele-
gen, dass - bei Realisierung der Ziele der Bundesregierung zu Atomausstieg, erneuerbaren 
Energien, KWK und Verminderung der Stromnachfrage - ein Risiko für die Versorgungs-
sicherheit oder ein Bedarf an zusätzlichen konventionellen Neubaukraftwerken ohne 
KWK in Deutschland bestehen könnte.  

Ein Bedarf an zusätzlichen Grundlastkraftwerken ist äußerst fraglich. Die dena-
Kurzanalyse begründet weder die Notwendigkeit für Laufzeitverlängerungen von Atom-
kraftwerken noch einen erheblichen Neubaubedarf an Kraftwerken für den Grundlastbe-
trieb. 

Auch ist der durch die dena-Kurzanalyse suggerierte Handlungsdruck nicht gerechtfertigt, 
der daraus abgeleitet wird, dass die Studie bereits im Jahr 2012 ein angebliches Defizit an 
verfügbarer Kraftwerksleistung identifiziert.  
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4.3 Studie zum Monitoringbericht des BMWi 

Die Studie „Analyse und Bewertung der Versorgungssicherheit in der Elektrizitätsversor-
gung“148 - erstellt von einem Konsortium aus Consentec, EWI und IAEW149 - war wesentli-
che Grundlage für den Monitoringbericht des BMWi zur „Versorgungssicherheit im 
Bereich der leitungsgebundenen Versorgung mit Elektrizität“ aus dem Jahr 2008. Einen 
solchen Monitoringbericht erstellt das BMWi alle zwei Jahre.  

Ein Schwerpunkt dieser Studie war die Untersuchung der Entwicklung des Kraftwerks-
parks bis zum Jahr 2020. Die Gutachter kommen darin zu dem Ergebnis, dass zukünftig 
keine Erzeugungsengpässe infolge eines Kapazitätsmangels zu erwarten sind. Die wich-
tigsten Annahmen und Ergebnisse150 hierzu stellen wir im Folgenden dar und diskutieren 
sie anhand der aktuellen Entwicklungen seit Veröffentlichung der Studie sowie anhand 
alternativer zukünftiger Entwicklungen.  

 

4.3.1 Modell und Annahmen 

Mit den Marktmodellen CEEM und GEMS hat das EWI den kostenoptimalen Kraftwerks-
neubau bis zum Jahr 2020 ermittelt, mit dem ein vorgegebenes Niveau der Versorgungs-
sicherheit gewährleistet ist. Dabei gelten die folgenden Annahmen: 

• Atomenergieausstieg wie vereinbart, 

• Anteil der erneuerbaren Energien an der Stromerzeugung 2020 rund 23 %, 

• Anteil der KWK, resultierend aus den Fördermechanismen, 2020 rund 15 %,  

• Bruttostromverbrauch im Jahr 2020 rund 580 TWh (entspricht minus 5 % gegen-
über 2005), 

• Jahreshöchstlast im Jahr 2020 rund 76.200 MW (entspricht minus 1 % gegenüber 
2005), 

• Last preisunelastisch151, 

• Niveau der Versorgungssicherheit von 99 %. 

Die Dimensionierung des deutschen Kraftwerksparks erfolgte ohne Berücksichtigung 
möglicher Importe, so dass die inländische Kraftwerksleistung jederzeit die Last vollstän-
dig decken kann. Importe und Exporte erfolgen allein auf Grundlage unterschiedlicher 
Erzeugungskosten zur kostenoptimalen Lastdeckung. 152 

Die Stilllegung von Bestandskraftwerken erfolgt nach einer im Modell vorgegebenen 
technischen Lebensdauer153 unter Berücksichtigung bereits durchgeführter Retrofit-
Maßnahmen oder durch vorzeitige Stilllegung bei Unwirtschaftlichkeit. Mögliche Lebens-
dauer verlängernde Retrofit-Maßnahmen in der Zukunft wurden bei der Modellierung 

                                                                                                                                           
148 CONSENTEC/EWI/IAEW [2008] 
149 IAEW: Institut für Elektrische Anlagen und Energiewirtschaft der RWTH Aachen 
150 Einige Daten, die nicht in der Studie angegeben sind, stammen aus einer UBA-Anfrage an das EWI (EWI 

[2009]).  
151 Es werden keine Nachfragereaktionen auf Preissignale berücksichtigt, weder am Strommarkt noch als un-

mittelbare Reaktion auf kurzfristig auftretende Knappheiten mittels Lastmanagement. 
152 UBA-Anfrage an das EWI (EWI [2009])  
153 Die vorgegebenen technischen Lebensdauern betragen 50 Jahre für alte Braunkohlekraftwerke (bei Retro-

fit), 45 Jahre für neue Braunkohlekraftwerke, 45 Jahre für Steinkohlekraftwerke, 30 Jahre für Erdgas-GuD-
Kraftwerke und 25 Jahre für Gasturbinenkraftwerke.  
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nicht berücksichtigt. Dies führt im Modell vor allem bei Erdgaskraftwerken zu einer deut-
lich größeren Stilllegung von Bestandsanlagen, als in der Praxis zu erwarten ist (siehe 
auch Abschnitt 4.1.3 „Entwicklung des Kraftwerksbestandes“). 

Die Ergebnisse dieser Studie zeigen demnach, welcher Neubaubedarf an fossilen 
Kraftwerken bis zum Jahr 2020 besteht, falls erstens die Ziele der Bundesregierung 
für das Jahr 2020 beim Ausbau der erneuerbaren Energien (30 %) und KWK (25 %) 
sowie für Effizienzsteigerungen bei der Stromnachfrage (minus 11 % gegenüber 
2005) insgesamt deutlich verfehlt werden, zweitens zukünftig keine Retrofit-
Maßnahmen bei Bestandskraftwerken stattfinden, drittens die Nachfrage vollkom-
men preisunelastisch ist sowie zugleich der Atomausstieg umgesetzt wird.  

 

4.3.2 Ergebnisse  

Neubaubedarf fossiler Kraftwerke 

Der unter diesen Annahmen ermittelte Neubaubedarf an stromgeführten154 fossilen 
Kraftwerken gegenüber dem Bestand des Jahres 2005 beträgt rund 20.000 MW (netto) bis 
zum Jahr 2020. Dieser unterteilt sich in einen Bedarf von rund 15.000 MW bis zum Jahr 
2015 und rund 5.000 MW für die Zeit zwischen 2015 und 2020 (siehe Abbildung 4-3). 

 

 
Abbildung 4-3: Bedarf an Kraftwerksneubauten in Deutschland bis 2020 in MW (netto) (aus 
CONSENTEC/EWI/IAEW [2008]) 

 

                                                                                                                                           
154 Wärmegeführte KWK-Anlagen, die hauptsächlich zur Wärmebereitstellung in Industriebetrieben oder 

Fernwärmenetzen eingesetzt werden und bei denen die Stromerzeugung (lediglich) ein anfallendes Kup-
pelprodukt darstellt, sind hier nicht enthalten. 
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Bis zum Jahr 2015 beträgt der Bedarf im Einzelnen: 7.900 MW bei Steinkohle, 3.100 MW 
bei Braunkohle und 3.700 MW bei Erdgas (überwiegend als GuD-Anlagen). Für die Zeit 
von 2015 bis 2020 ermittelt das Modell ausschließlich einen Bedarf für Erdgas-GuD-
Anlagen (5.300 MW). 

 

Analyse der Neubauplanungen und des Kraftwerksbestandes 

Den Neubaubedarf von rund 15.000 MW bis 2015, den das Strommarktmodell ermittelt, 
vergleichen die Autoren mit einer Prognose für die realen Kraftwerksneubauten: Sie er-
warten einen Neubau fossiler Kraftwerke von mindestens 11.000 MW (netto) für den Zeit-
raum bis 2015. Davon waren zum Zeitpunkt der Erstellung der Studie bereits rund 
7.000 MW in Bau. Die übrigen 4.000 MW resultieren aus einer Gewichtung der bekann-
ten Kraftwerksplanungen mit sehr konservativen Realisierungswahrscheinlichkeiten. Zu-
sammen mit neuen Erdgaskraftwerken mit rund 2.400 MW (netto), die bereits nach 2005 
in Betrieb gegangen waren, waren damit insgesamt 13.400 MW (netto) neuer Kraftwerks-
leistung gegenüber dem Bestand des Jahres 2005 zu erwarten. Der verbleibende Neubau-
bedarf bis 2015 beträgt also in dieser Studie noch etwa 1.600 MW und wird wegen der 
bestehenden Kraftwerksplanungen als unkritisch bewertet.  

Seit der Erstellung der Consentec/EWI/IAEW-Studie begann der Bau verschiedener weite-
rer Kraftwerke. Neben den bereits seit 2005 in Betrieb genommenen Neubaukraftwerken 
mit rund 2.400 MW (netto) sind derzeit Kraftwerke auf Braunkohle-, Steinkohle- und Erd-
gasbasis mit einer Kapazität von rund 12.200 MW (netto) in Bau. Diese Kraftwerke, die 
zusammen über eine Kapazität von 14.600 MW verfügen, decken bereits den in der Con-
sentec/EWI/IAEW-Studie bis 2015 ermittelten Neubaubedarf.  

Von dem insgesamt mit dem Strommarktmodell ermittelten Neubaubedarf an fossilen 
Kraftwerken von rund 20.000 MW (netto) bis 2020 bleibt also ein Neubaubedarf von nur 
noch rund 5.400 MW, der erst nach 2015 realisiert werden muss. Der reale Neubau-
bedarf ist aus den im Folgenden dargestellten Gründen jedoch wesentlich niedriger. 
Zudem ist der Neubau weiterer Kraftwerke mit einer installierten Leistung von über 8.000 
MW (netto) bis 2015 sehr wahrscheinlich, wie BET nach konservativer Bewertung der ak-
tuellen Kraftwerksplanungen ermittelte.  

Statt eines weiteren Neubaubedarfs besteht vielmehr die Gefahr volkswirtschaftlich 
ineffizienter Überkapazitäten. 

 

Bewertung der Versorgungssicherheit 

Die Gutachter kommen in ihrer Studie zu dem Ergebnis: "Insgesamt sind zukünftig je-
doch keine Erzeugungsengpässe aufgrund von Kapazitätsmangel im Erzeugungsbe-
reich zu erwarten. Der zusätzlich erforderliche Zubau in der Größenordnung von 
5 GW thermischer Kraftwerksleistung zwischen 2015 und 2020 stellt vor dem Hin-
tergrund von durchschnittlichen Planungsphasen von 4 bis 7 Jahren aus heutiger 
Sicht keinen kritischen Engpass dar." Damit weisen die Gutachter darauf hin, dass kon-
krete Planungen für die Zeit nach 2015 zum momentanen Zeitpunkt weder erforderlich 
noch üblich sind.  

Aus Sicht der Gutachter ist vielmehr „die Frage der technischen Versorgungssicherheit im 
Netzbereich sowie das Problem der ansteigenden Abhängigkeit von Primärenergieträger-
importen, die zur Befeuerung der in Planung befindlichen Kraftwerkskapazitäten not-
wendig werden, verstärkt zu beachten.“ 
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Grundsätzlich kommt die Studie zu dem Ergebnis, dass die Mechanismen des Mark-
tes ausreichen, um rechtzeitig genügend Kraftwerkskapazitäten bereitzustellen. Diese 
Einschätzung resultiert aus der aktuellen Kapazitätssituation und den Neubauplanungen 
sowie dem Funktionieren der Preisbildung auf den Strommärkten.  

 

Analyse des Bedarfs an Grund-, Mittel- und Spitzenlastkraftwerken  

Aus den Ergebnissen des Strommarktmodells lässt sich auch der Neubaubedarf für ver-
schiedene Kraftwerkstechniken ermitteln.  

Für die Deckung der Grundlast155 kommen derzeit fast ausschließlich Braunkohle- und 
Atomkraftwerke zum Einsatz, für die Deckung der Mittellast Steinkohle- und Erdgaskraft-
werke. Wegen des Atomausstiegs und der Kostenstruktur des Kraftwerksparks ist zukünf-
tig auch der Einsatz neuer Steinkohle-Kraftwerke im Grundlastbereich wahrscheinlich. 
Üblicherweise werden neue Steinkohlekraftwerke auch mit diesen hohen Ausnutzungs-
dauern geplant.  

Die in den letzten Jahren gebauten Erdgas-GuD-Kraftwerke werden bisher aufgrund der 
Kostenstruktur des Kraftwerksparks und der daraus resultierenden Merit Order vorwie-
gend in der Mittellast betrieben, sind jedoch technisch auch für den Einsatz als Grund-
lastkraftwerke geeignet. Ältere Erdgas-Kombi-Kraftwerke werden derzeit überwiegend als 
Spitzenlast- und Reservekraftwerke eingesetzt. Ausnahmen bei den Ausnutzungsdauern 
bestehen bei wärmegeführten KWK-Anlagen. 

Neue stromgeführte Erdgas-GuD-Kraftwerke werden bei den hier angenommenen 
Brennstoff- und CO2-Preisen156 auch zukünftig im Mittellastbereich eingesetzt, wobei die 
Ausnutzungsdauer bis 2020 auf rund 6.000 Stunden pro Jahr (h/a)157 in den Bereich der 
unteren Mittellast steigt. Dass Erdgas-GuD-Kraftwerke bis 2020 nicht im Grundlastbereich 
eingesetzt werden, resultiert neben der Kostenstruktur auch aus den erheblichen in Bau 
befindlichen Kohlekraftwerkskapazitäten und der zukünftig sinkenden residualen 
Grundlast158 durch den Ausbau der erneuerbaren Energien.  

Der gesamte Neubaubedarf an Grundlastkraftwerken bis zum Jahr 2020 entspricht daher 
dem im Marktmodell ermittelten Neubaubedarf an Braunkohle- und Steinkohlekraftwer-
ken von rund 11.000 MW (netto)159. Zugleich sind derzeit schon Braunkohle- und Stein-
kohlekraftwerke mit einer Leistung von rund 10.000 MW (netto) im Bau, so dass der 
Neubaubedarf an Grundlastkraftwerken bis zum Jahr 2020 praktisch gedeckt ist.  

                                                                                                                                           
155 In dieser Studie verwendet UBA eine Ausnutzungsdauer von 6.500 Volllaststunden pro Jahr für die Abgren-

zung zwischen Mittel- und Grundlast. Üblicherweise haben Grundlastkraftwerke Ausnutzungsdauern von 
rund 7.000 Volllaststunden pro Jahr, zum Teil auch mehr.  

156 Neue Erdgas-GuD-Kraftwerke mit 58 % Wirkungsgrad haben, bei den in der Consentec/EWI/IAEW-Studie 
angenommenen Preisen für Brennstoffe und CO2, höhere Grenzkosten als Steinkohlekraftwerke mit mehr 
als 40 % Wirkungsgrad. 

157 EWI [2009] 
158 Die residuale Last ist die von konventionellen Kraftwerken zu deckende Last als Differenz aus der Last und 

der Einspeisung aus erneuerbaren Energien (siehe auch Abschnitt 5.1.3 „Residuale Last und Wirtschaftlich-
keit konventioneller Kraftwerke“). 

159 Der Gesamtbedarf an stromgeführten Grundlastkraftwerken im Jahr 2020 ergibt sich in der Consen-
tec/EWI/IAEW-Studie näherungsweise aus der Summe der im Modell ermittelten Leistung der Braunkohle- 
und Atomkraftwerke (dort Abb. 4.2) sowie der Neubauten bei Steinkohlekraftwerken (dort Abb. 4.3) und 
beträgt rund 30.000 MW (netto). Nach der UBA-Kraftwerksdatenbank sowie unter Berücksichtigung des 
Atomausstiegs, der zu erwartenden Laufzeit der Braunkohlebestandskraftwerke und der bereits in Bau be-
findlichen Braun- und Steinkohlekraftwerke ist zu erwarten, dass im Jahr 2020 noch Grundlastkraftwerke 
mit einer installierten Leistung von rund 29.000 MW (netto) in Betrieb sein werden. 
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Bis zum Jahr 2020 besteht daher - mit den eingangs dargestellten Modellannahmen - 
kein zusätzlicher Bedarf an neuen stromgeführten Grundlastkraftwerken.  

Wie BET nach konservativer Bewertung der aktuellen Kraftwerksplanungen ermittelte, ist 
der Neubau weiterer Kraftwerke mit einer installierten Leistung von über 8.000 MW (net-
to) sehr wahrscheinlich - davon rund 5.000 MW auf Basis von Braun- und Steinkohle. So-
mit besteht die Gefahr volkswirtschaftlich ineffizienter Überkapazitäten nicht nur 
insgesamt, sondern vor allem im Bereich der Grundlast. 

 

Alternativen zum Kraftwerksneubau 

Für den Fall, dass Verzögerungen beim Kraftwerksneubau entstehen, bemerken die Gut-
achter: „Es sind derzeit Kraftwerkskapazitäten in Höhe von mindestens 3 GW in der Kalt-
reserve. Diese konservierten Kraftwerke könnten bei Bedarf wieder als Erzeugungsoption 
zur Verfügung stehen, was die Problematik für den Fall von Kapazitätsknappheiten ent-
schärfen würde. Zudem ist bei einem Teil der in den nächsten Jahren geplanten Kraft-
werksstilllegungen davon auszugehen, dass bei Bedarf diese Kraftwerke technisch noch 
wenige Jahre länger laufen könnten. Somit stehen mit Einsatz bereits konservierter 
Kraftwerke sowie mit zeitlicher Verschiebung von Kraftwerksstilllegungen zwei Op-
tionen zur Verfügung, auf die im Bedarfsfall zurückgegriffen werden kann.“ 

Ebenso wird darauf hingewiesen: „Eine Alternative zu Kraftwerksinvestitionen besteht 
aus volkswirtschaftlicher Sicht auch darin, die Spitzennachfrage nach Strom abzu-
senken, indem entweder durch Flexibilisierung und Glättung der Nachfrage der Spitzen-
kapazitätsbedarf abgesenkt wird oder durch Energieeffizienzsteigerungen auf 
Nachfragerseite der Strombedarf insgesamt abgesenkt wird. Eine Steigerung der kurzfris-
tigen Preiselastizität der Stromnachfrage könnte ebenfalls helfen, extreme Preisspitzen zu 
dämpfen.“ Diese Möglichkeiten berücksichtigt die Consentec/EWI/IAEW-Studie jedoch bei 
der Ermittlung des Neubaubedarfs an Kraftwerken nicht.  

Zudem stellt der – in der Consentec/EWI/IAEW-Studie nicht berücksichtigte - Einsatz re-
gelbarer Lasten zur Bereitstellung von Regel- und Reserveleistung eine heute schon ge-
nutzte Alternative zum Kraftwerksneubau dar. Auch bei konservativer Bewertung der 
nutzbaren Potentiale ist es sehr wahrscheinlich, dass regelbare Lasten im Jahr 2020 mit 
mindestens 1.500 MW zur Bereitstellung positiver Regel- und Reserveleistung beitragen 
können (siehe Abschnitt 4.1.7 „Regelbare Lasten“). 

 

Stilllegungen fossiler Bestandsanlagen 

In der Praxis ist der verbleibende Neubaubedarf an fossilen Kraftwerken nach 2015 auch 
unter den ansonsten in der Consentec/EWI/IAEW-Studie verwendeten Annahmen deut-
lich niedriger als 5.400 MW, da Stilllegungen von Bestandskraftwerken mit großer Wahr-
scheinlichkeit vielfach später als hier ermittelt stattfinden werden.  

Die in der Modellrechnung für die Zeit bis 2020 ermittelten Stilllegungen fossiler Be-
standanlagen, die spätestens nach Erreichen einer fest vorgegebenen Lebensdauer erfolgt, 
ist vor allem bei Erdgas und bei Braunkohle in der angegebenen Höhe sehr unwahr-
scheinlich (siehe Abschnitt 4.2.2 „Angebotsseite“).  

Die Stilllegungen von Erdgaskraftwerken mit 8.000 MW bis zum Jahr 2020 sollen nach 
den Ergebnissen des Strommarktmodells fast gänzlich bis 2010 stattfinden. Sie würden in 
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der Realität jedoch überwiegend nur dann stattfinden, wenn Kraftwerksneubauten diese 
Kraftwerke aus dem Markt verdrängen. Nach der jüngsten Umfrage der Bundesnetzagen-
tur160 bei den Kraftwerksbetreibern für den Monitoringbericht 2008 sind momentan für 
die Zeit bis 2020 insgesamt nur Stilllegungen von rund 600 MW (netto) bei Gaskraftwer-
ken geplant, und diese überwiegend für die Zeit nach 2013.  

Auch bei Braunkohlekraftwerken ist im Jahr 2020 mit mindestens 13.500 MW (netto) eine 
höhere installierte Leistung der Bestandskraftwerke sehr wahrscheinlich, als die installier-
te Leistung der Bestandskraftwerke von rund 12.000 MW (netto), die das Modell unter 
Benutzung fixer Lebensdauern ermittelt.  

 

Erreichung der Ziele für erneuerbare Energien, KWK und Effizienz 

Die Annahmen in der Consentec/EWI/IAEW-Studie liegen deutlich unter den Zielen der 
Bundesregierung für den Ausbau der erneuerbaren Energien (23 % statt 30 %), der KWK 
(15 % statt 25 %) sowie für die Senkung der Stromnachfrage 161 (minus 5 % statt minus 
11 %).  

Der tatsächliche Neubaubedarf an fossilen Kraftwerken liegt daher deutlich unter den 
Ergebnissen der Consentec/EWI/IAEW-Studie, falls in diesen drei Bereichen mehr erreicht 
wird, als hier angenommen.  

Der Ausbau der erneuerbaren Energien führt vor allem zu einem verringerten Bedarf an 
konventionellen Grundlastkraftwerken (siehe Abschnitt 5.1.3 „Residuale Last und Wirt-
schaftlichkeit konventioneller Kraftwerke“). Durch Effizienzsteigerungen auf der Nachfra-
geseite sinkt der Bedarf an konventionellen Kraftwerken insgesamt.  

Ebenso verringert der Ausbau der KWK den Bedarf an fossiler Kraftwerksleistung ohne 
KWK. Allein das Erreichen des KWK-Ziels von 25 % (statt der hier angenommenen 15 %) 
würde zu einer zusätzlichen Kraftwerksleistung von mindestens 5.700 MW führen162. Die-
se ist größer als der verbleibende Neubaubedarf bei fossilen Kraftwerken von 5.400 MW 
(netto), der nach den Ergebnissen der Consentec/EWI/IAEW-Studie für den Zeitraum bis 
2020 resultiert. 

 

                                                                                                                                           
160 BNetzA [2008] 
161In der Studie wird für das Jahr 2020 ein um rund 5 % verringerter Stromverbrauch und mit 76.200 MW 

eine um 1 % verringerte Jahreshöchstlast gegenüber 2005 angenommen. Die Annahme einer quasikon-
stanten Jahreshöchstlast bei sinkendem Stromverbrauch ist konservativ. In der Vergangenheit (zwischen 
2000 und 2007) verhielten sich Jahreshöchstlast und Stromverbrauch in guter Näherung proportional zu-
einander. Zudem ist zukünftig eine steigende Preiselastizität der Nachfrage (Lastmanagement) zu erwarten, 
so dass bei abnehmender jährlicher Nachfrage auch die Jahreshöchstlast wahrscheinlich sinken wird (siehe 
Abschnitt 4.1.6 „Entwicklung der Stromnachfrage“).  

162 Eine KWK-Stromerzeugung von 15 % bezogen auf den Bruttostromverbrauch von 580 TWh in der Consen-
tec/EWI/IAEW-Studie entspricht 87 TWh. Die Zunahme der KWK-Stromerzeugung von 15 % auf 25 % im 
Jahr 2020 würde auch bei Erreichen der politisch angestrebten Stromverbrauchminderung von 11 % ge-
genüber 2005 einer zusätzlichen KWK-Stromerzeugung von 48 TWh entsprechen. Selbst bei einer theoreti-
schen Ausnutzungsdauer von 8.000 h/a und einem Eigenbedarf von 5 % würde dies eine zusätzliche 
installierte Leistung von rund 5.700 MW (netto) ergeben.  
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4.3.3 Fazit zur Bewertung der Studie zum BMWi-Monitoringbericht 

Die Studie zum Monitoringbericht zeigt: Selbst unter den konservativen Annahmen dieser 
Studie besteht bis zum Jahr 2020 auch mit Atomausstieg kein Bedarf an neuen 
stromgeführten Grundlastkraftwerken über die in Bau befindlichen hinaus, sondern 
nur ein zusätzlicher Bedarf an konventionellen stromgeführten Mittellastkraftwerken in 
Höhe von rund 5.000 MW für die Zeit nach 2015. Dies gilt selbst unter den konservativen 
Annahmen, dass erstens die Ziele der Bundesregierung für den Ausbau der erneuerbaren 
Energien und der KWK sowie für die Senkung der Stromnachfrage insgesamt deutlich 
verfehlt werden, zweitens zukünftig keine Retrofit-Maßnahmen bei Bestandskraftwerken 
stattfinden sowie drittens die Last vollkommen preisunelastisch ist. 

In der Praxis werden jedoch - wie dargelegt - die Stilllegungen von Erdgas- und Braunkoh-
lekraftwerken sehr wahrscheinlich in deutlich geringerem Umfang stattfinden, als bei der 
Ermittlung dieses Neubaubedarfs berücksichtigt. Ebenso ist die Nachfrage langfristig - 
und in gewissem Maß auch kurzfristig - elastisch, und die hier nicht berücksichtigten Op-
tionen der regelbaren Lasten zur Bereitstellung von Regel- und Reserveleistung und des 
Lastmanagements werden zukünftig eine deutlich größere Bedeutung als derzeit haben. 
Diese Potentiale können den oben ermittelten verbleibenden Neubaubedarf von rund 
5.000 MW ersetzen. Aus der Analyse der dargestellten Ergebnisse und Annahmen resul-
tiert daher:  

Selbst falls die Ziele für den Ausbau der erneuerbaren Energien und der KWK sowie für 
die Senkung der Stromnachfrage insgesamt deutlich verfehlt würden, so besteht bis zum 
Jahr 2020 - auch mit Atomausstieg - kein Bedarf an konventionellen stromgeführten 
Neubaukraftwerken über die in Bau befindlichen Anlagen hinaus.  

Falls die Ziele für den Ausbau der erneuerbaren Energien und der KWK sowie für die 
Senkung der Stromnachfrage überwiegend erreicht werden, ist bereits mit den derzeit in 
Bau befindlichen Kraftwerken die Gefahr volkswirtschaftlich ineffizienter Überkapazitäten 
bis zum Jahr 2020 evident. 
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4.4 UBA-Hintergrundpapier „Atomausstieg und Versorgungssicherheit“  

Im Hintergrundpapier „Atomausstieg und Versorgungssicherheit“163 prüfte das UBA, ob 
der deutsche Kraftwerkspark seine Emissionen gemäß dem 40-Prozent-Ziel164 bis 2020 un-
ter Umsetzung des Atomausstiegs senken und zugleich die Stromnachfrage gemäß dem 
11-Prozent-Minderungsziel165 der Bundesregierung decken kann.  

Dabei wurde ein Ausbau der erneuerbaren Energien und der KWK gemäß den Zielen der 
Bundesregierung, der derzeitige Kraftwerksbestand sowie die derzeit in Bau befindlichen 
neuen Kraftwerke berücksichtigt. Bei der Ermittlung der jährlichen Stromproduktion 
wurden typische Ausnutzungsdauern für die verschiedenen Kraftwerkstechniken ange-
nommen.  

Aus den jährlichen Energiebilanzen ergibt sich, dass der betrachtete Kraftwerkspark mit 
den getroffenen Annahmen die jährliche Stromnachfrage bis 2020 decken kann. Daher 
wäre für die zeitgleiche Deckung der Nachfrage allenfalls eine zusätzliche Leistungsreser-
ve erforderlich, also Spitzenlast- oder Reservekraftwerke oder Maßnahmen zu deren Sub-
stitution.  

Grundsätzlich ging die Studie davon aus, dass der Strommarkt auch zukünftig funktio-
niert und somit ein Ausgleich zwischen Angebot und Nachfrage auf Basis von Preissigna-
len stattfindet (siehe auch Abschnitt 3.4 „Deckung der Stromnachfrage“) - also kein 
Kapazitätsdefizit auftreten wird. Weiterhin ist zu erwarten, dass sich die Preiselastizität 
der Nachfrage signifikant erhöht (siehe Abschnitt 4.1.6 „Entwicklung der Stromnachfra-
ge“) und somit die Nachfrageseite zukünftig verstärkt zum Leistungsausgleich beitragen 
wird. Neben den im Hintergrundpapier genannten technischen Optionen zusätzlicher 
Speicherkraftwerke und des Lastmanagements stehen darüber hinaus auch die folgenden, 
oben erläuterten Möglichkeiten zur Verfügung, falls eine sehr hohe Spitzennachfrage dies 
tatsächlich erfordern sollte:  

• Lebensdauer verlängernde Maßnahmen für (Spitzenlast-)Bestandskraftwerke, 

• Neubau an Spitzenlast- und Reservekraftwerken (zum Beispiel Gasturbinen), 

• Stromimporte zum kurzfristigen Leistungsausgleich, 

• Bereitstellung von Regelleistung mit regelbaren Lasten. 

In welchem Umfang die einzelnen Optionen zukünftig eingesetzt werden, wird der Markt 
„entscheiden“.  

Das UBA-Hintergrundpapier kommt zu dem Schluss, dass die Versorgungssicherheit bis 
zum Jahr 2020 auch mit Atomausstieg gewährleistet ist und die Klimaschutzziele bei Rea-
lisierung der Ausbauziele für erneuerbare Energien und KWK erreichbar sind. 

 

                                                                                                                                           
163 UBA [2008 c] 
164 40-Prozent-Ziel der Bundesregierung: eine Senkung der CO2-Emissionen aller Sektoren bis zum Jahr 2020 

um 40 % gegenüber 1990. 
165 11-Prozent-Minderungsziel der Bundesregierung für den Stromverbrauch: Senkung des Stromverbrauchs bis 

zum Jahr 2020 um 11 % gegenüber 2005. 
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4.5 Beurteilung der Versorgungssicherheit bis 2020 

Zusammenfassend ergibt sich, dass die Versorgungssicherheit bis zum Jahr 2020 auch mit 
Atomausstieg gewährleistet sein wird. Diese Einschätzung resultiert vor allem aus folgen-
den Punkten: 

1. Es ist auch zukünftig kein Defizit an verfügbarer Kraftwerksleistung zu erwarten.  

Auf funktionierenden Märkten findet auf Basis von Preissignalen kurz-, mittel- und 
langfristig ein Ausgleich zwischen Angebot und Nachfrage statt. Ein physisches 
Defizit an verfügbarer Kraftwerksleistung ist insofern nur in einem nicht funktio-
nierenden Strommarkt möglich. Anhand der aktuellen Entwicklung im Energie-
markt ist jedoch nicht erkennbar, dass der Strommarkt momentan nicht 
funktioniert oder zukünftig nicht funktionieren wird (siehe Abschnitt 3.4 
„Deckung der Stromnachfrage“).  

2. Es bestehen verschiedene Alternativen zum Kraftwerksneubau mit erheblichen Poten-
tialen.  

Eine stärkere zeitliche Flexibilisierung der Nachfrage zur Steigerung der kurzfristi-
gen Preiselastizität, die Senkung der gesamten Nachfrage durch Effizienzsteige-
rungen, die Bereitstellung von Regelleistung durch regelbare Lasten sowie 
Laufzeitverlängerungen bei fossilen Bestandkraftwerken, und in gewissem Umfang 
Stromimporte zum Leistungsausgleich, haben insgesamt erhebliche technische Po-
tentiale. Diese Optionen sind aus volkswirtschaftlicher Sicht in der Regel vorteil-
haft und erhöhen die Flexibilität am Strommarkt. 

3. Bis zum Jahr 2020 besteht auch mit Atomausstieg - je nach Entwicklung - kein oder 
nur ein geringer zusätzlicher Neubaubedarf für konventionelle Nicht-KWK-
Kraftwerke über die im Bau befindlichen Anlagen hinaus.  

Der zukünftige Neubaubedarf hängt erheblich davon ab, wie gut die Ziele der 
Bundesregierung für den Ausbau der erneuerbaren Energien und der KWK sowie 
für die Senkung der Stromnachfrage erreicht werden und wie sich die Nachfrage-
elastizität entwickelt.  

Werden diese Ziele erreicht, so besteht bis zum Jahr 2020 auch mit Atomausstieg 
kein zusätzlicher Bedarf für konventionelle Neubaukraftwerke ohne KWK. Dies re-
sultiert aus den zuvor dargestellten Analysen der Studien von dena166, Consen-
tec/EWI/IAEW167 und UBA168.  

Selbst falls diese Ziele insgesamt deutlich verfehlt würden, bestünde auch mit 
Atomausstieg unter Nutzung der am Markt vorhandenen Flexibilitäten kein 
zusätzlicher Bedarf an konventionellen stromgeführten Neubaukraftwerken 
bis zum Jahr 2020. Dies folgt aus der Analyse der Consentec/EWI/IAEW-Studie. 

Nur falls der Stromverbrauch ohne eine deutliche Zunahme der kurzfristigen 
Nachfrageelastizität erheblich stiege und die zuvor genannten Alternativen zum 
Kraftwerksneubau nur teilweise genutzt sowie falls zugleich die Ziele für den Aus-
bau der erneuerbaren Energien und der KWK deutlich verfehlt würden, so be-
stünde ein zusätzlicher Bedarf für konventionelle Neubaukraftwerke, vor allem bei 
Mittellast-, Spitzenlast- oder Reservekraftwerken.  

                                                                                                                                           
166 Dena [2008] 
167 CONSENTEC/EWI/IAEW [2008] 
168 UBA [2008 c] 
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Falls zukünftig erkennbar ist, dass die Ziele für erneuerbare Energien, KWK und 
Effizienz sehr deutlich verfehlt würden, können und sollten jedoch vorrangig die 
bestehenden Instrumente hierzu angepasst oder ergänzt werden.  

Sollte ein erheblicher Anteil der momentan bestehenden und vielfach weit fortge-
schrittenen Kraftwerksneubauplanungen zusätzlich zu den bereits in Bau befindli-
chen Kraftwerken realisiert werden, so besteht viel mehr die Gefahr 
volkswirtschaftlich ineffizienter Überkapazitäten.  

4. Vor allem besteht bis zum Jahr 2020 auch mit Atomausstieg kein Neubaubedarf an 
zusätzlichen konventionellen Grundlastkraftwerken über die derzeit in Bau befind-
lichen Anlagen hinaus. 

Langfristig besteht durch den Ausbau der erneuerbaren Energien ein erhöhter Be-
darf an (flexiblen) Kraftwerken zur Deckung der Spitzenlast sowie zur Bereitstel-
lung von Regel- und Reserveleistung. Zugleich sinkt der Bedarf an 
Grundlastkraftwerken in der Zukunft stark (siehe auch Abschnitt 5.1.3 „Residuale 
Last und Wirtschaftlichkeit konventioneller Kraftwerke“). 

Aus den zuvor dargestellten Analysen der Studien von dena, Consentec/EWI/IAEW 
und UBA ergibt sich bis zum Jahr 2020 kein zusätzlicher Neubaubedarf an konven-
tionellen Grundlastkraftwerken ohne KWK. Dies gilt auch, falls die Ziele für den 
Ausbau der erneuerbaren Energien und der KWK sowie für die Senkung der 
Stromnachfrage deutlich verfehlt würden.  

5. Es besteht auch mit Atomausstieg in den nächsten Jahren kein Handlungsbedarf für 
den Neubau zusätzlicher konventioneller Kraftwerke ohne KWK.  

Vielfach wird über die Notwendigkeit einer sehr baldigen Entscheidung über den 
Neubau zusätzlicher konventioneller Kraftwerke ohne KWK oder auch über Lauf-
zeitverlängerungen für Atomkraftwerke diskutiert. Der in diesen Debatten sugge-
rierte Handlungsdruck ist jedoch nicht gerechtfertigt, da die 
Versorgungssicherheit bis 2020 gewährleistet werden kann – wie oben darge-
stellt – auch mit Atomausstieg und ohne in den nächsten Jahren weitere konventi-
onelle Kraftwerke ohne KWK zu bauen.  

Für Reaktionen auf einen möglichen Kraftwerksbedarf für die Zeit nach 2020 sind 
bis etwa zum Jahr 2015 keine Entscheidungen erforderlich, da die durchschnittli-
che Realisierungsdauer neuer fossiler Kraftwerke rund drei bis sieben Jahre beträgt.  

In den nächsten Jahren besteht deshalb kein Handlungsbedarf, weder für einen 
Neubau zusätzlicher konventioneller Kraftwerke ohne KWK noch für Laufzeitver-
längerungen der dann noch betriebenen Atomkraftwerke.  

Laufzeitverlängerungen für Atomkraftwerke stellen auch für die Zeit nach 2020 
keine nutzbare Option dar, da die Atomenergie die Anforderungen an eine nach-
haltige Entwicklung gravierend verletzt. Die Atomenergienutzung sollte daher 
schnellstmöglich beendet werden. Entscheidungen über den Neubau konventio-
neller Kraftwerke ohne KWK können in einigen Jahren auf der Grundlage des 
dann zu erwartenden Kraftwerksbedarfs und vor allem der dann verfügbaren neu-
en Stands der Technik getroffen werden. 
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5 Perspektiven einer nachhaltigen Stromversorgung 

Um die Versorgungssicherheit im Rahmen einer nachhaltigen Entwicklung langfristig zu 
sichern, sind wesentliche Veränderungen in der Elektrizitätswirtschaft erforderlich. Vor 
allem sind die derzeitige Erzeugungsstruktur und die Netzinfrastruktur nicht mit dem 
geplanten und erforderlichen Ausbau der erneuerbaren Energien kompatibel. Zudem 
muss die Nachfrageseite durch eine teilweise Anpassung an die Angebotssituation stärker 
am Leistungsausgleich beteiligt werden. 

Die Frage lautet also nicht, wie viel Strom aus erneuerbaren Energien das heutige 
Elektrizitätssystem verträgt, sondern: Wie muss unser zukünftiges Elektrizitätssystem 
aussehen, um Strom aus erneuerbaren Energien möglichst effektiv und kosteneffi-
zient integrieren zu können? Eine wesentliche Voraussetzung hierfür ist, dass die Netz-
infrastruktur adäquat angepasst wird. Die dazu erforderlichen Maßnahmen untersucht 
momentan zum Beispiel die dena-Netzstudie II (siehe auch Abschnitt 3.2 „Sicherer Netz-
betrieb“). 

Dieses Kapitel skizziert die speziellen Anforderungen an den Kraftwerkspark, vor allem an 
Kraftwerksneubauten, die für den Aufbau einer nachhaltigen Stromversorgung in 
Deutschland und Europa zu erfüllen sind. Der Betrachtungsschwerpunkt liegt dabei auf 
den Nachhaltigkeitskriterien Klimaschutz, Ressourcenschutz, Versorgungssicherheit und 
Wirtschaftlichkeit. Anschließend skizzieren wir Möglichkeiten zur Realisierung der lang-
fristigen Klimaschutzziele und gleichzeitiger Gewährleistung der Versorgungssicherheit 
im Rahmen einer nachhaltigen Entwicklung. 

 

5.1 Anforderungen an den Kraftwerkspark 

Um die Nachhaltigkeitskriterien zu erfüllen, muss der Kraftwerkspark in Deutschland 
grundlegend umgebaut werden. Dazu gehören sowohl der weitere Ausbau der erneuer-
baren Energien, der KWK sowie der Bau emissionsarmer und hochflexibler fossiler Nicht-
KWK-Kraftwerke.  

Dieser langfristige Umbau erfordert bereits heute die richtigen Entscheidungen, denn 
Investitionen in neue Kraftwerke haben langfristige Auswirkungen auf den Kraftwerks-
park: Für heute geplante, fossile Kraftwerke ist mindestens mit einem Betrieb bis circa 
2035 zu rechnen. Dies ergibt sich aus einer Realisierungsdauer von drei bis sieben Jahren 
bei den meisten Kraftwerkstechnologien - von der Standortfindung bis zur Inbetriebnah-
me - sowie aus den üblichen Abschreibungsdauern und Amortisationsdauern von rund 
20 Jahren und länger. Bei einer technischen Lebensdauer von 40 bis 50 Jahren könnten 
diese Kraftwerke auch bis nach 2050 betrieben werden. Aus betriebswirtschaftlicher Sicht 
ist dabei gerade das „goldene Ende“ der Kraftwerkslebensdauer interessant. Entscheidun-
gen über Kraftwerksneubauten, die bereits in näherer Zukunft gefällt werden, haben also 
einen Einfluss auf die Zeit weit nach 2020. Dies ist besonders in Bezug auf die Anforde-
rungen für einen langfristig wirksamen Klimaschutz bedeutend (siehe auch Abschnitt 2.3 
„Der Emissionshandel – ein wichtiges Klimaschutzinstrument“). Daher sollten bei Auswahl 
und Auslegung zukünftiger fossiler Kraftwerke die folgenden Aspekte berücksichtigt wer-
den.  
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5.1.1 Langfristige Klimaschutzziele 

Langfristig erfordert der Klimaschutz, dass die Industriestaaten ihre Treibhausgasemissio-
nen bis 2050 um mindestens 80 %169 170 bis 95 % 171 unter den Wert von 1990 senken (siehe 
auch Abschnitt 2.1 „Ziele des Klimaschutzes“). Dieses Ziel bedeutet für die langfristige 
Entwicklung des europäischen Kraftwerksparks, dass auch dessen Emissionen erheblich 
sinken müssen. Vor diesem Hintergrund sind mögliche Entscheidungen für den Neubau 
fossiler Kraftwerke in den nächsten Jahren, die circa 2015 in Betrieb gehen würden, und 
die damit verbundenen CO2-Emissionen zu bewerten.  

Dazu stellen wir im Folgenden dar, wie hoch die durchschnittlichen spezifischen CO2-
Emissionen der Stromerzeugung (pro Kilowattstunde) in Zukunft aus Klimaschutzsicht 
maximal sein dürfen. Dieser Wert dient als Indikator für die Anforderungen an den zu-
künftigen Kraftwerkspark.  

Die durchschnittlichen spezifischen CO2-Emissionen der Stromerzeugung ergeben sich aus 
einer angenommenen Entwicklung der zulässigen CO2-Emissionen des Kraftwerksparks 
sowie des Stromverbrauchs. Die hierzu verwendeten Annahmen, zum Beispiel zur Cap-
Entwicklung und zum Anteil des Kraftwerksparks am Cap, sind mit Unsicherheiten behaf-
tet. Wegen der durchgehend konservativen Setzung bei den benötigten Annahmen ist 
das Ergebnis tendenziell als Obergrenze anzusehen. 

Als Bilanzraum wählen wir Europa (hier die EU-27), weil die Emissionen des Kraftwerks-
parks mit der Einführung des europäischen Emissionshandelssystems nicht mehr allein 
nationaler Gesetzgebung unterliegen. Durch das Cap werden europaweit die CO2-
Emissionen172der emissionshandelspflichtigen Anlagen aus Energiewirtschaft und Indust-
rie begrenzt. 

Weiterhin sollen folgende Annahmen gelten: 

1. Die im Kyoto-Protokoll vorgesehenen, so genannten flexiblen Mechanismen (CDM, JI, 
Emissionshandel zwischen Staaten173) ermöglichen es den Vertragspartnern, eigene 
Minderungsverpflichtungen durch Aktivitäten im Ausland zu erbringen. Wir gehen 
jedoch hier davon aus, dass Europa seine Treibhausgasemissionen bis 2050 auf dem 
eigenen Territorium um den für Industrieländer empfohlenen Wert von mindestens 
80 % senkt. Hierfür besteht vor allem wegen des Anteils an den bisherigen anthropo-
genen CO2- Emissionen eine moralische Verpflichtung und zugleich wegen des hohen 
Emissionsniveaus auch ein hohes Minderungspotential.  

2. Im Basisjahr174 haben alle Sektoren der EU-27 insgesamt 4.534 Mio. t CO2

175 emittiert. 
Eine Minderung der CO2-Emissionen um 80 % gegenüber dem Basisjahr würde also 
bedeuten, alle CO2-Emissionen der EU-27 bis zum Jahr 2050 auf gut 900 Mio. t CO2 pro 
Jahr zu senken (siehe Abbildung 5-1). Wie viel dieses CO2-Budgets bis dahin noch für 
Emissionen aus fossilen Kraftwerken zur Verfügung stehen wird, lässt sich aus heuti-

                                                                                                                                           
169 UBA [2005] 
170 Enquete-Kommission [2002]  
171 IPCC [2007 b], Chapter 13, S. 776, Box 13.7 
172 in Zukunft evtl. auch weitere Treibhausgase und weitere Sektoren 
173 CDM: Clean Development Mechanism; JI: Joint Implementation 
174 „Basisjahr“ ist das Jahr, auf das sich die Reduktionsverpflichtungen des jeweiligen Staates beziehen. Für die 

meisten der EU-27-Staaten ist 1990 das Basisjahr für CO2, jedoch nicht für alle. 
175 ohne LULUCF (Land Use, Land-Use Change and Forestry; auf deutsch Landnutzung, Landnutzungsänderung 

und Forstwirtschaft); UNFCCC [2009] 
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ger Sicht nicht sagen. Dennoch lässt sich, wie im Folgenden dargestellt, eine Größen-
ordnung ermitteln, in der die Obergrenze der durchschnittlichen Kraftwerksemissio-
nen langfristig liegen muss.  

3. Die im Dezember 2008 von der EU beschlossene Emissionshandels-Richtlinie beinhal-
tet eine lineare Minderung der CO2-Emissionen aus dem Emissionshandelssektor bis 
mindestens 2020176. Würde diese lineare Minderung bis 2050 fortgesetzt, würde das 
Cap auf 633 Mio. t CO2 sinken. Der Vergleich mit dem oben dargestellten 80-Prozent-
Ziel zeigt, dass in diesem Fall der Emissionshandelssektor177 etwa zwei Drittel der ins-
gesamt noch erlaubten Emissionen beanspruchen würde, während heute sein Anteil 
an den Gesamtemissionen EU-weit etwa 50 % umfasst. Die Annahme einer weiterhin 
linearen Senkung des Caps führt daher wahrscheinlich zu einer Überschätzung des 
zukünftigen CO2-Budgets des Emissionshandelssektors.  

In der Abbildung 5-1 ist für das Jahr 2020 eine Senkung der EU-weiten CO2-Emissionen 
um 20 % gegenüber dem Basisjahr unterstellt. Auch die dargestellte Senkung des 
Emissionshandels-Caps bis 2020 entspricht diesem Ziel. Sollte sich die EU im Rahmen 
internationaler Vereinbarungen dazu verpflichten, ihre CO2-Emissionen um 30 % zu 
reduzieren, würde daraus auch eine stärkere Senkung des Caps bis 2020 – und voraus-
sichtlich darüber hinaus – resultieren, als hier dargestellt. 

4. Die Emissionen der emissionshandelspflichtigen Anlagen in Europa verteilen sich 
momentan mit etwa 60 % auf die Kraftwerke und mit 40 % auf die übrigen Industrie-
sektoren. Im Sinne einer konservativen Betrachtung für die Kraftwerksemissionen 
wird dieses Verhältnis hier fortgeschrieben. Die reale Verteilung für diesen langen 
Zeitraum ist aus heutiger Sicht unsicher und hängt von den Zertifikatspreisen und 
den Kosten der zu erschließenden Minderungspotentiale in Industrie und Energiewirt-
schaft ab. Tendenziell gibt es in der Industrie geringere kostengünstige Einsparpoten-
ziale als in der Energiewirtschaft178. Daher wird sich über den Emissionshandel für die 
Energiewirtschaft zukünftig ein kleinerer Anteil am Gesamtcap ergeben, als mit der 
Fortschreibung der Aufteilung zwischen Energiewirtschaft und Industrie angenom-
men. 

5. Der Nettostromverbrauch der EU-27 lag laut Eurostat179 im Jahr 2005 bei 2.762 TWh 
(Endenergieverbrauch). Wir nehmen für diese Betrachtung der Einfachheit halber an, 
dass der Stromverbrauch bis zur Mitte des Jahrhunderts konstant bleibt.180  

                                                                                                                                           
176 Diese ergibt sich aus der jährlichen Reduzierung um einen festen Betrag von 1,74 % der durchschnittlichen 

jährlichen Gesamtmenge derjenigen Zertifikate, die über die nationalen Zuteilungspläne der Mitgliedstaa-
ten für den Zeitraum 2008 bis 2012 zugeteilt wurden. Damit soll bis 2020 das 20-Prozent-Ziel (minus 20 % 
gegenüber 1990 in allen Sektoren) der EU erreicht werden. Der Emissionshandelssektor reduziert dabei sei-
ne Emissionen bis 2020 um 21 % gegenüber 2005. Weiter heißt es in dem Entwurf: „Die Kommission über-
prüft den linearen Koeffizienten und legt dem Europäischen Parlament und dem Rat gegebenenfalls einen 
Vorschlag für die Zeit nach 2020 vor, mit Blick darauf, dass spätestens im Jahr 2025 eine Entscheidung vor-
liegt.“  

177 Der hier bis 2050 betrachtete Bereich des Emissionshandels umfasst nur die auch momentan im Emissions-
handel berücksichtigten Sektoren. Zukünftig ist die Einbeziehung von weiteren Sektoren denkbar oder be-
reits in Planung. 

178 Dies gilt vor allem mit Blick auf die Stoffumwandlungsprozesse in der Grundstoffindustrie.  
179 Eurostat [2009] 
180 Die hier betrachtete Größe der maximalen durchschnittlichen spezifischen CO2-Emissionen ergibt sich aus 

der Gesamtmenge der CO2-Emissionen des Kraftwerksparks geteilt durch den Stromverbrauch. Ein niedri-
gerer Stromverbrauch hätte also - bei gleichbleibenden CO2-Emissionen - höhere durchschnittliche spezifi-
sche CO2-Emissionen zur Folge. Die EU formuliert in ihrem Energie- und Klimapaket das Ziel, den 
Energieverbrauch (nicht explizit den Stromverbrauch) bis 2020 um 20 % gegenüber einer Referenzentwick-
lung (mit einem um 10 % steigenden Verbrauch) zu senken. Leitet man daraus für den Stromsektor ein Ziel 

…  
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Abbildung 5-1: Historische Entwicklung der CO2-Emissionen in der EU-27 und Projektion ei-
ner linearen Minderung der CO2-Emissionen aller Sektoren um 80 % bis zum Jahr 2050 ge-
genüber dem Basisjahr sowie Entwicklung des Caps im Emissionshandel (Quelle: UNFCCC, 
eigene Berechnungen)  

 

Mit diesen Annahmen ergibt sich die Entwicklung der durchschnittlichen spezifischen 
CO2 Emissionen pro erzeugte Kilowattstunde der zukünftigen Stromerzeugung bis 2050. 
Bis zum Jahr 2050 müssen danach die durchschnittlichen spezifischen Emissionen der 
Stromerzeugung auf rund 140 g/kWh sinken, wie in Abbildung 5-2 dargestellt.  

Für die Beantwortung der Frage, inwieweit allein Wirkungsgradsteigerungen bei fossilen 
Kraftwerken einen Beitrag zum Klimaschutz leisten können, sind die CO2-Emissionen mo-
derner Kraftwerke den dargestellten Klimaschutzanforderungen gegenüber zu stellen. 
Um den Effekt der Wirkungsgradsteigerungen isoliert darzustellen, werden hier fossile 
Kraftwerk ohne KWK betrachtet - der überwiegende Teil der derzeitigen Großkraftwerke 
produziert praktisch nur Strom, die gegebenenfalls bestehende Wärmeauskopplung spielt 
nur eine sehr geringe Rolle.  

                                                                                                                                           

von minus 10 % bis 2020 gegenüber 2005 ab, so würde der Wert der durchschnittlichen spezifischen CO2-
Emissionen für 2050 statt 138 g/kWh, wie im hier betrachteten Fall mit konstantem Stromverbrauch, 153 
g/kWh betragen und läge also in ähnlicher Höhe. Je niedriger der Stromverbrauch ist, umso CO2-intensiver 
darf die Stromproduktion (bei gleicher CO2-Obergrenze) sein, zugleich sinkt in diesem Fall jedoch die abso-
lute Stromproduktion aus CO2-intensiven Kraftwerken. 
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Die Abbildung 5-2 zeigt zum einen mit der fallenden Gerade, in welchem Bereich zukünf-
tig die Obergrenze der durchschnittlichen spezifischen CO2-Emissionen der Stromerzeu-
gung in Europa liegen sollte, um langfristige Klimaschutzziele einzuhalten. Zum anderen 
zeigt sie als Vergleich die spezifischen Emissionen fossiler Kraftwerkstechniken mit Wir-
kungsgraden, wie sie für Neubaukraftwerke ab 2015 zu erwarten sind (siehe Abschnitt 
2.2.3 „Erhöhung der Energieeffizienz auf der Angebotsseite“). Die spezifischen CO2-
Emissionen der hier betrachteten fossilen Kraftwerkstypen sind selbst mit zukünftigen 
Wirkungsgraden, vor allem bei Kohlekraftwerken, deutlich höher als die durchschnittli-
chen spezifischen CO2-Emissionen des zukünftigen Kraftwerkspark langfristig sein dürfen.  
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Abbildung 5-2: Klimaschutzanforderungen (maximale durchschnittliche spezifische Emissio-
nen) und spezifische CO2-Emissionen verschiedener Kraftwerkstypen (Quelle: eigene Berech-
nung)  

 

Anhand dieser Ausführungen wird deutlich:  

1. Um die langfristigen Klimaschutzanforderungen erfüllen zu können, müssen für jedes 
Kraftwerk im europäischen Kraftwerkspark, dessen Emissionen über den langfristigen 
Durchschnittswerten liegen, in ausreichendem Umfang andere Kapazitäten vorhan-
den sein, deren Emissionen entsprechend niedriger als der Durchschnitt sind.  

2. Die möglichen Wirkungsgradsteigerungen bei Kohlekraftwerken allein - wie mit dem 
Ersatz alter Kraftwerke durch neue Kraftwerke mit gleicher Leistung erzielbar - rei-
chen nicht aus, um die langfristigen europäischen Klimaschutzziele zu erfüllen. Die 
damit erzielbaren CO2-Minderungen sind zu gering im Vergleich zu den langfristigen 
Klimaschutzzielen. Solche Maßnahmen sind daher nur in einem sehr begrenzten Um-
fang sinnvoll. Nur der Ersatz alter Kohlekraftwerke durch neue Erdgas-GuD-Kraftwerke 
führt mittelfristig zu ausreichenden CO2-Minderungen. Allerdings ist auch der Einsatz 
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von Erdgas im strengen Sinne nicht nachhaltig. Auch Erdgas-GuD-Anlagen sollten 
deshalb nur für eine Übergangszeit bis zu einem hauptsächlich auf erneuerbaren 
Energien basierten System zum Einsatz kommen.  

3. Die CO2-Emissionen fossiler Kraftwerke mit CCS würden zwar im Bereich der langfris-
tig erforderlichen Durchschnittswerte liegen, diese Technik ist jedoch nicht nachhaltig. 
Auf deren Einsatz kann langfristig verzichtet werden, da nachhaltige Alternativen mit 
ausreichend großen Potentialen bestehen. Im Sinne des Vorsorgeprinzips sollten – so-
lange ihre Verfügbarkeit ungeklärt ist – die begrenzten CO2-Speicher vorrangig für die 
Senkung der prozessbedingten Emissionen und, falls zukünftig erforderlich, für eine 
Dekarbonisierung der Atomsphäre zur Verfügung stehen (siehe auch 2.2.4 „Carbon 
Capture and Storage (CCS)“).  

4. Die langfristigen Klimaschutzziele erfordern einen technologischen und strukturellen 
Wandel des Kraftwerksparks. Zusammen mit den anderen Nachhaltigkeitskriterien er-
fordern sie einen Umbau der Stromversorgung hin zu einem überwiegend auf erneu-
erbaren Energien basierendem System, ergänzt durch eine verstärkte Nutzung der 
KWK und Effizienzsteigerungen auf der Nachfrageseite. 

 

5.1.2 Ziele für den Ausbau erneuerbarer Energien und KWK 

Die vorangegangenen Kapitel machen deutlich, dass langfristig erneuerbare Energien 
und die gekoppelte Erzeugung von Strom und Wärme (KWK) - aus Gründen des Klima-
schutzes, aber auch für eine nachhaltige Entwicklung insgesamt - den überwiegenden 
Teil der Stromversorgung übernehmen müssen. Wie eine solche Entwicklung für Deutsch-
land möglich ist, zeigt die Leitstudie 2008181 (s. Abschnitt 2.2.1 „Ausbau der erneuerbaren 
Energien“) 

Nach den Zielen des EEG soll der Anteil der erneuerbaren Energien an der Stromerzeu-
gung bis zum Jahr 2020 auf mindestens 30 % steigen und danach kontinuierlich weiter 
erhöht werden182. Bis zum Jahr 2030 sollte der Anteil der erneuerbaren Energien an der 
Stromerzeugung nach Ansicht des BMU183 und des UBA auf rund 50 % und danach weiter 
steigen. Dabei sollten 45 % der Stromerzeugung aus inländischen erneuerbaren Energien 
stammen, wie auch in der Leitstudie 2008 dargestellt. 

Der Anteil der KWK an der Stromerzeugung soll bis zum Jahr 2020 auf 25 % erhöht wer-
den. Dieses Ziel bezieht sich auf alle KWK-Anlagen, sowohl auf Basis fossiler als auch er-
neuerbarer Energieträger184. Für die fossile KWK-Stromerzeugung ist ein Anteil von rund 
15 % der gesamten Stromerzeugung bei Realisierung des 25-Prozent-Ziels zu erwarten. 
Dies gilt, falls die Entwicklung der erneuerbaren KWK wie im Leitszenario 2008185 darge-
stellt, realisiert wird. Anderenfalls könnte der Anteil der fossilen KWK-Stromerzeugung 
deutlich höher liegen.  

                                                                                                                                           
181 BMU [2008] 
182 Ziel laut EEG vom 25.10.2008 
183 BMU [2009 a] 
184 Bei der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien kommen die Biomassenutzung und die Geothermie 

für die Kraft-Wärme-Kopplung in Frage, wobei die Geothermie voraussichtlich bis zum Jahr 2020 nur einen 
geringen Anteil an der Stromerzeugung haben wird. Nach dem Leitszenario der Leitstudie 2008 ist ein 
Biomasse-Anteil an der gesamten KWK-Stromerzeugung von rund 40 % zu erwarten. (siehe BMU [2008]). 

185 ebd. 
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Möglicherweise werden die Ausbauziele der erneuerbaren Energien und der KWK nicht 
genau zu dem angestrebten Zeitpunkt vollständig realisiert sein. Aus Sicht des UBA gibt 
es jedoch keinen Zweifel, dass vor allem der Ausbau der erneuerbaren Energien zukünftig 
mit großem Tempo fortgesetzt werden sollte. Für die folgenden Betrachtungen ist es da-
her nicht entscheidend, ob diese Ziele wenige Jahre eher oder später erreicht werden. 
Vielmehr sollen die aus dieser Entwicklung resultierenden qualitativen Anforderungen 
und Lösungsmöglichkeiten für zukünftige Elektrizitätsversorgungssysteme dargestellt 
werden.  
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Abbildung 5-3: Ziele für den Ausbau der erneuerbaren Energien und der Kraft-Wärme-
Kopplung in der Stromerzeugung in Deutschland normiert auf 100 %186 (eigene Darstellung). 

 

Bei Erreichen der Ausbauziele für die erneuerbaren Energien und KWK werden im Jahr 
2020 zusammen rund 45 % und im Jahr 2030 bereits 65 % der deutschen Stromerzeu-
gung zusammen aus erneuerbaren Energien und fossilen KWK-Anlagen stammen 
(Abbildung 5-3). An die fossilen Kraftwerke ohne KWK, die dann etwa im Jahr 2030 gera-
de noch 35 % der gesamten Stromerzeugung abdecken, werden somit deutlich andere 
Anforderungen als heute gestellt. Vor allem werden wesentlich niedrigere Ausnutzungs-
dauern und eine wesentlich höhere Flexibilität erforderlich sein.  

 

                                                                                                                                           
186 Hinzu kommen Ziele für die Senkung des Stromverbrauchs, so dass 100% in den Jahren 2020 und 2030 in 

absoluten Zahlen eine niedrigere Stromerzeugung darstellen als im Jahr 2005. 
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5.1.3 Residuale Last und Wirtschaftlichkeit konventioneller Kraftwerke  

Mit einem steigenden Anteil fluktuierend einspeisender Quellen ändern sich die Anforde-
rungen an den fossilen Kraftwerkspark gravierend. Dies betrifft ganz wesentlich auch die 
Wirtschaftlichkeit einzelner Kraftwerkstechniken.  

 

Lastgang, Lastdauerlinie und Lastdeckung 

Das Lastprofil, auch als Lastgang bezeichnet, ist eine häufig genutzte Form zur Darstel-
lung der Last. Hier wird die Höhe der Last über einen bestimmten Zeitraum dargestellt 
(siehe Abbildung 5-4). 
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Abbildung 5-4: Schematische Darstellung des Lastverlaufs über einen Tag in stündlichen Wer-
ten (eigene Darstellung) 

 

Der Verlauf der Last legt es nahe, verschiedene Lastbereiche zu unterscheiden. Diese kön-
nen jedoch nicht scharf voneinander abgegrenzt werden187 188:  

• Als Grundlast wird der weitgehend durchlaufende Anteil der Last bezeichnet. Die 
Grundlast ist im Allgemeinen im Winter größer als im Sommer. Die Grundlast ist 
also der Anteil der Last, der während der meisten Zeit des Jahres auftritt. Der 
Grundlastbereich ist durch eine quasikonstante Leistung mit seltenen Lastände-
rungen gekennzeichnet. 

• Die Spitzenlast ist durch einen Lastverlauf gekennzeichnet, der mit steilen Flan-
ken über das vorausgehende und nachfolgende Lastniveau hinausragt und wäh-
rend einer kurzen Zeitspanne auftritt. Die Spitzenlast tritt also nur während einer 

                                                                                                                                           
187 siehe auch VDEW [1990] 
188 In der Literatur werden unterschiedliche Abgrenzungen zwischen Spitzen- und Mittellast sowie zwischen 

Mittel- und Grundlast verwendet. Im Folgenden verwenden wir 3.000 h/a als Grenze zwischen Spitzen- und 
Mittellast und 6500 h/a als Grenze zwischen Mittel- und Grundlast. 
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geringen Zeit des Jahres auf. Der Spitzenlastbereich umfasst jeweils Zeitspannen 
einzelner oder weniger Stunden und ist durch schnelle und häufige Laständerun-
gen gekennzeichnet.  

• Als Mittellast wird der zwischen Grund- und Spitzenlast liegende Lastbereich be-
zeichnet. Der Mittellastbereich liegt mit seinen Eigenschaften (Geschwindigkeit 
der Laständerungen und Länge der Intervalle) zwischen Grund- und Spitzenlast. 

Eine andere Darstellung derselben Last ist die Lastdauerlinie. Die Lastdauerlinie stellt die 
nach der Höhe der Lastniveaus in absteigender Reihenfolge sortierte jährliche Last in 
stündlicher Auflösung dar (siehe  Abbildung 5-5).  
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Abbildung 5-5: Von der jährlichen Lastkurve zur Lastdauerlinie (eigene Darstellung aus UCTE-
Daten189 für die Last in Deutschland 2007)  

 

Mit der Lastdauerlinie kann ermittelt werden, welche Kraftwerksleistung in wie vielen 
Stunden pro Jahr benötigt wird. Es ist ersichtlich, dass nur eine bestimmte Leistung 
durchgängig notwendig ist. Ebenso ist eine bestimmte Leistung nur zu wenigen Stunden 
im Jahr erforderlich.  

Die Lastdauerlinie enthält auch wichtige Informationen für eine kostenoptimale Zusam-
mensetzung des Kraftwerksparks, da für die Wirtschaftlichkeit der Kraftwerke deren Aus-
nutzungsdauer entscheidend ist190. 

 

Kostenstruktur verschiedener Kraftwerkstechniken 

Aus der Lastdauerlinie ist ersichtlich, dass nur ein Teil der gesamten Kraftwerksleistung 
mit einer sehr hohen Ausnutzungsdauer erforderlich ist (Grundlast). Ebenso ist ein Teil 
der gesamten Kraftwerksleistung nur mit einer sehr niedrigen Ausnutzungsdauer erfor-
derlich (Spitzenlast).  

Die konventionellen Kraftwerkstechniken haben unterschiedliche Investitions- und Be-
triebskosten. Daher sind bei der Investitionsentscheidung je nach Ausnutzungsdauer un-
terschiedliche Kraftwerke aus betriebswirtschaftlicher Sicht (Gesamtkosten) am 
kostengünstigsten.  

                                                                                                                                           
189 UCTE [2009] 
190 Für die Investitionsentscheidung der Kraftwerksbetreiber ist zudem die Kostenstruktur des bereits vorhan-

denen Kraftwerksparks von großer Bedeutung. 
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So genannte191 Spitzenlastkraftwerke - wie Erdgas-Gasturbinenkraftwerke - haben wegen 
niedriger Investitionskosten und relativ hoher variabler Kosten bei geringen Ausnut-
zungsdauern die geringsten Gesamtkosten. Andererseits haben so genannte Grundlast-
kraftwerke - wie Braunkohle- und Atomkraftwerke - wegen ihrer hohen 
Investitionskosten und relativ niedrigen variablen Kosten erst bei relativ hohen Ausnut-
zungsdauern die geringsten Gesamtkosten. So genannte Mittellastkraftwerke, mit Inves-
titionskosten niedriger und variable Kosten höher als bei Grundlastkraftwerken, haben 
bei mittleren Ausnutzungsdauern die geringsten Gesamtkosten.  

Um die Gesamtlast kostenoptimal zu decken, kommen daher für die Grund-, Mittel- und 
Spitzenlast verschiedene Kraftwerkstechniken zum Einsatz. Aus technischer Sicht können 
jedoch prinzipiell alle fossilen Kraftwerkstypen im Dauerlastbetrieb, das heißt zur De-
ckung der Grundlast, eingesetzt werden. 

Zudem haben die verschiedenen Kraftwerkstechniken sehr unterschiedliche technische 
Eigenschaften in Bezug auf Anfahrzeit, zulässige Anfahrhäufigkeit, Mindestbetriebsdauer, 
Mindestteillast und Leistungsänderungsgeschwindigkeit, wodurch sie jeweils für die De-
ckung bestimmter Lastbereiche besonders gut oder schlecht geeignet sind. Kraftwerke 
mit langen Anfahrzeiten und relativ geringen Laständerungsgeschwindigkeiten – vor al-
lem Atom- und Braunkohlekraftwerke - eignen sich besonders gut für die Abdeckung der 
Grundlast, jedoch nicht für die Deckung der Spitzenlast. Hingegen eignen sich Gasturbi-
nen- und Pumpspeicherkraftwerke, mit kurzen Anfahrzeiten und hohen Laständerungs-
geschwindigkeiten, besonders gut zur Deckung der Spitzenlast.192  

 

Residuale Last und residuale Lastdauerlinie 

Die Einspeisungen aus erneuerbaren Energien, die durch das EEG gefördert werden, ha-
ben prinzipiell Vorrang vor der Einspeisung aus konventionellen Kraftwerken. Zudem 
sind die variablen Kosten der dargebotsabhängigen Techniken (Sonnen-, Wind- und 
Laufwasserkraftwerke) fast Null, so dass diese am Strommarkt fast immer zu den günstigs-
ten Anbietern gehören. 

Mit der zunehmenden Einspeisung aus erneuerbaren Energien verringert sich daher die 
Höhe der Last, die von den konventionellen Kraftwerken gedeckt werden muss - zugleich 
erhöhen sich die Anforderungen an die Flexibilität dieser Kraftwerke. 

Die von konventionellen Kraftwerken zu deckende Last, hier als „residuale Last“ be-
zeichnet, ergibt sich aus der Gesamtlast abzüglich der Einspeisungen aus erneuerba-
ren Energien193 (siehe Abbildung 5-6).  

 

                                                                                                                                           
191 Die korrekte Bezeichnung dieser Kraftwerke lautet: „Spitzenleistungs-Kraftwerke“, „Mittelleistungs-

Kraftwerke“ und „Grundleistungs-Kraftwerke“.  
192 Pumpspeicherkraftwerke können jedoch keine Grundlast bereitstellen. 
193 Der Begriff „residual“ stammt vom lateinischen „residuum“ (bedeutet „Rest“) ab. In der residualen Last 

kann je nach Definition auch die Stromerzeugung aus wärmegeführten KWK-Anlagen berücksichtigt wer-
den, da diese Anlagen - zumindest weitgehend - unabhängig von Strompreisen einspeisen (siehe auch de-
na-Netzstudie I, dena [2005]) 
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Abbildung 5-6: Schematische Darstellung des Verlaufs von Last und residualer Last über ei-
nen Tag in stündlichen Werten (eigene Darstellung). 

 

Die residuale Lastdauerlinie (siehe Abbildungen der folgenden Abschnitte) stellt die von 
konventionellen Kraftwerken zu deckende Last dar, sortiert nach der Höhe der Lastni-
veaus. Mit der residualen Lastdauerlinie kann ermittelt werden, welche konventionelle 
Kraftwerksleistung in wie vielen Stunden pro Jahr benötigt wird. 

 

Einfluss der Windenergie auf die residuale Last 

Die Windenergie hat derzeit und voraussichtlich auch zukünftig den größten Anteil an 
der Stromerzeugung der erneuerbaren Energien in Deutschland. Den Einfluss hoher An-
teile der Windstromeinspeisung auf die residuale Last zeigt Abbildung 5-7194. 

Die Windenergieerzeugung reduziert die residuale Höchstlast (in der Grafik ganz links 
abzulesen) nur sehr wenig. Zugleich sinkt jedoch die residuale Grundlast deutlich195, wäh-
rend die residuale Spitzenlast deutlich steigt und die residuale Mittellast annähernd kon-
stant bleibt. 

                                                                                                                                           
194 Die Abbildung zeigt beispielhaft den Einfluss der Windenergie mit einem Anteil von rund 20 % an der 

gesamten Stromerzeugung. Bei der Darstellung der residualen Last ist zu berücksichtigen, dass zuerst die 
Einspeisung der erneuerbaren Energien von der Last abgezogen werden, um die residuale Last zu erhalten 
und danach die einzelnen Stunden der Last und der residualen Last jeweils separat nach der Höhe der Last-
niveaus sortiert werden. Daher ist eine bestimmte Stunde der Last nicht unbedingt an der gleichen Stelle in 
der Abbildung der Lastdauerlinie zu finden, wie dieselbe Stunde der residualen Last.  

195 Die Windenergie deckt aufgrund ihrer Einspeisecharakteristik auch einen erheblichen Teil der Last im 
Grundlastbereich (Windeinspeisungen nachts). Sie verdrängt dabei teilweise bisherige Grundlastkraftwerke.  
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Die Windenergie führt zu einer deutlichen Verringerung der erforderlichen Grund-
lastkapazität des Kraftwerksparks, obwohl die Windenergie selbst keine Grundlast-
kapazität darstellt und ihr Leistungskredit sehr niedrig ist.196 

 

 
Abbildung 5-7: Veränderung der Lastdauerlinie durch Windenergieeinspeisung (BET [2008]) 

 

Es ist also nicht notwendig, dass die Grundlast ausschließlich durch so genannte Grund-
lastkraftwerke gedeckt wird. Obwohl die Windenergie selbst nicht mit dauerhaft konstan-
ter Leistung einspeisen kann, speist sie auch zu Grundlastzeiten ein und ersetzt somit 
einen Teil der Stromerzeugung aus „Grundlastkraftwerken“.  

Windenergie benötigt daher einen komplementären Kraftwerkspark, also vorwiegend 
Spitzen- und Mittellastkraftwerke. 

 

Gesamteinfluss der erneuerbaren Energien auf die residuale Last 

Neben der Windenergie haben auch alle weiteren erneuerbaren Energien einen großen 
Einfluss auf die residuale Last. Dabei unterscheiden sich die Techniken zur Nutzung er-
neuerbarer Energien durch ihre jeweils typische Einspeisecharakteristik. Entscheidend für 

                                                                                                                                           
196 siehe auch BET [2008] 
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die Anforderungen an den konventionellen Kraftwerkspark ist der Gesamteinfluss aller 
erneuerbaren Energien auf die residuale Last.  

Im Folgenden soll deshalb anhand einer qualitativen Betrachtung dargestellt werden, 
welchen Einfluss der angestrebte Ausbau der erneuerbaren Energien insgesamt auf die 
von konventionellen Kraftwerken zu deckende Last hat.197  

Dabei wird für das Jahr 2020 ein Anteil der in Deutschland installierten erneuerbaren 
Energien an der Stromerzeugung von rund 30 % und für das Jahr 2030 von rund 45 % 
angenommen.198 

Um den Einfluss der erneuerbaren Energien auf die residuale Last isoliert betrachten zu 
können, wird hier eine gleichbleibende Stromnachfrage angenommen. Ausgangsbasis ist 
daher die deutsche Netzlast für das Jahr 2007, die von der UCTE in stündlicher Auflösung 
veröffentlicht wird.  

Durch die Einspeisung aller erneuerbaren Energien ergibt sich ein deutlich anderer Ver-
lauf der residualen Lastdauerlinie im Vergleich zur Lastdauerlinie199 (siehe Abbildung 5-8).  
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Abbildung 5-8: Last und residuale Last - Gesamteinfluss der erneuerbaren Energien auf die 
residuale Lastdauerlinie auf Basis der Stromnachfrage des Jahres 2007 in Deutschland (eigene 
Darstellung aus UCTE-Daten200 für die Last in Deutschland 2007) 

 

Die erneuerbaren Energien verringern die residuale Höchstlast nur moderat. Zugleich 
sinkt jedoch die residuale Grundlast - also der Bedarf an konventionellen Grundlastkapa-
zitäten - deutlich, während die residuale Spitzenlast deutlich steigt und die residuale Mit-
tellast geringfügig steigt. Der zeitliche Verlauf der residualen Grundlast trägt zugleich 
typische Merkmale der Mittellast, da die residuale Last bei höheren Anteilen erneuerbarer 

                                                                                                                                           
197 Selbstverständlich ersetzt diese qualitative Betrachtung keine exakte quantitative Untersuchung, die Ergeb-

nisse können aber den Einfluss der erneuerbaren Energien auf die Entwicklung der residualen Last im We-
sentlichen gut darstellen. 

198 gemäß den Zielen des EEG und in Anlehnung an die im Leitszenario 2008 dargestellte Entwicklung 
199 Der Einfluss der Windenergie auf die residuale Last wurde in der dena-Netzstudie I für Windenergieanteile 

von bis zu 15 % (siehe dena [2005]) und im BET-Gutachten für einen Windenergieanteil von rund 20 % dar-
gestellt (siehe BET [2008]). Für Wasserkraft, Biomasse und Geothermie kann näherungsweise von einer 
bandförmigen Einspeisung ausgegangen werden. Der Einfluss der Photovoltaik auf die residuale Last kann 
bei installierten Leistungen von bis zu 20 GW näherungsweise vernachlässigt werden, da die Stromerzeu-
gung bei diesen Leistungen unter 5 % der heutigen Gesamtstromerzeugung liegt.  

200 UCTE [2009] 
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Energien an der Stromerzeugung zeitweise bis auf Null absinkt (zum Beispiel bei Situatio-
nen mit Starkwind und Schwachlast) und dadurch das bisher typische „Grundlast-
band“ verschwindet. Der Bedarf an einer „klassischen“ konventionellen Grundlast wird 
also zukünftig stark sinken. Mit dem Ausbau der erneuerbaren Energien bestehen daher 
zukünftig für den konventionellen Kraftwerkspark, der zur Deckung der residualen Last 
erforderlich ist, deutlich andere Anforderungen als bisher. Vor allem wird die durch-
schnittliche Ausnutzungsdauer der konventionellen Kraftwerke deutlich sinken.  

Der zukünftige konventionelle Kraftwerkspark mit einem hohen Anteil erneuerbarer 
Energien benötigt also deutlich mehr Kraftwerkskapazitäten zur Deckung der Spit-
zenlast und deutlich weniger Kraftwerkskapazitäten zu Deckung der Grundlast als 
heute.  

 

Einfluss von Veränderungen der Stromnachfrage auf die residuale Last 

Zusätzlich zu den erneuerbaren Energien hat auch eine mögliche Veränderung der 
Stromnachfrage einen bedeutenden Einfluss auf die residuale Last, wobei sich beide Ein-
flüsse überlagern. Zukünftig ist sowohl mit Veränderungen der jährlichen Gesamtstrom-
nachfrage wie auch des zeitlichen Verlaufs der Nachfrage zu rechnen.  

Neben dem Ziel der Bundesregierung, den Stromverbrauch bis zum Jahr 2020 um 11 % 
zu senken, werden mögliche Entwicklungen, wie allgemeine Effizienzverbesserungen, der 
Rückbau von Nachtspeicherheizungen, eine verstärkte Nutzung von Klimaanlagen, der 
Ausbau der Elektromobilität und zusätzliche Nachfragereaktionen auf Preissignale (Last-
management) einen Einfluss auf die Höhe und den zeitlichen Verlauf der zukünftigen 
Last haben (siehe auch Abschnitt 4.1.6 „Entwicklung der Stromnachfrage“). 

Werden die angestrebten Effizienzsteigerungen und das damit verbundene Ziel einer 
deutlichen Senkung des Stromverbrauchs erreicht, so wird dies zu einer weiteren deutli-
chen Senkung der residualen Last insgesamt führen. Durch die Veränderungen der 
Stromnachfrage ist auch ein weiterer Rückgang der residualen Grundlast sehr wahr-
scheinlich.  

  

Einfluss der KWK 

Neben der Einspeisung aus erneuerbaren Energien hat auch die Einspeisung aus KWK-
Anlagen Vorrang. Ein Großteil der KWK-Anlagen wird wärmegeführt betrieben, speist 
also - zumindest weitgehend - unabhängig von Strompreisen und mit einem erheblichen 
Grundlastanteil ein. 

Die von konventionellen Kraftwerken ohne KWK zu deckende Last, vor allem der Grund-
lastanteil, ist also nochmals deutlich niedriger als die residuale Last. Und sie sinkt tenden-
ziell weiter mit dem geplanten Ausbau der KWK.  

 

Neubaubedarf Grundlastkraftwerke 

Wie im Abschnitt 4.3 anhand der Ergebnisse der Consentec/EWI/IAEW-Studie dargestellt, 
beträgt der Bedarf an stromgeführten konventionellen Grundlastkraftwerken im Jahr 
2020 rund 30.000 MW (netto). Um diesen Bedarf zu decken, besteht bis zum Jahr 2020 
auch mit Atomausstieg kein zusätzlicher Neubaubedarf an stromgeführten konventionel-
len Grundlastkraftwerken über die derzeit in Bau befindlichen Anlagen hinaus - selbst 
falls die Ziele für den Ausbau der erneuerbaren Energien und der KWK sowie für die 
Senkung der Stromnachfrage insgesamt deutlich verfehlt würden.  
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Mit dem langfristig geplanten Ausbau der erneuerbaren Energien und der KWK wird 
auch nach 2020 die von konventionellen Kraftwerken ohne KWK zu deckende Grundlast 
erheblich sinken (siehe oben). Gleichzeitig werden im Jahr 2035 insgesamt noch - allein 
mit den bereits in Bau befindlichen Braun- und Steinkohlekraftwerken und den heute 
bestehenden Braunkohlekraftwerken (mit typischen technischen Lebensdauern von über 
40 Jahren) - stromgeführte konventionelle Grundlastkraftwerke mit einer installierten 
Leistung von über 16.000 MW (netto) zur Verfügung stehen (siehe Abbildung 5-9). 

Daher ist ein erheblicher Neubaubedarf an konventionellen Grundlastkraftwerken lang-
fristig - auch mit Atomausstieg - sehr unwahrscheinlich.  
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Abbildung 5-9: Nettoleistungen der bestehenden und heute in Bau befindlichen stromgeführ-
ten Grundlastkraftwerke in Deutschland in den Jahren 2005, 2020 und 2035 (eigene Darstel-
lung nach UBA-Kraftwerksdatenbank) 

 

Fazit 

Mit dem Ausbau der erneuerbaren Energien sinkt die von konventionellen Kraftwerken 
zu deckende - residuale - Last erheblich. Vor allem sinkt der Bedarf an konventionellen 
Grundlastkraftwerken, die zur Deckung der residualen Grundlast erforderlich sind.  

Ein erheblicher Neubaubedarf an konventionellen Grundlastkraftwerken für die Zeit nach 
2020 ist auch mit Atomausstieg sehr unwahrscheinlich, vor allem falls die Ziele der Bun-
desregierung für den Ausbau der erneuerbaren Energien und der KWK weitgehend er-
reicht würden.  

Langfristig besteht jedoch infolge des Ausbaus der erneuerbaren Energien ein zusätzli-
cher Bedarf an Spitzenlast- und Reservekraftwerken und gegebenenfalls ein Bedarf an 
Mittellastkraftwerken für den Ersatz von Bestandsanlagen.  

Zudem muss der konventionelle Kraftwerkspark deutlich flexibler werden, um den An-
forderungen aus dem Ausbau der erneuerbaren Energien zu entsprechen. 
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5.1.4 Regelleistung 

Mit dem Ausbau der erneuerbaren Energien müssen vor allem folgende Aspekte berück-
sichtigt werden: 

• Bei verstärkter Einspeisung aus den fluktuierenden erneuerbaren Energien, wie 
Wind und Sonne, werden die Schwankungen der residualen Last deutlich zuneh-
men, sowohl in der Höhe als auch in der Geschwindigkeit der Laständerungen.  

• Mit der zunehmenden Einspeisung aus erneuerbaren Energien sinkt zugleich die 
Höhe der residualen Last und somit die erforderliche Leistung der konventionellen 
Kraftwerke zur Deckung der residualen Last. Dabei sinkt auch der Umfang der Re-
gelleistung, der mit diesen konventionellen Kraftwerken bereitgestellt werden 
kann. Mit Unterschreiten einer bestimmten Kraftwerksleistung können konventio-
nelle Kraftwerke allein nicht mehr ausreichend Regelleistung bereitstellen. 

• Zudem steigt tendenziell201 der Bedarf an vorzuhaltender Regelleistung, vor allem 
der Minutenreserveleistung202.  

Vor allem in Situationen, in denen die von konventionellen Kraftwerken zu deckende Last 
zu gering ist, um mit diesen Kraftwerken ausreichend Regelleistung bereitstellen zu kön-
nen, ist deshalb die Nutzung anderer Möglichkeiten erforderlich, als derzeit hauptsäch-
lich üblich. Derzeit wird die Regel- und Reserveleistung fast ausschließlich mit 
konventionellen Kraftwerken und Pumpspeicherkraftwerken sowie in geringem Umfang 
durch regelbare Lasten in „virtuellen“ Kraftwerken (siehe Abschnitt 5.2 
„Versorgungssicherheit und nachhaltige Stromversorgung“) bereitgestellt. 

Für den Erhalt der Versorgungssicherheit sind daher zukünftig ein erheblich flexiblerer 
konventioneller Kraftwerkspark, die stärkere Beteiligung der Nachfrageseite am Leis-
tungsausgleich und die Nutzung weiterer Optionen, wie der Regelung erneuerbarer 
Energien, zur Bereitstellung von Regelleistung erforderlich. 

 

5.1.5 Flexibilität konventioneller Kraftwerke 

Auch die technischen Anforderungen an die konventionellen Kraftwerke, die zur De-
ckung der residualen Last erforderlich sind, werden mit dem weiteren Ausbau der erneu-
erbaren Energien erheblich zunehmen. Der zukünftige konventionelle Kraftwerkspark 
muss deutlich flexibler werden203. Neubaukraftwerke sollten eine niedrige Mindestteil-
last, hohe Leistungsänderungsgeschwindigkeiten und kurze Anfahrzeiten aufweisen.  

                                                                                                                                           
201 siehe Abschnitt 4.1.9 “Einfluss der Windenergie auf den Regelleistungsbedarf“  
202 Ein steigender Bedarf an vorzuhaltender Regelleistung kann auch vermieden werden, indem die Prognose-

abweichungen in „virtuellen“ Kraftwerken ausgeglichen werden, dies ist zum einen durch Drosselung der 
Anlagenleistung der erneuerbaren Energien mit fluktuierendem Energieangebot oder zum anderen durch 
einen regelbaren Anlagenbestand auf Basis speicherbarer Energieträger möglich. Werden diese Optionen 
nur für einen Teil des erneuerbaren Kraftwerksparks genutzt, so resultieren hieraus (energetische) Ineffi-
zienzen, da diese virtuellen Kraftwerke zeitweise „gegeneinander“ arbeiten oder „gegen“ den restlichen 
erneuerbaren Kraftwerkspark. Energetisch am effizientesten ist der gegenseitige Ausgleich der Prognose-
abweichungen und Leistungsschwankungen in einem möglichst großen Bilanzraum, also vorzugsweise 
Deutschland mit Einbindung des europäischen Auslands.  

203 Siehe auch Dena [2005] 
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Bei der Auslegung und Auswahl zukünftiger konventioneller Kraftwerke ist daher zu be-
rücksichtigen:  

1. Mit der Zunahme der residualen Spitzenlast und dem tendenziell steigenden Bedarf 
an Minutenreserve durch den Ausbau der erneuerbaren Energien, erhöht sich zukünf-
tig der Bedarf an hochflexiblen Spitzenlast- und Reservekraftwerken mit kurzer 
Anfahrzeit und hoher Leistungsänderungs-Geschwindigkeit. Diese Anforderungen 
erfüllen zum Beispiel Gasturbinenkraftwerke, Blockheizkraftwerke (BHKW) und 
Pumpspeicherkraftwerke besonders gut.  

2. Die Bereitstellung von Primär- und Sekundärregelleistung mittels konventioneller 
Kraftwerke erfordert, dass die jeweiligen Kraftwerke im Netzbetrieb arbeiten. Die De-
ckung der residualen Mittellast und der insgesamt deutlich sinkenden residualen 
Grundlast erfordert daher zukünftig vor allem hochflexible konventionelle Kraft-
werke mit einer sehr niedrigen Mindestteillast und einer hohen Leistungsände-
rungsgeschwindigkeit. Diese Anforderungen erfüllen besonders Erdgas-GuD-
Kraftwerke und Steinkohlekraftwerke.  

 

5.2 Versorgungssicherheit und nachhaltige Stromversorgung 

In diesem Abschnitt stellen wir beispielhaft technische Möglichkeiten dar, die bei der 
Entwicklung zu einem nachhaltigen Stromversorgungssystem genutzt werden sollten. Sie 
ermöglichen einen Ausgleich zwischen Angebot und Nachfrage sowie eine ausreichende 
Bereitstellung von Regel- und Reserveleistung204. Für einige dieser Optionen sind gegebe-
nenfalls auch eine Anpassung der rechtlichen und organisatorischen Rahmenbedingun-
gen sowie eine Förderung mit geeigneten Instrumenten erforderlich.  

• Stromnachfragesenkung durch Effizienzsteigerungen und Einsparungen 

Die Steigerung der Energieeffizienz und Einsparungen auf der Nachfrageseite füh-
ren insgesamt zu einer geringeren Nachfrage und somit auch tendenziell zu einer 
Senkung der Spitzenlast (siehe auch Abschnitt 4.1.6 „Entwicklung der Stromnach-
frage“). 

• Lastmanagement (Demand Side Management)  

Lastmanagement verbessert die kurzfristige Anpassung der Nachfrage an die Er-
zeugungssituation auf Basis von Preissignalen205. Deren verstärkter Einsatz erhöht 
die kurzfristige Preiselastizität der Nachfrage (siehe Abschnitt 4.1.6 „Entwicklung 
der Stromnachfrage“). Die regulatorischen und technologischen Vorraussetzungen 
hierfür werden derzeit geschaffen. 

• Regelbare Lasten für die Bereitstellung von Regelleistung  

Vor allem bei industriellen Großverbrauchern bestehen hierzu erhebliche Potenti-
ale, die bisher noch weitgehend ungenutzt sind (siehe Abschnitt 4.1.7 „Regelbare 
Lasten“). 

                                                                                                                                           
204 Es bestehen zukünftig vielfältige Möglichkeiten hierzu. Welche Möglichkeiten eingesetzt werden, wird der 

Markt „entscheiden“. Zur grundsätzlichen Funktionsweise von wettbewerblichen Strommärkten siehe Ab-
schnitt 3.4 „Deckung der Stromnachfrage“. 

205 Neben Nachfragereaktionen, die (zeitweise) zu einer verminderten Last führen, sind auch Reaktionen mög-
lich, die (zeitweise) zu Lasterhöhungen führen. Mit zusätzlichen Verbrauchern kann beispielsweise über-
schüssiger Strom aus erneuerbaren Energien (zum Beispiel Starkwind - Schwachlast) genutzt werden. 
Hierbei sollten jedoch nur energetisch sinnvolle Anwendungen genutzt werden. So ist beispielsweise die 
Erzeugung von Wasserstoff eine zu prüfende Option.  
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• „Virtuelle“ Kraftwerke aus dezentraler Erzeugung und regelbaren Lasten 

Die gemeinsame Betriebsführung verschiedener dezentraler Erzeugungsanlagen 
und regelbarer Lasten ermöglicht einen Betrieb wie mit einem „virtuellen“ großen 
Kraftwerk - zur Lastdeckung und Bereitstellung von Regel- und Reserveleistung. 
Die Nutzung solcher „virtuellen“ Kraftwerke ist bereits in kleinem Umfang Praxis 
(siehe Abschnitt 4.1.7 „Regelbare Lasten“). „Virtuelle“ Kraftwerke können dabei 
den energiewirtschaftlichen Nutzen der Stromerzeugung aus erneuerbaren Ener-
gien und fossilen KWK-Anlagen erhöhen.  

Bei geeigneter Zusammensetzung können „virtuelle“ Kraftwerke auf Basis erneu-
erbarer Energien in Kombination mit Speicherkraftwerken prinzipiell auch eine al-
leinige Lastdeckung übernehmen. Dieses wurde im Jahr 2008 mit dem Projekt 
„Kombikraftwerk“ des ISET206 gezeigt.  

Mit „virtuellen“ Kraftwerken ist auch die Nutzung von Elektrofahrzeugen als re-
gelbare Last oder als aktive Einspeisung zur Bereitstellung einer Leistungsreserve 
möglich. 

• Großräumiger europäischer Leistungsausgleich  

Der großräumige europäische Leistungsausgleich bietet erhebliche Potentiale zur 
Verringerung der insgesamt erforderlichen Kraftwerksleistung und führt dadurch 
zu erheblichen volkswirtschaftlichen Vorteilen. Diese Potentiale resultieren aus 
dem stochastischen Ausgleich der unterschiedlichen nationalen Lasten und der 
Einspeisung aus fluktuierenden erneuerbaren Energien. Ebenso werden die Reser-
vekapazitäten für Ausfälle konventioneller Kraftwerke in der Praxis nicht in allen 
Ländern in voller Höhe gleichzeitig benötigt.  

Der großräumige europäische Leistungsausgleich ermöglicht Stromimporte zum 
Ausgleich unterschiedlicher Erzeugungskosten und möglicher Kapazitätsengpässe 
durch die Nutzung ausländischer Kraftwerksreserven (siehe auch Abschnitt 4.1.2 
„Liberalisierung des Strommarktes und europäischer Stromhandel“). Ein Beispiel 
hierfür ist die verstärkte Einbindung der vorhandenen Speicherkraftwerke in den 
Alpen und in Skandinavien für den deutschen und europäischen Leistungsaus-
gleich. 

Der überregionale Ausgleich schwankender Einspeisungen aus erneuerbaren 
Energien erhöht deren energiewirtschaftlichen Nutzen erheblich. Nach den kürz-
lich veröffentlichten Ergebnissen des dena-Projektes „TRADEWIND“ verdoppelt 
sich etwa der Leistungskredit der Windenergie auf rund 14 % bei einem europa-
weiten Ausgleich der Leistungsschwankungen im Vergleich zur deutschlandweiten 
Betrachtung207.  

Für die verstärkte Nutzung dieser Möglichkeiten ist jedoch ein weiterer Ausbau 
der Übertragungsnetze und der Grenzkuppelstellen erforderlich. Dieser sollte mög-
lichst umwelt- und sozialverträglich stattfinden. 

                                                                                                                                           
206 ISET [2008 a] 
207 Der Leistungskredit von 14 % ergibt sich bei einer installierten Windenergieanlagenleistung von 200.000 

MW in Europa (siehe EWEA [2009])   
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• Neubau hochflexibler Spitzenlast- und Reservekraftwerke  

Durch den Ausbau der erneuerbaren Energien erhöht sich der Bedarf an Kraftwer-
ken mit niedriger Ausnutzungsdauer, kurzer Anfahrzeit und hoher Leistungsände-
rungsgeschwindigkeit zur Deckung der Spitzenlast und zur Bereitstellung von 
Minutenreserveleistung. Hierzu eignen sich besonders Gasturbinenkraftwerke208, 
Blockheizkraftwerke und Speicherkraftwerke. Diese Kraftwerke werden beispiels-
weise dann benötigt, wenn die Nachfrage besonders hoch und die Einspeisung aus 
erneuerbaren Energien durch ein geringes Dargebot an Wind und Sonne beson-
ders niedrig ist. 

• Neubau hochflexibler emissionsarmer Mittellastkraftwerke mit KWK  

Langfristig ist der Ersatz bestehender Mittellastkraftwerke durch hochflexible Mit-
tellastkraftwerke mit einer sehr niedrigen Mindestteillast und einer hohen Leis-
tungsänderungsgeschwindigkeit erforderlich. Aus Klimaschutz- und 
Effizienzgründen sollten diese Kraftwerke vorwiegend mit KWK betrieben werden. 
Besonders günstig sind dabei Erdgas-GuD-Kraftwerke, die auch in der ungekoppel-
ten Stromerzeugung höchste Wirkungsgrade und niedrige CO2-Emissionen errei-
chen. Mit dem Einsatz von Wärmespeichern ist es möglich, die Nachfrage nach 
Wärme und Strom zeitlich zu entkoppeln und somit die KWK-Anlagen nicht mehr 
ausschließlich wärmegeführt zu betreiben, sondern flexibler auf die Anforderun-
gen des Strommarkts reagieren zu können.  

• Neubau von Speicherkraftwerken 

Einspeiseschwankungen fluktuierender erneuerbarer Energien und überschüssige 
Einspeisungen (zum Beispiel Starkwind - Schwachlast) können mit zusätzlichen 
Speichern besser in die Stromversorgung integriert werden. Hierfür ist auch eine 
Kapazitätserweiterung bestehender Pumpspeicherkraftwerke durch ein Repowe-
ring möglich. Ebenso eignen sich Speicherkraftwerke - wie Pumpspeicher- und 
Druckluftspeicherkraftwerke - prinzipiell für die Deckung der Spitzenlast sowie die 
Bereitstellung von Regel- und Reserveleistung. 

• Bereitstellung von Regelleistung durch erneuerbare Energien 

Besonders geeignet für die Bereitstellung von Regel- und Reserveleistung sind die 
erneuerbaren Energien, deren Energieträger gespeichert werden können, also 
Biomassekraftwerke und Speicherwasserkraftwerke. Prinzipiell können jedoch 
auch fluktuierende erneuerbare Energien, wie die Windenergie, Regel- und Reser-
veleistung durch Drosselung bereitstellen. Dies ist derzeit noch Gegenstand der 
Forschung und Erprobung. Ein Beispiel hierfür ist das Projekt „Integration großer 
Offshore-Windparks in elektrische Versorgungssysteme“ unter Leitung des ISET209. 
Es zeigt zum einen konzeptionell und zum anderen anhand eines Feldversuches, 
dass es mit einem aus mehreren Windenergieanlagen bestehenden 
„virtuellen“ Kraftwerks möglich ist, Regelleistung bereitzustellen.  

                                                                                                                                           
208 Da Reservekraftwerke nur selten eingesetzt werden und somit einen sehr geringen Anteil an der Gesamt-

stromerzeugung haben, spielt der Wirkungsgrad dieser Kraftwerke nicht die wichtigste Rolle und der abso-
lute Brennstoffbedarf ist relativ gering. Zudem sind selbst bei älteren Gasturbinen mit einem 
Wirkungsgrad von rund 30 % die spezifischen CO2-Emissionen mit rund 670 g CO2/kWh niedriger als bei 
den neusten Steinkohlekraftwerken mit über 700 g CO2/kWh (siehe auch Abschnitt  6.1.1 „Langfristige Kli-
maschutzziele“). 

209 ISET [2008 b] 
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Wegen des Energieverlustes sollte die Drosselung von dargebotsabhängigen er-
neuerbaren Energien jedoch nur bei Kapazitätsengpässen und vorwiegend zur Be-
reitstellung von negativer Regel- und Reserveleistung genutzt werden210, wenn 
keine energetisch sinnvolleren Alternativen zur Verfügung stehen. 

Nach 2020 besteht möglicherweise für wenige Jahre ein geringer zusätzlicher Bedarf an 
fossilen Grundlastkraftwerken. Dieser ist vor allem abhängig von dem tatsächlichen Aus-
bau der erneuerbaren Energien und der KWK: 

• Neubau hochflexibler Grundlastkraftwerke mit KWK 

Einerseits führt der Ausbau der erneuerbaren Energien zu einem deutlichen Rück-
gang der residualen Last und andererseits ist der Ausbau der KWK für eine nach-
haltige Energieversorgung erforderlich. Daher sollten neue Grundlastkraftwerke, 
falls diese notwendig sein sollten, vorrangig als KWK-Anlagen gebaut werden. So-
weit möglich sollten Wärmespeicher zum Einsatz kommen, um die Nachfrage 
nach Wärme und Strom zeitlich zu entkoppeln. Neue Grundlastkraftwerke sollten 
zudem eine sehr niedrige Mindestteillast und eine hohe Leistungsänderungsge-
schwindigkeit erfüllen, um Regelleistung auch in Situationen mit geringer residua-
ler Last bereitstellen zu können. 

• Retrofit fossiler Kraftwerke 

Retrofit-Maßnahmen zur Laufzeitverlängerung bieten sich vor allem bei solchen 
Kraftwerken an, für die nach Ablauf ihrer technischen Auslegungsbetriebsdauer 
nur noch ein Bedarf über wenige Jahre besteht und somit ein Neubau nicht sinn-
voll wäre. Vorwiegend im stark schrumpfenden residualen Grundlastbereich kön-
nen Retrofit-Maßnahmen zur Laufzeitverlängerung fossiler Bestandskraftwerke 
neben dem Neubau von KWK-Anlagen genutzt werden.  

 

 

 

                                                                                                                                           
210 Für die Bereitstellung von negativer Regel- und Reserveleistung aus fluktuierenden erneuerbaren Energien 

ist nur für den Fall des tatsächlichen Einsatzes eine Drosselung erforderlich. Um eine positive Regel- und 
Reserveleistung vorhalten zu können, ist jedoch eine permanente Drosselung (mit entsprechenden Ener-
gieverlusten) erforderlich.  
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6 Wirtschaftlichkeit und Strompreise 

6.1 Wirtschaftlichkeit 

Eine preisgünstige und kosteneffiziente Stromversorgung ist eine weitere Voraussetzung 
für eine nachhaltige Energieversorgung. Ein funktionierender wettbewerblicher Strom-
markt ist die Basis einer wirtschaftlichen Energieversorgung. Er fördert eine kostengüns-
tige und effiziente Energieerzeugung und damit auch niedrige Strompreise. Allerdings ist 
die Stromerzeugung bislang mit erheblichen externen Kosten verbunden. Deshalb greift 
eine rein einzel- oder betriebswirtschaftliche Beurteilung der Wirtschaftlichkeit zu kurz; 
ergänzend ist auch eine volkswirtschaftliche Sicht erforderlich. Das UBA setzt allein die 
Kosten der Klimafolgeschäden einer Tonne CO2 mit 70 Euro an.211 Durch den Emissions-
handel wurde in den letzten Jahren – mit Preisen von meist deutlich unter 30 Euro je 
Tonne CO2 – nur ein Teil dieser Klimafolgekosten am Markt wirksam.  

Neben den Klimafolgeschäden der CO2-Emissionen umfassen die externen Kosten auch 
die monetarisierten Schäden anderer Emissionen wie Staub (PM10), Stickoxide (NOx) und 
Schwefeldioxid (SO2). 

Die gesamten externen Umweltkosten der Stromerzeugung betragen derzeit durch-
schnittlich etwa 8,7 Cent/kWh bei Braunkohlekraftwerken, rund 6,8 Cent/kWh bei Stein-
kohlekraftwerken und rund 3,9 Cent/kWh bei Erdgas betriebenen Kraftwerken. 

Ein erheblicher Teil dieser Kosten wird bislang nicht den Verursachern angelastet. Beson-
ders hoch sind diese nicht internalisierten Kosten bei Braun- und Steinkohle (6,9 und 
5,0 Cent/kWh), deutlich geringer sind sie bei Erdgas (1,9 Cent/kWh). Auch die Atomener-
gienutzung ist mit erheblichen externen Kosten verbunden (siehe Abschnitt 2.2.5 
„Risikotechnologie Atomenergie“).  

Die externen Kosten der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien212 liegen mit 
0,1ct/kWh für Windenergie (offshore, 800 kW-Anlage), 0,4ct/kWh für Wasserkraft, und 
0,8ct/kWh für Photovoltaik deutlich niedriger als die externen Kosten der fossilen Stro-
merzeugung.  

Unter Berücksichtigung der externen Umweltkosten liegen die volkswirtschaftlichen Ge-
samtkosten der Stromerzeugung aus verschiedenen erneuerbaren Energien – wie der 
Windenergie mit rund 8,0 ct/kWh – bereits heute unter denen der fossilen Stromerzeu-
gung (Braunkohle: 11,7 ct/kWh, Steinkohle 10,7 ct/kWh, Erdgas 9,4 ct/kWh).213 Zudem 
werden langfristig die realen Stromgestehungskosten der erneuerbaren Energien durch 
Lerneffekte sinken, während Preissteigerungen bei fossilen Energieträgern, vor allem bei 
Steinkohle und Erdgas, sehr wahrscheinlich sind.  

Der Umweltpolitik kommt deshalb eine wichtige Funktion auf dem Strommarkt zu: Ihre 
Instrumente geben der Umweltnutzung einen Preis und beeinflussen so die betrieblichen 
Entscheidungen. Solange nicht umweltpolitische Instrumente die externen Kosten inter-
nalisieren, sind diese von der Allgemeinheit zu tragen - mit negativen Folgen für die ge-

                                                                                                                                           
211 UBA [2007 b] 
212 Ebd. 
213 Zum Vergleich: Die Stromgestehungskosten fossiler Kraftwerke im Jahr 2007 ohne CO2-Aufschlag (Kapital-

kosten, Betriebskosten und Brennstoffkosten bei einer Ausnutzungsdauer von 7.000 h/a) gibt die Leitstudie 
unter bestimmten Annahmen mit 2,99 Cent/kWh für Braunkohle, 3,90 Cent/kWh für Steinkohle und 
5,49 Cent/kWh für Erdgas an. Die Leitstudie beziffert für die erneuerbaren Energien die durchschnittlichen 
Stromgestehungskosten der im Jahr 2007 installierten Neuanlagen mit 11 Cent/kWh (ohne Photovoltaik 
8,5 Cent/kWh) und erwartet bis 2050 einen Rückgang auf 5,5 Cent/kWh [Quelle: BMU [2008]. 
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samtgesellschaftliche Wohlfahrt. Nur falls diese externen Kosten der Stromerzeugung 
internalisiert sind, kann der Wettbewerbsmarkt zu einer volkswirtschaftlich kostenopti-
malen Entwicklung führen.  

Die momentane Diskussion über die Zukunft der Elektrizitätsversorgung greift jedoch 
nicht nur zu kurz, weil sie häufig nur aus betriebswirtschaftlicher Sicht geführt wird und 
dabei wichtige volkswirtschaftliche Aspekte vernachlässigt.  

Ebenso greifen einfache Aussagen - beispielsweise, dass neue Kohlekraftwerke für niedri-
ge Strompreise erforderlich seien - oftmals zu kurz, da sie die Komplexität des Strom-
marktes verkennen. Unrealistische Vorstellungen über die Funktionsweise des 
Strommarktes können zu sachfremden wirtschaftspolitischen Empfehlungen und Ent-
scheidungen führen. Deshalb gehen wir im Folgenden kurz auf grundlegende Prinzipien 
des Strommarktes ein.  

 

6.2 Strompreise 

Strom wird am Großhandelsmarkt - etwa der Leipziger Strombörse, European Energy Ex-
change (EEX) - in Stundenkontrakten für jede Stunde eines Tages gehandelt.214 Kraft-
werksbetreiber geben hier ihre Angebote ab, die Angaben über die Liefermenge und den 
gewünschten Preis enthalten. Ordnet man die Angebote nach ihrem Preis, erhält man die 
so genannte Merit Order. In jeder Stunde muss das Stromangebot die Stromnachfrage 
decken. Es kommen, angefangenen bei den günstigsten, alle Angebote zum Zuge, die 
günstigere oder gleich hohe Angebotspreise aufweisen wie das letzte gerade noch benö-
tigte Angebot. Dieses letzte Angebot - das des Grenzkraftwerks - bestimmt den einheitli-
chen Marktpreis, der an alle Stromlieferanten gezahlt wird. Gemäß dem Funktionsprinzip 
des Strommarktes sind somit die niedrigeren Angebote der anderen Anbieter für die 
Preisbildung nicht entscheidend. 

Eine Vielzahl von Zusammenhängen und Faktoren beeinflussen die Strompreisbildung: 

• In einem perfekt funktionierenden Wettbewerbsmarkt bieten die Erzeuger Strom 
auf Basis ihrer kurzfristigen Grenzkosten der Stromproduktion an215. Dies sind die 
variablen Kosten, zu denen die Brennstoffkosten, die Kosten für erworbene CO2-
Zertifikate, Opportunitätskosten der kostenlos zugeteilten CO2-Zertifikate und ge-
gebenenfalls die Anfahrkosten216 gehören. Die kurzfristigen Grenzkosten des 
Grenzkraftwerkes bestimmen somit den Strompreis.  

• Die Grenzkosten der verschiedenen Kraftwerke sind sehr unterschiedlich217. Des-
halb finden sich die verschiedenen Stromerzeugungstechniken und die dazugehö-
rigen Energieträger an unterschiedlichen Stellen in der Merit Order. 

                                                                                                                                           
214 Ein Großteil des (Industrie-)Stroms wird bilateral zwischen Versorger und (Industrie-)Kunden ausgehandelt 

und orientiert sich dabei lediglich an den Börsenpreisen.  
215 Bei Kapazitätsknappheiten können die Strompreise auch über die Grenzkosten der letzten Einheit steigen. 

Dies ist erforderlich, damit auch Investitionen in Grenzkraftwerke stattfinden. „Abgesehen von kurzfristi-
gen extremen Preisspitzen kann das Preisniveau also langfristig auf einem wettbewerblichen Markt theore-
tisch nicht über das Vollkostenniveau (Anm.: der letzten Einheit) ansteigen.“ (CONSENTEC/EWI/IAEW 
[2008]) 

216 Anfahrkosten entstehen beim Anfahren des Kraftwerks zum Beispiel durch den Brennstoffbedarf für das 
Aufwärmen der Anlage und durch den zusätzlichen Verschleiß. 

217 Für eine volkswirtschaftlich optimale Allokation sind verschiedene Kraftwerkstechniken erforderlich. Insbe-
sondere Kraftwerke mit niedrigen Fixkosten und hohen Betriebskosten - beispielsweise Erdgaskraftwerke - 
sind für die Bereitstellung von Mittel- und Spitzenlast sowie für Reserveleistung wirtschaftlich sinnvoll (sie-
he Abschnitt 5.1.3 „Residuale Last und Wirtschaftlichkeit konventioneller Kraftwerke“). 
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Grenzkraftwerke waren in den letzten Jahren - in Abhängigkeit von der Höhe der 
jeweiligen Nachfrage - in der Regel Kohle- oder Gaskraftwerke. Die meisten erneu-
erbaren Energien und Atomkraftwerke reihen sich mit ihren niedrigeren Grenz-
kosten noch vor Gas- und Kohlekraftwerken in der Merit Order ein und waren 
somit nicht preissetzend.  

• Änderungen der Energieträgerpreise beeinflussen die Grenzkosten und damit den 
Strompreis. So waren in den letzten Jahren nicht nur auf dem Gasmarkt, sondern 
auch auf dem Steinkohlemarkt erhebliche Preissteigerungen zu verzeichnen. Der 
so genannte Kohle-Gas-Spread, die Differenz vom Kohle- zum Gaspreis, kann sich 
ebenfalls ändern und dadurch den Strompreis beeinflussen.  

• Auch die Zertifikatspreise für CO2-Emissionen sind Bestandteil der Grenzkosten 
und können die Einsatzreihenfolge der Merit Order ändern. Hohe Zertifikatspreise 
begünstigen vergleichweise CO2-arme Gaskraftwerke und machen Kohlkraftwerke 
unattraktiver, da diese erhebliche CO2-Emissionen verursachen. Dies ist ein ent-
scheidender Wirkmechanismus des Emissionshandels.  

• Steigt der CO2-Zertifikatepreis und/oder sinkt die Differenz aus Gaspreis und Koh-
lepreis, kann dies dazu führen, dass Kohle-Kondensationskraftwerke und Erdgas-
GuD-Kraftwerke ihren Platz in der Merit Order tauschen, weil dann Strom aus Gas-
kraftwerken niedrigere Grenzkosten als Strom aus Kohlekraftwerken hat. Wird 
deshalb Kohle durch Gas als Energieträger verdrängt, sinken die CO2-Emissionen 
der Stromerzeugung218.  

• Ein weiterer zentraler Einflussfaktor für die Angebotspreise sind die Marktverhält-
nisse: Gibt es nur wenige Anbieter, begünstigt dies strategisches Verhalten und 
hohe Strompreise, die deutlich über den Grenzkosten der Stromerzeugung liegen. 
Einer solchen Situation wirkt die Schaffung eines einheitlichen europäischen 
Marktes durch erhöhten Wettbewerb entgegen.  

• Zur Vollendung des europäischen Binnenmarktes für Strom bedarf es des Ausbaus 
der länderübergreifenden Übertragungskapazitäten. Bei gut ausgebauten Grenz-
kuppelstellen gleichen sich die Strompreise auf dem Großhandelsmarkt an. Ein 
Beispiel sind Deutschland und Frankreich, die trotz großer Unterschiede im Kraft-
werkspark - Atomkraftwerke liefern in Frankreich circa 80 % des Stroms, in 
Deutschland nur circa 25 % - ähnliche Großhandelsstrompreise aufweisen. Dies 
verdeutlicht, dass die Strompreise keineswegs nur von der Zusammensetzung des 
nationalen Kraftwerksparks abhängig sind.  

Diese - auszugsweise - Aufzählung der Einflussfaktoren verdeutlicht die Komplexität der 
Preisbildung auf dem Strommarkt. Vorschnelle wirtschaftspolitische Empfehlungen füh-
ren deshalb leicht zu suboptimalen Ergebnissen.  

Auf den ersten Blick mag der Neubau von Kohlekraftwerken mit relativ niedrigen Brenn-
stoffpreisen im Vergleich zu Erdgas geeignet erscheinen, über die Merit Order niedrigere 
Strompreise zu erreichen. Im Betrieb teurere Erdgaskraftwerke - so die Hoffnung - bräuch-
ten dann weniger zum Einsatz zu kommen. Strompreiswirksam sind solche Investitionen 
nur in dem Umfang, wie sie Einfluss auf das jeweilige Grenzkraftwerk in der Merit Order 
haben. Dies ist der Fall, falls sich durch neue Kraftwerke die Merit Order so verschiebt, 
dass zu den jeweiligen Nachfrageniveaus ein anderes Kraftwerk mit signifikant niedrige-

                                                                                                                                           
218 Aufgrund der Wirkungsweise des Emissionshandels entsprechen jedoch die CO2-Emissionen aller emissi-

onshandelspflichtigen Energie- und Industrieanlagen in Europa in Summe immer der Höhe des Caps. 
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ren Grenzkosten preissetzend wird. Kraftwerksneubauten haben somit nur einen indirek-
ten Einfluss auf den Strompreis. 

Langfristig würde eine starke Kohlenutzung bei zukünftig stetig sinkendem Cap jedoch 
den CO2-Zertifikatepreis und somit - unter sonst gleichen Bedingungen - den Strompreis in 
die Höhe treiben. Der Gesamteffekt dieser gegenläufigen Einflüsse in diesem komplexen 
Prozess ist daher offen. Bei volkswirtschaftlicher Betrachtung unter Berücksichtigung aller 
externen Effekte - auch über den CO2-Effekt hinaus, also zum Beispiel inklusive SO2-, NOx- 
und Staubemissionen sowie Ressourcenverbrauch - verschlechtert sich die Bilanz für neue 
Kohlekraftwerke weiter (siehe vorheriger Abschnitt). Zusätzlich wirkt ein erhöhter CO2-
Preis nicht nur auf die Stromerzeugung, sondern führt auch bei den Industrieanlagen, die 
dem Emissionshandel unterliegen, zu höheren Kosten.  

Staat und Investoren sollten daher bei ihren Entscheidungen nicht primär kurzfristige 
Effekte im Auge haben, sondern sich an den Erfordernissen eines langfristigen Umbaus 
des Energiesystems orientieren. Sonst besteht die Gefahr einer Festlegung auf einen emis-
sionsintensiven fossilen Kraftwerkspark (Lock-In) und von Fehlinvestitionen, da die Amor-
tisationszeit neuer Kraftwerke rund 20 Jahre und länger beträgt.  

Aus diesen Ausführungen leiten sich die folgenden Schlussfolgerungen ab: 

1. Die politische Diskussion um eine nachhaltige Energieversorgung darf die Wirtschaft-
lichkeit nicht auf eine rein betriebswirtschaftliche Sicht verkürzen. Da ein beträchtli-
cher Teil der externen Kosten bislang nicht internalisiert wird, ist die derzeitige 
Energieversorgung volkswirtschaftlich ineffizient und noch mit zu geringen Anreizen 
für eine nachhaltige Stromerzeugung ausgestattet.  

2. Es ist fraglich, ob der Neubau von Kohlekraftwerken, ebenso wie die Laufzeitverlänge-
rung der Atomkraftwerke bei volkswirtschaftlicher Betrachtung - das heißt unter Be-
rücksichtigung aller externen Kosten - günstiger als zum Beispiel der Neubau von 
Gaskraftwerken oder Maßnahmen zur Erhöhung der Energieeffizienz ist. 

3. Es ist zudem aufgrund der Strompreisbildung fraglich, ob mittel- bis langfristig neue 
Kohlekraftwerke einen signifikanten Einfluss auf den am Großhandelsmarkt resultie-
renden Strompreis hätten. 

Der Umbau der Elektrizitätsversorgung im Sinne der Nachhaltigkeit erfordert sehr große 
Veränderungen und ist mit umfangreichen - jedoch volkswirtschaftlich vorteilhaften - 
Investitionen verbunden. Daher sollte mit dem langfristig anstehenden Erneuerungsbe-
darf im Kraftwerkspark jetzt die Chance genutzt werden, das Energiesystem entsprechend 
den zukünftigen Anforderungen (siehe auch Abschnitt 5.1 „Anforderungen an den Kraft-
werkspark“) zu gestalten und somit flexible und emissionsarme fossile Kraftwerke als Er-
gänzung zu dem weiterhin schnell wachsenden Anteil erneuerbarer Energie zu bauen.   
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